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Zeichnungsanträge sind nur gültig, wenn sie auf- 
grund des vorliegenden Verkaufsprospekts oder We-
sentlichen Anlegerinformationen (Key Investor Infor-
mation Documents; im Folgenden: KIIDs) begleitet 
vom letzten Jahresbericht und, wenn der Stichtag 
des letzten Jahresberichts länger als acht Monate 
zurückliegt, zusätzlich begleitet von einem jüngeren 
Halbjahresbericht, erfolgen. Diese Berichte sind Be-
standteil dieses Verkaufsprospekts. 

Zusätzlich zu diesem Verkaufsprospekt werden We- 
sentliche Anlegerinfromationen (KIIDs) herausge- 
geben, welche die wichtigsten Informationen zum 
BayernInvest Fonds beinhaltet. Diese KIIs sowie alle 
übrigen Verkaufsunterlagen müssen jedem Kaufinte-
ressenten vor der Zeichnung unentgeltlich angeboten 
werden. 

Verkaufsprospekt, KIIDs, Jahres- und Halbjahresbe- 
richte, die Satzung der Verwaltungsgesellschaft und 
das Verwaltungsreglement des Fonds sind kostenlos 
am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, bei der Depot-
bank und bei jeder Zahlstelle erhältlich. 

Dieser Prospekt gilt nicht als Verkaufsangebot in 
denjenigen Ländern, in denen ein derartiges Ange- 
bot ungesetzlich ist, sowie in den Fällen, in denen 
der Verkaufsprospekt durch Personen vorgelegt wird, 
die dazu nicht ermächtigt sind oder denen es geset-
zeshalber verboten ist, solche Angebote zu unterbrei-
ten. 

Kaufinteressenten haben sich selbst über die rechtli- 
chen Voraussetzungen, Devisenbeschränkungen und 
Steuervorschriften ihrer Heimat- und Wohnsitzländer 
zu unterrichten. 

Bei etwa auftretenden Unklarheiten über den Inhalt 
dieses Prospekts oder der KIIDs fragen Sie bitte Ihren 
Finanz-, Rechts- oder Steuerberater. 

Besondere Hinweise für US Bürger (FATCA) 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. und die Anteile 
des Fonds sind und werden nicht gemäß dem United 
States Investment Company Act von 1940 in seiner 
gültigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds 
sind und werden nicht gemäß dem United States 
Securities Act von 1933 in seiner gültigen Fassung 
oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bundes-
staates der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) 
registriert. Anteile des Fonds dürfen weder in den 
USA — einschließlich der dazugehörigen Gebiete — 
noch einer US-Person oder auf deren Rechnung an-
geboten oder verkauft werden. Antragsteller müssen 
gegebenenfalls darlegen, dass sie keine US-Person 
sind und Anteile weder im Auftrag von US-Personen 
erwerben noch an US-Personen weiterveräußern. 

US-Personen sind Personen, die Staatsangehörige 
der USA sind oder dort ihren Wohnsitz haben und/ 
oder dort steuerpflichtig sind. Auch ist die Abtre- tung 
von Anteilen an diese Personen nicht gestattet. US-
Personen können auch Personen- oder Kapitalgesell-
schaften sein, die gemäß den Gesetzen der USA 
bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder einer 
US-Besitzung gegründet werden. 

Sollte die BayernInvest Luxembourg S.A. bzw. die 
Transferstelle Kenntnis davon erlangen, dass es sich 
bei einem Anteilinhaber um eine US-Person handelt 
oder die Anteile zugunsten einer US-Person gehalten 
werden, so steht den vorgenannten Gesellschaften 
das Recht zu, die unverzügliche Rückgabe dieser An-
teile zum jeweils gültigen und letztverfügbaren Anteil-
wert zu verlangen
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Grundlagen 
 

Der BayernInvest (im Folgenden „BayernInvest“ oder 
der „Fonds“) ist ein Investmentfonds mit einer 
Umbrella-Struktur, bestehend aus einem oder mehre-
ren Teilfonds, der gemäß Teil 1 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2010 über Organismen für gemeinsame 
Anlagen verwaltet wird. 

Das Vermögen jedes Teilfonds, das in der Höhe nicht 
begrenzt ist, wird von demjenigen der Verwaltungs-
gesellschaft getrennt gehalten und steht im Miteigen-
tum der jeweiligen Anteilinhaber. 

Alle Anteilinhaber besitzen die gleichen Rechte, und 
zwar im Verhältnis zur Zahl ihrer Anteile und nur in-
nerhalb des entsprechenden Teilfonds. Die Rechte 
der Anteilinhaber sind durch die Anteile bestätigt. 

Die Rechte und Pflichten der Anteilinhaber eines Teil-
fonds sind von denen der Anteilinhaber der anderen 
Teilfonds völlig getrennt. Dies gilt auch im Verhältnis 
zu Dritten, denen gegenüber das Fondsvermögen 
eines Teilfonds nur für die Verbindlichkeiten dieses 
einzelnen Teilfonds einsteht. Alle Teilfonds werden 
im Interesse der Anteilinhaber von der Verwaltungs-
gesellschaft verwaltet. 

Den Anteilinhabern stehen keine Stimmrechte zu, 
Anteilinhaberversammlungen sind nicht vorgesehen. 

Die im nachfolgend abgedruckten Verwaltungsregle-
ment aufgeführten Anlagerichtlinien und Anlagebe-
schränkungen sind auf jeden Teilfonds anwendbar. 

Der Verkaufsprospekt, die KIIDs, das Verwaltungs-
reglement sowie die aktuellen Jahres- und Halbjah-
resberichte sind kostenlos bei der Verwaltungsge-
sellschaft sowie auf der Website 
www.bayerninvest.lu erhältlich. 

Zusätzliche Informationen über die Anlagegrenzen 
des Risikomanagements der Teilfonds, die Risikoma-
nagementmethoden und die jüngsten Entwicklungen 
bei den Risiken und Renditen der wichtigsten Kate-
gorien von Vermögensgegenständen sind bei der 
Gesellschaft sowie auf der Website 
www.bayerninvest.lu erhältlich. 

 
Das Verwaltungsreglement ist in diesem Prospekt un-
ter Ziffer 32 abgedruckt. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwaltungs-
reglement jederzeit im Interesse der Anteilinhaber und 
mit Zustimmung der Verwahrstelle abändern. Ände-
rungen des Verwaltungsreglements, mit Ausnahme 
der Regelungen zu den Vergütungen und Aufwen-
dungserstattungen, bedürfen der vorherigen Geneh-
migung durch die Commission de Surveillance du 
Secteur Financier. Solche Änderungen werden beim 
Handelsregister hinterlegt und eine Erwähnung dieser 
Hinterlegung wird im Mémorial veröffentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 9. April 1997 sowie die Änderungen 
vom 25. Mai 1998, vom 14. April 1999, vom 8. Sep-
tember 1999, vom 7. Oktober 1999, vom 10. April 
2000, vom 6. August 2002, vom 15. Juli 2003, vom 28. 
April 2004 und vom 6. September 2005 wurden am 
28. April 1997, am 19. Juni 1998, am 14. Mai 1999, am 
7. Oktober 1999, am 6. November 1999, am 15. Mai 
2000, am 14. August 2002, am 5. August 2003, am 27. 
Mai 2004, am 21. September 2005 bzw. am 09. Okto-
ber 2006 im Mémorial veröffentlicht. 
Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 15 Februar 2008 trat am 15. Februar 
2008 in Kraft und wurde am 20. Februar 2008 beim 
Registre de Commerce et des Sociétés (Handelsre-
gister) hinterlegt. Der Hinterlegungsvermerk wurde 
am 25. Februar 2008 im Mémorial veröffentlicht. 

 
Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 12. August 2010 trat am 01. Oktober 
2010 in Kraft und wurde am 12. August 2010 beim 
Registre de Commerce et des Sociétés (Handelsre-
gister) hinterlegt. Der Hinterlegungsvermerk wurde 
am 23. August 2010 im Mémorial veröffentlicht. 

 
Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 31. März 2012 trat am 01. April 2012 in 
Kraft und wurde am 15. Mai 2012 beim Registre de 
Commerce et des Sociétés (Handelsregister) hinter- 
legt. Der Hinterlegungsvermerk wurde am 21. Mai 
2012 im Mémorial veröffentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in 
der Fassung vom 28. November 2014 trat am 29. 

http://www.bayerninvest.lu/
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November 2014 in Kraft und wurde am 18. Novem- 
ber 2014 beim Registre de Commerce et des Sociétés 
(Handelsregister) hinterlegt. Der Hinterlegungsver- 
merk wurde am 21. November 2014 im Mémorial 
veröffentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 21. Dezember 2014 trat am 22. De-
zember 2014 in Kraft und wurde am 17. Dezember 
2014 beim Registre de Commerce et des Sociétés 
(Handelsregister) hinterlegt. Der Hinterlegungsver-
merk wurde am 29. Dezember 2014 im Mémorial 
veröffentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des BayernInvest in der 
Fassung vom 23. November 2016. trat am 13. De- 
zember 2016 in Kraft und wurde am 12. Dezember 
2016 beim Registre de Commerce et des Sociétés 
(Handelsregister) hinterlegt. Der Hinterlegungsver- 
merk wurde im Recueil Électronique des Sociétés et 
Associations (RESA) veröffentlicht. 

1. Verwaltungsgesellschaft 

1.1 Firma, Rechtsform und Sitz 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. (die „Verwal- 
tungsgesellschaft”) wurde am 26. August 1991 als 
Aktiengesellschaft nach Luxemburger Recht mit Sitz 
in Luxemburg-Stadt auf unbestimmte Zeit errichtet. 
Die letzte Änderung der Satzung der Verwaltungs- 
gesellschaft erfolgte am 19. Dezember 2014 und 
wurde im Mémorial, Recueil des Sociétés et Associa- 
tions, veröffentlicht. Gegenstand der Gesellschaft ist 
die Auflage, Förderung, Betreuung, Verwaltung und 
Leitung von Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren („OGAW“) im Sinne des Gesetzes vom 
17. Dezember 2010 über Organismen für gemeinsa-
me Anlagen. Die Geschäfte der Gesellschaft werden 
durch den Verwaltungsrat geführt. Er ist insbesondere 
für die Verwaltung des Fondsvermögens verantwort-
lich und berechtigt, im Namen der Gesellschaft zu 
handeln sowie sie gerichtlich und außergerichtlich zu 
vertreten. 

Die Verwaltungsgesellschaft ist bei der Verwaltung 
des Fondsvermögens an das Verwaltungsreglement 
gebunden. 

 

Verwaltungsrat / Geschäftsführung / Ei-

genkapital 

Nähere Angaben über die Geschäftsführung und die 
Zusammensetzung des Verwaltungsrates und das 
Eigenkapital finden Sie unter dem Punkt „Organisati-
on“ am Anfang des Verkaufsprospektes. 

1.2 Vergütungspolitik 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. ist als Verwal- 
tungsgesellschaft dazu verpflichtet, Vergütungs- 
grundsätze nach Art. 12 des geänderten Gesetzes 
vom 12. Juli 2013 über die Verwalter alternativer In- 
vestmentfonds sowie Art. 111ter des geänderten Ge-
setzes vom 17. Dezember 2010 über Organismen für 
gemeinsame Anlagen festzulegen. Dabei bestimmen 
sich die Anforderungen an das Vergütungssystem 
näher nach Anhang II der Richtlinie 2011/61/EU (AI-
FMD) sowie nach Artikel 14a Absatz 2 und Artikel 14b 
Absatz 1, 3 und 4 der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW- 
RL). Darüber hinaus finden die ESMA Guidelines zur 
Vergütung Anwendung. 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. hat eine Vergü- 
tungspolitik verabschiedet, die im Einklang mit den 
o.g. Anforderungen steht. Sie beinhaltet insbesonde-
re folgende Aspekte: 

a) Sowohl die Organisation als auch das Dienst-
leistungsangebot der BayernInvest Luxem-
bourg S.A. sind nach den Grundsätzen der 
Nachhaltigkeit, Transparenz und Solidarität 
ausgerichtet und sollen langfristige Unter-
nehmensstabilität  sichern. 

b) Die Vergütung ist mit einem beständigen und 
wirksamen Risikomanagement verein- bar 
und diesem förderlich und ermutigt nicht zur 
Übernahme von Risiken, die unvereinbar sind 
mit den Risikoprofilen, Verwaltungsregle-
ments und Satzungen sowie Verkaufspros-
pekten/ Emissionsdokumenten der verwalte-
ten AIF und OGAW. 

c) Die Vergütungspolitik steht im Einklang mit 
Geschäftsstrategie, Zielen, Werten und Inte-
ressen der Verwaltungsgesellschaft und der 
von ihr verwalteten OGAW und der Anleger 
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solcher OGAW und umfasst Maßnahmen zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten. 

d) Die variable Vergütung, einschließlich des zu-
rückgestellten Anteils, wird nur dann ausge-
zahlt oder verdient, wenn sie angesichts der 
Finanzlage der Verwaltungsgesellschaft insge-
samt tragbar und aufgrund der Leistung der 
betreffenden Geschäftsabteilung, des OGAW 
und der betreffenden Person gerechtfertigt ist. 

e) In Bezug auf die außertariflich vergüteten Mit-
arbeiter stehen die festen und variablen Be-
standteile der Gesamtvergütung in einem an-
gemessenen Verhältnis zueinander, wobei der 
Anteil des festen Bestandteils an der Ge- 
samtvergütung hoch genug ist, um in Bezug 
auf die variablen Vergütungskomponenten 
völlige Flexibilität zu bieten, einschließlich der 
Möglichkeit, auf die Zahlung einer variablen 
Komponente zu verzichten. 

f) Das Vergütungssystem wird jährlich auf Wirk-
samkeit, Angemessenheit und Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen und aufsichts-
rechtlichen Vorgaben überprüft und bei Be-
darf angepasst. 

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergütungspolitik 
der Gesellschaft sind im Internet unter 
http://www.bayerninvest.lu/de/globalenavigation/disclai
mer/index.html veröffentlicht. Hierzu zählen eine Be-
schreibung der Berechnungsmethoden für Vergütun-
gen und Zuwendungen an bestimmte Mitarbeiter-
gruppen, sowie die Angabe der für die Zuteilung zu-
ständigen Personen. Auf Verlangen werden die In-
formationen von der Gesellschaft kostenlos in Pa-
pierform zur Verfügung gestellt. 

2. Verwahrstelle 

Einzige Verwahrstelle des Fonds ist die  European 
Depositary Bank S.A. mit eingetragenem Sitz in 3, 
Rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach. Die Ver-
wahrstelle ist eine Aktiengesellschaft nach dem 
Recht des Großherzogtums Luxemburg und betreibt 
Bankgeschäfte. Das Eigenkapital zum 31.12.2018 
belief sich auf 37,6 Mio. EUR (LUXGAAP). Rechte 
und Pflichten der Verwahrstelle 

richten sich nach dem Gesetz vom 17. Dezember 
2010, dem Verwahrstellenvertrag, diesem Verkaufs-
prospekt und diesem Verwaltungsreglement. 

Die Bestellung der Verwahrstelle kann durch die Ver-
wahrstelle oder die Verwaltungsgesellschaft schriftlich 
unter der Einhaltung einer 3-monatigen Frist gekün-
digt werden. Eine solche Kündigung wird jedoch erst 
wirksam, wenn eine andere, von der zu- ständigen 
Luxemburger Aufsichtsbehörde zuvor genehmigte 
Bank die Pflichten und Funktionen der Verwahrstelle 
gemäß den Bestimmungen des Allge- meinen Verwal-
tungsreglements übernimmt. 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handelt die 
Verwahrstelle ehrlich, redlich, professionell, unab-
hängig und im Interesse des Fonds und seiner An-
leger. 

Die Verwahrstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf 
den Fonds oder die für den Fonds tätige Verwal- 
tungsgesellschaft wahrnehmen, die Interessenkon- 
flikte zwischen dem Fonds, den Anlegern des Fonds, 
der Verwaltungsgesellschaft sowie den Beauftragten 
der Verwahrstelle und ihr selbst schaffen könnten. 
Dies gilt nicht, wenn eine funktionale und hierarchi- 
sche Trennung der Ausführung ihrer Aufgaben als 
Verwahrstelle von ihren potenziell dazu in Konflikt 
stehenden Aufgaben vorgenommen wurde und die 
potenziellen Interessenkonflikte ordnungsgemäß er-
mittelt, gesteuert, beobachtet und den Anlegern des 
Fonds gegenüber offengelegt werden. 

Sämtliche Informationen bzgl. der Identität der Ver- 
wahrstelle des Fonds, ihrer Pflichten, der Interessen- 
konflikte, welche entstehen können, die Beschrei- 
bung sämtlicher von der Verwahrstelle übertragener 
Verwahrfunktionen sowie eine Liste der Unterverwah-
rer, unter Angabe sämtlicher Interessenkonflikte, die 
sich aus der Aufgabenübertragung ergeben können, 
werden dem Anleger auf Anfrage kostenlos und mit 
dem neuesten Stand zur Verfügung gestellt. 

2.1 Aufgaben der Verwahrstelle 

Die Funktion der Verwahrstelle richtet sich nach dem 
geänderten Gesetz vom 17. Dezember 2010, dem 
Rundschreiben CSSF16/644, dem Verwahrstel- len-
vertrag, dem Verwaltungsreglement (Artikel 3) sowie 
dem Verkaufsprospekt. Die Transaktionen 

http://www.bayerninvest.lu/de/globale
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innerhalb der Fondsportfolios werden über die Ver-
wahrstelle abgewickelt. Die Verwahrstelle handelt 
ausschließlich im Interesse der Anteilinhaber. 

Die Verwahrstelle 
 

a) stellt sicher, dass Verkauf, Ausgabe, Rück-
nahme, Auszahlung und Annullierung von An-
teilen des Fonds gemäß dem anwendbaren 
luxemburgischen Recht und dem Verwal-
tungsreglement erfolgen; 

b) stellt sicher, dass die Berechnung des Wertes 
der Anteile des Fonds gemäß dem anwendba-
ren luxemburgischen Recht und dem Verwal-
tungsreglement erfolgt; 

c) leistet den Weisungen der Verwaltungsgesell-
schaft Folge, es sei denn, diese Weisungen 
verstoßen gegen das luxemburgische Recht 
oder das Verwaltungsreglement; 

d) stellt sicher, dass bei Transaktionen mit 
Vermögenswerten des Fonds der Gegenwert 
innerhalb der üblichen Fristen an den Fonds 
überwiesen wird; 

e) stellt sicher, dass die Erträge des Fonds 
gemäß dem anwendbaren luxemburgi-
schen Recht und dem Verwaltungsregle-
ment verwendet werden. 

Ausländische Wertpapiere, die im Ausland ange- 
schafft oder veräußert werden oder die der Fonds 
von der Verwahrstelle im Inland oder im Ausland 
verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer aus- 
ländischen Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der 
Depotbank Verwahrstelle oder des Fonds bestim- 
men sich daher nach dieser Rechtsordnung, die auch 
die Offenlegung des Namens des Anlegers vorsehen 
kann. Der Anleger sollte sich beim Kauf der Anteile 
des Fonds bewusst sein, dass die Verwahrstelle ge-
gebenenfalls entsprechende Auskünfte an ausländi-
sche Stellen zu erteilen hat, weil sie gesetzlich oder 
aufsichtsrechtlich hierzu verpflichtet ist. 

Die bei der Verwahrstelle und gegebenenfalls bei 
anderen Kreditinstituten gehaltenen Bankguthaben 
sind nicht durch eine Einrichtung zur Sicherung der 
Einlagen geschützt. 

2.2 Cashflows 

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Cashflows 
des Fonds ordnungsgemäß überwacht werden und 
gewährleistet insbesondere, dass sämtliche bei der 
Zeichnung von Anteilen eines Fonds von Anlegern 
oder im Namen von Anlegern geleistete Zahlungen 
eingegangen sind und dass sämtliche Gelder des 
Fonds auf Geldkonten verbucht wurden, die: 

a) auf den Namen des Fonds, auf den Namen 
der für den Fonds handelnden Verwaltungs-
gesellschaft oder auf den Namen der für den 
Fonds handelnden Verwahrstelle eröffnet 
werden; 

b) bei einer in Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a, 
b und c der Richtlinie 2006/73/EG der Europä-
ischen Kommission genannten Stelle eröffnet 
werden und 

c) gemäß den in Artikel 16 der Richtlinie 
2006/73/EG festgelegten Grundsätzen ge- 
führt werden. 

Werden die Geldkonten auf den Namen der für den 
Fonds handelnden Verwahrstelle eröffnet, so werden 
aufsolchen Konten ausschließlich Gelder des Fonds 
verbucht. 

2.3 Verwahrung Finanzinstrumente und Ver-

mögenswerte 

Das Vermögen des Fonds wird der Verwahrstelle wie 
folgt zur Verwahrung anvertraut: 

a) Für Finanzinstrumente, die in Verwahrung ge-
nommen werden können, gilt: 

i) Die Verwahrstelle verwahrt sämtliche Finan-
zinstrumente, die im Depot auf einem Konto 
für Finanzinstrumente verbucht werden kön-
nen, und sämtliche Finanzinstrumente, die 
der Verwahrstelle physisch übergeben wer-
den können; 

ii) die Verwahrstelle stellt sicher, dass Finanz- 
instrumente, die im Depot auf einem Konto 
für Finanzinstrumente verbucht werden kön- 
nen, gemäß den in Artikel 16 der Richtlinie 
2006/73/EG festgelegten Grundsätzen in den 
Büchern der Verwahrstelle auf gesonderten 
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Konten registriert werden, die auf den Namen 
des Fonds oder der für den Fonds handelnden 
Verwaltungsgesellschaft eröffnet wurden, so 
dass die Finanzinstrumente jederzeit eindeutig 
als gemäß geltendem Recht im Eigentum des 
Fonds befindliche Instrumente identifiziert 
werden können; 

b) für andere Vermögenswerte gilt: 
 

i) die Verwahrstelle prüft, ob der Fonds oder die 
für den Fonds handelnde Verwaltungsgesell-
schaft Eigentümer der betreffenden Ver- mö-
genswerte ist, indem sie auf der Grundlage 
der vom Fonds oder der Verwaltungsgesell-
schaft vorgelegten Informationen oder Unter-
lagen und, soweit verfügbar, anhand externer 
Nachweise feststellt, ob der Fonds oder die für 
den Fonds handelnde Verwaltungsgesell-
schaft Eigentümer ist; 

ii) die Verwahrstelle führt Aufzeichnungen über 
die Vermögenswerte, bei denen sie sich ver-
gewissert hat, dass der Fonds oder die für den 
Fonds handelnde Verwaltungsgesellschaft Ei-
gentümer ist, und hält ihre Aufzeichnungen 
auf dem neuesten Stand. 

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermögens- 
werte werden von der Verwahrstelle oder einem Drit-
ten, dem die Verwahrfunktion übertragen wur- de, 
nicht für eigene Rechnung wiederverwendet. Als 
Wiederverwendung gilt jede Transaktion verwahrter 
Vermögenswerte, darunter Übertragung, Verpfän-
dung, Verkauf und Leihe. 

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermögens- 
werte dürfen nur wiederverwendet werden, sofern 

i) die Wiederverwendung der Vermögenswerte 
für Rechnung des Fonds erfolgt, 

ii) die Verwahrstelle den Weisungen der im 
Namen des Fonds handelnden Verwal-
tungsgesellschaft Folge leistet, 

iii) die Wiederverwendung dem Fonds zugute 
kommt sowie im Interesse der Anteilinhaber 
liegt und 

iv) die Transaktion durch liquide Sicherheiten 
hoher Qualität gedeckt ist, die der Fonds ge-
mäß einer Vereinbarung über eine Voll-
rechtsübertragung erhalten hat. 

Der Verkehrswert der Sicherheiten muss jederzeit 
mindestens so hoch sein wie der Verkehrswert der 
wiederverwendeten Vermögenswerte zuzüglich 

eines Zuschlags. 

2.4 Unterverwahrung 

Die Verwahrstelle kann die Verwahrung der für 
Rechnung des Fonds gehaltenen Vermögensgegen-
stände auf Unterverwahrer auslagern. 

Die Unterverwahrer können die ihnen übertrage- nen 
Verwahraufgaben unter Berücksichtigung der gesetz-
lichen Bedingungen wiederum auslagern. Die unter 
den vorgenannten Abschnitten 3.1 und 3.2 beschrie-
benen Aufgaben darf die Verwahrstelle nicht auf Dritte 
übertragen. 

Die Verwaltungsgesellschaft ist auf Zulieferung der 
Information durch die Verwahrstelle angewiesen und 
kann die Richtigkeit und Vollständigkeit im Einzelnen 
nicht überprüfen. 

Die Verwahrstelle stellt bei der Übertragung der Ver-
wahrung an Dritte sicher, dass diese besonderen An-
forderungen an eine wirksame aufsichtliche Regulie-
rung und Aufsicht unterliegen. 

 
Eine aktuelle Übersicht der Unterverwahrer kann unter 
dem Link  
http://www.europeandepositarybank.com/wp-
content/uploads/2019/07/Lagerstellenliste-EDB-July-
2019.pdf abgerufen oder kostenlos bei der Verwal-
tungsgesellschaft oder der Verwahrstelle erfragt wer-
den. 
Stand: Januar 2019 

 
Die in diesem Abschnitt aufgeführten Informationen 
hat die Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle 
mitgeteilt bekommen. Die Verwaltungsgesellschaft hat 
die Informationen lediglich auf Plausibilität geprüft. Sie 
ist jedoch auf die Zulieferung der Informationen durch 
die Verwahrstelle angewiesen und kann die Richtigkeit 
und Vollständigkeit im Ein- zelnen nicht überprüfen. 

2.5 Insolvenz der Verwahrstelle 

Im Falle einer Insolvenz der Verwahrstelle und/oder 
eines in der Europäischen Union ansässigen Dritten, 
dem die Verwahrung von Vermögenswerten des 
Fonds übertragen wurde, dürfen die verwahrten Ver-
mögenswerte des Fonds nicht an die Gläubiger der 
Verwahrstelle und/oder dieses Dritten ausgeschüttet 
oder zu deren Gunsten verwendet werden. 

2.6 Haftung der Verwahrstelle 

Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem Fonds und 
dessen Anteilinhabern für den Verlust durch die Ver-
wahrstelle oder einen Dritten, dem die Verwahrung 

http://www.europeandepositarybank.com/wp-content/uploads/2019/07/Lagerstellenliste-EDB-July-2019.pdf
http://www.europeandepositarybank.com/wp-content/uploads/2019/07/Lagerstellenliste-EDB-July-2019.pdf
http://www.europeandepositarybank.com/wp-content/uploads/2019/07/Lagerstellenliste-EDB-July-2019.pdf
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von verwahrten Finanzinstrumenten übertragen wur-
wurde. 

Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstrumentes 
gibt die Verwahrstelle dem Fonds oder der für den 
Fonds handelnden Verwaltungsgesellschaft unver- 
züglich ein Finanzinstrument gleicher Art zurück o-
der erstattet einen entsprechenden Betrag. Die Ver-
wahrstelle haftet gemäß dem Gesetz vom 17. De-
zember 2010 sowie nach den gelten-den Verord- 
nungen nicht, wenn sie nachweisen kann, dass der 
Verlust auf äußere Ereignisse, die nach vernünfti- 
gem Ermessen nicht kontrolliert werden können und 
deren Konsequenzen trotz aller angemessenen An-
strengungen nicht hätten vermieden werden können, 
zurückzuführen ist. 

Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem Fonds und 
den Anlegern des Fonds auch für sämtliche sonstige 
Verluste, die diese infolge einer fahrlässigen oder 
vorsätzlichen Nichterfüllung der gesetzlichen Ver-
pflichtungen der Verwahrstelle erleiden. 

Die Haftung der Verwahrstelle bleibt, unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen Ausnahmeregelungen, 
von einer etwaigen Übertragung gemäß vorgenann-
tem Abschnitt „Unterverwahrer“ unberührt. 

Anleger des Fonds können die Haftung der Verwahr- 
stelle unmittelbar oder mittelbar über die Verwal- 
tungsgesellschaft geltend machen, vorausgesetzt, 
dass dies weder zur Verdopplung von Regressan-
sprüchen noch zur Ungleichbehandlung der Anteilin-
haber führt. 

3. Interessenkonflikte 

Potenzielle Interessenkonflikte können sich ergeben, 
wenn die Verwahrstelle einzelne Verwahraufgaben 
bzw. die Unterverwahrung an ein weiteres Auslage-
rungsunternehmen überträgt. Sollte es sich bei die- 
sem weiteren Auslagerungsunternehmen um ein mit 
der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle 
verbundenes Unternehmen (z.B. Konzernmutter) 
handeln, so könnten sich hieraus im Zusammen-
spiel zwischen diesem Auslagerungsunternehmen 
und der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Verwahr-
stelle potenzielle Interessenkonflikte ergeben (z.B. 
könnte die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Ver-
wahrstelle ein mit ihr verbundenes Unternehmen bei 
der Vergabe Verwahraufgaben oder bei der Wahl 
des Unterverwahrers gegenüber gleichwertigen an-
deren Anbietern bevorzugt werden). 

3.1 Potentielle Interessenkonfliktsituationen 

zwischen der Verwahrstelle und den Unter-

verwahrern 

Durch die Übertragung der Verwahraufgaben auf ver-
bundene Unternehmen könnten potentielle Interes-
senkonflikte entstehen. 

Durch die Bestellung Dritter als Unterverwahrer, ins-
besondere wenn es sich dabei um ein mit der Ver-
wahrstelle verbundenes Unternehmen handelt, kön-
nen potentielle Interessenkonflikte entstehen. Soweit 
Dritte als Unterverwahrer bestellt werden, vergewis-
sert sich die Verwahrstelle, dass sie selbst und die 
beauftragten Dritten alle notwendigen Maßnahmen zur 
Einhaltung der Anforderungen an Organisation und 
Vermeidung von Interessenkonflikten, wie sie in den 
anwendbaren Luxemburger Gesetzen und Verord-
nungen festgelegt sind, getroffen haben und überwa-
chen die Einhaltung dieser Anforderungen. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung bzw. Aktualisierung die-
ses Prospektes sind keine relevanten Interessenkon-
flikte mit Unterverwahrern bekannt. Sollten solche In-
teressenkonflikte auftreten, werden diese gemäß der 
bestehenden Richtlinien und Verfahren gelöst bzw. 
den Anlegern im Rahmen der nächsten Prospektaktu-
alisierung offengelegt. 

3.2 Potentielle Interessenkonfliktsitua- tio-

nen zwischen der Verwahrstelle und der 

Verwaltungsgesellschaft 

Zwischen dem Fonds, bzw. der Verwaltungsgesell-
schaft und der Verwahrstelle besteht keine nach Ar-
tikel 1 der Level 2 Verordnung zur Richtlinie 
2014/91/EU (UCITS V) relevante Verbindung oder 
Gruppenverbindung. 

Die Funktion der Verwahrstelle bzw. Unterverwah- rer, 
die mit Verwahrfunktionen beauftragt wurden, kann 
ebenfalls von einem verbundenen Unterneh- men der 
Verwaltungsgesellschaft wahrgenommen werden. Die 
Verwaltungsgesellschaft und die Ver- wahrstelle, so-
fern eine Verbindung zwischen ihnen besteht, verfügen 
über angemessene Strukturen, um mögliche Interes-
senkonflikte aus der Verbindung zu vermeiden. Können 
Interessenkonflikte nicht verhindert werden, werden 
die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle 
diese identifizieren, steuern, beobachten und diese, 
sofern vorhanden, offenlegen. 

3.3 Maßnahmen zum Umgang mit 

Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle ver-
fügen über angemessene und wirksame Maßnahmen 
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(z.B. Policies und organisatorische Maßnahmen), 
um potenzielle Interessenkonflikte entweder ganz 
zu vermeiden oder in den Fällen, in denen dies 
nicht möglich ist, eine potenzielle Schädigung der 
Interessen der Anleger auszuschließen. Die Einhal-
tung dieser Maßnahmen wird von einer unabhängi-
gen Compliance Funktion überwacht. 

3.4  Identifizierung von Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft sowie die Verwahrstelle 
überprüfen grundsätzlich jede Fondsstruktur sowie 
jedes Vertragsverhältnis auf potentielle Interessen-
konflikte. In folgenden Fällen gehen die Gesellschaf-
ten davon aus, dass es sich mit hoher Wahrschein-
lichkeit um einen Interessenkonflikt handelt: 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbindung 
stehende Person ist versucht die Realisie-
rung von Gewinnen oder die Vermeidung 
von Verlusten auf Kosten des Fonds umzu-
setzen 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbindung 
stehende Person haben ein Interesse, am 
Ergebnis der Dienstleistung/ Aktivi-
tät/Transaktion, die an einen Fonds oder ei-
nen anderen Kunden zu ihren Gunsten er-
bracht wird, wenn diese Dienstleistung dem 
Vergleich unter Dritten nicht standhält oder 
zu ihren Gunsten erbracht wird, wenn diese 
Dienstleistung/Aktivität/Transaktion ihrerseits 
nicht mit den Interessen des Fonds in Ein-
klang steht. 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbindung 
stehende Person sind aus finanziellen oder 
sonstigen Gründen dazu verleitet, die Inte-
ressen eines Kunden oder einer Kunden-
gruppe gegenüber den Interessen eines 
Fonds bevorzugt zu behandeln 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbin-
dungstehende Person üben dieselben Akti-
vitäten für einen Fonds aus, wie für einen 
oder mehrere Kunden, die keine Fonds sind 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbindung 
stehende Person üben gleichzeitig oder nach-
einander gleiche oder verschiedene Aktivitä-

ten im Zusammenhang mit dem Fonds aus 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die 
Verwahrstelle oder eine damit in Verbindung 
stehende Person erhalten von einer anderen 
Person, als dem Fonds, einen Vorteil in Zu-
sammenhang mit den Aktivitäten des Portfoli-
omanagements, in Form von Geld-, Waren- 
oder Dienstleistungen, als die Kommissionen 
und Gebühren, die üblicherweise für diese 
Dienstleistungen gezahlt werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-
wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende 
Person halten sowohl eine Aufsichtsrats-/ Verwal-
tungsratsposition in der Verwaltungsgesellschaft als 
auch in einer von ihr verwalteten SICAV inne. Stellt 
der Compliance Officer fest, dass eines der darge-
stellten Kriterien erfüllt ist, wird der Interessenkon-
flikt im Interessenkonfliktregister festgehalten und 
dem Konfliktmanagement unterzogen. 
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3.6 Vermeidung von Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft sowie auch die ver- 
wahrstelle bemühen sich ihren Aufbau und ihre Or- 
ganisation in einer Art und Weise zu strukturieren, 
dass Interessenkonflikte von vorneherein nicht ent- 
stehen. Hierzu haben die Gesellschaften jeweils ei- 
nen unabhängigen Compliance Officer benannt. Die-
sem obliegt es, die Angemessenheit, Wirksamkeit 
und Zweckmäßigkeit der implementierten Maßnah-
men zum Umgang mit und insbesondere zur Vermei-
dung von Interessenkonflikten und Verfahren zu 
überwachen, regelmäßig, mindestens jedoch einmal 
jährlich, zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Ins-
besondere hat die Verwaltungsgesellschaft folgende 
Maßnahmen in Ihre Organisationsabläufe integriert: 

– Funktionstrennung/Trennung von 
Verantwortlichkeiten 

– Vier-Augen Prinzip 

– Sicherstellung Best Execution 

– Geschenkepolicy 

– Regelung zum Thema Marktmissbrauch 
und Eigengeschäften zu persönlichen Ge-
schäften der Mitarbeiter 

– Due Diligence Prüfungen von Dienstleistern 
und Fondinitiatoren 

– eine den jeweils gültigen Richtlinien entspre-
chende Vergütungspolitik 

– Stimmrechtspolitik 

– -Sorgfältige Auswahl und regelmäßige Schu-
lung der Mitarbeiter 

3.7 Umgang mit Interessenkonflikten 

Das vorrangige Ziel ist das Vermeiden von Interes- 
senkonflikten. Lassen sich Interessenkonflikte in 
speziellen Fällen nicht vermeiden, so führt die Bay-
ernInvest Luxembourg S.A. sowie auch die Ver-
wahrstelle ein Konfliktregister. Dort dokumentiert der 
Compliance Officer den bestehenden Interessenkon-
flikt und die getroffenen Maßnahmen. Die Pflege des 
Konfliktregisters erfolgt regelmäßig sowie anlassbe-
zogen und obliegt dem Compliance Officer. 

Interessenkonflikte, die gelöst werden konnten, wer-
den entsprechend im Konfliktregister als gelöst ge-
kennzeichnet und dokumentiert. Ungelöste Interes-
senkonflikte werden als bestehende Interessenkon-
flikte gekennzeichnet und den Anlegern gegenüber 
im Rahmen des nächsten Prospektupdates offen 
gelegt. 

3.8 Zusätzliche Informationen 

Auf Verlangen übermittelt die Verwaltungsgesell- 
schaft den Anlegern Informationen auf dem neu- es-
ten Stand zur Verwahrstelle und ihren Pflichten, zu 
den Unterverwahrern sowie zu möglichen Inte- res-
senkonflikten in Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
Verwahrstelle oder der Unterverwahrer. 

Eine Beschreibung, wie auch die Methoden zum Um-
gang mit Interessenkonflikten durch die Ver- wal-
tungsgesellschaft ist auf der Homepage der BayernIn-
vest Luxembourg S.A: unter http://www. bayernin-
vest.lu/de/globale-navigation/disclaimer/in- dex.html zu 
finden. 

Die Interessenkonfliktpolitik der Verwahrstelle ist auf 
deren Homepage unter 
www.europeandepositarybank. 

4. Fonds 

4.1 Bezeichnung, Bildung, Laufzeit 

Der Fonds ist auf unbestimmte Dauer errichtet. Die 
einzelnen Teilfonds können für eine bestimmte Zeit 
aufgelegt werden und somit für eine vom Fonds ab-
weichende Dauer errichtet werden. Sofern ein Teil-
fonds für eine bestimmte Dauer aufgelegt wird, sind 
nähere Informationen hierzu den respektiven Fondsbe-
schreibungen im Verkaufsprospekt unter “BayernIn-
vest im Überblick“ zu entnehmen. Die Anleger sind an 
den Vermögensgegenständen der einzelnen Teilfonds 
entsprechend der Anzahl ihrer Anteile als Miteigentü-
mer nach Bruchteilen beteiligt. 

4.2 Anlageziel, Anlagegrundsätze und 

-berater/Fondsmanager 

4.2.1 Anlageziel/Anlagegrundsätze 

Die Anlageziele der einzelnen Teilfonds sind in der 
Übersicht „BayernInvest im Überblick“ dargestellt. Für 
die Teilfonds können die nach dem Gesetz vom 
17. Dezember 2010 über Organismen für gemeinsa- 
me Anlagen und den gemäß Artikel 4 des Verwal- 
tungsreglements zulässigen Vermögensgegenstände 
erworben werden. 

 

 

 

http://www/
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4.2.2 Fondsmanager 

Die Verwaltungsgesellschaft hat die BayernInvest 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH, eine Kapital-
verwaltungsgesellschaft nach deutschem Recht, mit 
Sitz in Karlstraße 35, D-80333 München mit Vertrag 
vom 01. April 2018 zum Fondsmanager des Fonds 
ernannt und diesem die Anlageverwaltung übertra-
gen. Der Fondsmanager untersteht als deutsches 
Kreditinstitut der entsprechenden Aufsicht der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin). 

Aufgabe des Fondsmanagers ist insbesondere die 
eigenständige tägliche Umsetzung der Anlagepolitik 
des jeweiligen Teilfondsvermögens und die Führung 
der Tagesgeschäfte der Vermögensverwaltung so-
wie anderer damit verbundenen Dienstleistungen 
unter der Aufsicht, Verantwortung und Kontrolle der 
Verwaltungsgesellschaft.  

Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt unter Beach-
tung der Grundsätze der Anlagepolitik und der Anla-
gebeschränkungen des jeweiligen Teilfonds, wie sie 
in diesem Verkaufsprospekt beschrieben sind, sowie 
der gesetzlichen Anlagebeschränkungen. Der 
Fondsmanager hat bei der Ausführung der ihm über-
tragenen Aufgaben große Sorgfalt walten lassen und 
im besten Interesse des Fonds und der Anteilinhaber 
zu handeln. 

Der Fondsmanager hat das Recht, sich auf eigene 
Kosten und Verantwortung von Dritten, insbesondere 
von verschiedenen Anlageberatern, beraten zu las-
sen. 

Der Fondsmanager kann seine Aufgaben mit Ge-
nehmigung der Verwaltungsgesellschaft ganz oder 
teilweise an Dritte übertragen, deren Vergütung zu 
seinen Lasten geht. In diesem Fall wird der Ver-
kaufsprospekt entsprechend angepasst.  

Der Fondsmanager trägt alle Aufwendungen, die ihm 
in Verbindung mit den von ihm geleisteten Dienstleis-
tungen stehen. Maklerprovisionen, Transkationenge-
bühren und andere im Zusammenhand mit dem Er-
werb und der Veräußerung von Vermögenswerten 
anfallende Geschäftskosten werden von dem jeweili-
gen Teilfonds getragen. 

Der Fondsmanager kann Vereinbarungen mit Bro-
kern/Kontrahenten eingehen, wonach die Bro-
ker/Kontrahenten für seitens des Fondsmanagers 
von Dritten in Anspruch genommene Leistungen auf-
kommen (so genannte „soft commission arrange-

ments“). Zahlungen erfolgen laut diesen Vereinbarun-
gen zu Lasten der seitens der Broker/Kontrahenten 
vereinnahmten Umsatzprovisionen aus abgewickelten 
Wertpapiergeschäften für die Teilfonds.  

Im Einklang mit dem Grundsatz, dass im besten Inte-
resse des jeweiligen Teilfonds gehandelt werden 
muss, kann der Fondsmanager im Gegenzug für er-
haltene Leistungen die Ausführung von Wertpapierge-
schäften für die Teilfonds über Broker/Kontrahenten 
beauftragen, mit denen solche Vereinbarungen beste-
hen. 

Der Erhalt dieser Leistungen (zum Beispiel Informatio-
nen zu potenziellen Investitionen) ergänzt die Möglich-
keiten des Fondsmanagers und erlaubt es diesem, 
Einsicht in die Einschätzungen und Informationen Drit-
ter zu erhalten. 

Diese Vereinbarungen werden nur unter den folgen-
den Bedingungen geschlossen: 1) der Fondsmanager 
handelt bei Abschluss solcher Vereinbarungen stets im 
Interesse der Anteilinhaber;2) die seitens des Fonds-
managers erhaltenen Leistungen stehen in einem di-
rekten Zusammenhang mit seinen Aufgaben; 3) die 
Vereinbarungen werden ausschließlich mit juristischen 
Personen und nicht mit natürlichen Personen abge-
schlossen; 4) der Fondsmanager wird die Verwal-
tungsgesellschaft über diese Vereinbarungen unter 
Angabe der erhaltenen Leistungen informieren. 

4.2.3 Anlageinstrumente im Einzelnen 

4.2.3.1 Wertpapiere 

Die Anlagepolitik der einzelnen Teilfonds umfasst die 
Anlage in Wertpapieren soweit 

a) diese an einem geregelten Markt notiert oder 
gehandelt werden; oder 

b) diese an einem anderen Markt, der anerkannt, 
geregelt, für das Publikum offen und dessen 
Funktionsweise ordnungsgemäß ist, in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union gehandelt wer-
den; oder 

c) diese an einer Wertpapierbörse eines anderen 
Staates Europas, Nord- oder Südamerikas, Asiens, 
Afrikas, Australiens oder Ozeaniens zur amtlichen 
Notierung zugelassen oder dort auf einem anderen 
Markt gehandelt werden, der anerkannt, geregelt, 
für das Publikum offen und dessen Funktionsweise 
ordnungsgemäß ist; 

d) es sich um Wertpapiere aus Neuemissionen han-
delt und die Emissionsbedingungen die Verpflich-



 

18 
 

tungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notierung  
an einer Wertpapierbörse oder zum Handel auf 
einem geregelten Markt, der anerkannt, geregelt, 
für das Publikum offen und dessen Funktions-
weise ordnungsgemäß ist, bean- tragt wird, und 
zwar an den Börsen oder ge- regelten Märkten 
eines EU-Mitgliedsstaates oder eines anderen 
Staates Europas, Nord- und Südamerikas, Asi-
ens, Afrikas, Australiens oder Ozeaniens; 

– und dass die Zulassung spätestens vor Ablauf 
eines Jahres nach der Emission erlangt wird. 

Als Wertpapiere gelten auch Bezugsrechte, sofern 
sich die Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte 
herrühren, im Teilfondsvermögen befinden können. 

Die Wertpapiere, welche für die einzelnen Teilfonds 
erworben werden, werden unter der Rubrik BayernI-
nvest im Überblick näher erläutert. 

4.2.3.2 Geldmarktinstrumente 

Geldmarktinstrumente sind Instrumente, die übli- 
cherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden 
sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt 
ihres Erwerbs für den jeweiligen Teilfonds eine Lauf- 
zeit bzw. Restlaufzeit von höchstens 12 Monaten 
haben. Sofern ihre Laufzeit länger als 12 Monate ist, 
muss ihre Verzinsung regelmäßig, mindestens ein-
mal in 12 Monaten, marktgerecht angepasst wer-
den. 

Jeder Teilfonds kann erwerben: 
 

a) Geldmarktinstrumente, die an einem geregelten 
Markt notiert oder gehandelt werden; oder 

b) Geldmarktinstrumente, die an einem anderen 
Markt, der anerkannt, geregelt, für das Publikum 
offen und dessen Funktionsweise ordnungs-
gemäß ist, in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union gehandelt werden; oder 

c) Geldmarktinstrumente, die an einer Wertpapier-
börse eines anderen Staates Europas, Nord- 
oder Südamerikas, Asiens, Afrikas, Australiens 
oder Ozeaniens zur amtlichen Notierung zuge-
lassen oder dort auf einem anderen Markt ge-
handelt werden, der anerkannt, geregelt, für das 
Publikum offen und dessen Funktionsweise ord-
nungsgemäß ist. 

d) soweit es sich um Geldmarktinstrumente aus 
Neuemissionen handelt, müssen die Emissions-
bedingungen die Verpflichtungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notierung 
an einer Wertpapierbörse oder zum Handel  

– auf einem geregelten Markt, der anerkannt, 
geregelt, für das Publikum offen und dessen 
Funktionsweise ordnungsgemäß ist, bean-
tragt wird, und zwar an den Börsen oder ge-
regelten Märkten eines EU-Mitgliedsstaates 
oder eines anderen Staates Europas, Nord- 
und Südamerikas, Asiens, Afrikas, Australiens 
oder Ozeaniens; 

– und dass die Zulassung spätestens vor Ablauf 
eines Jahres nach der Emission erlangt wird. 

Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten 
Markt gehandelt werden und die Instrumente sind, die 
üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, 
liquide sind und deren Wert jederzeit bestimmt werden 
kann, sofern die Emission oder der Emittent dieser 
Instrumente selbst Vorschriften über den Einlagen- 
und Anlegerschutz unterliegt und vorausgesetzt diese 
Instrumente werden 

– von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lo-
kalen Körperschaft oder der Zentralbank eines 
Mitgliedstaates, der Europäischen Zentral- bank, 
der Europäischen Union oder Europäischen In-
vestitionsbank, einem Drittstaat oder, im Falle 
eines Bundesstaates, einem Gliedstaat der Fö-
deration oder von einer internationalen Einrich-
tung öffentlich-rechtlichen Charakters, der min-
destens ein Mitgliedstaat angehört, begeben 
oder garantiert, oder 

– von einem Unternehmen begeben, dessen 
Wertpapiere auf einem der unter den Buch-
staben a., b. und c. bezeichneten Märkte ge-
handelt werden, oder 

– von einem Institut, das gemäß den im Ge- 
meinschaftsrecht festgelegten Kriterien einer 
behördlichen Aufsicht unterstellt ist, oder ei- 
nem Institut, das Aufsichtsbestimmungen, die 
mindestens so streng sind wie die des Ge-
meinschaftsrechts, unterliegt und diese einhält, 
begeben oder garantiert, oder 

– von anderen Emittenten begeben, die einer Ka-
tegorie angehören, die von der Luxembur- ger 
Aufsichtsbehörde (CSSF) zugelassen wur- de, 
sofern für Anlagen in diesen Instrumenten Vor-
schriften für den Anlegerschutz gelten, die de-
nen des ersten, zweiten und dritten Gedanken-
strichs gleichwertig sind und sofern es sich bei 
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dem Emittenten entweder um ein Unterneh-
men mit einem Eigenkapital von mindestens 
zehn Millionen EURO (10.000.000 EURO), 
das seinen Jahresabschluss nach der vierten 
Richtlinie 78/660/EWG erstellt und veröffent-
licht, oder um einen Rechtsträger, der inner-
halb einer eine oder mehrere börsennotierte 
Gesellschaften umfassenden Unternehmens-
gruppe für die Finanzierung dieser Gruppe 
zuständig ist, oder um einen Rechtsträger 
handelt, der die wertpapiermäßige Unterle-
gung von Verbindlichkeiten durch Nutzung ei-
ner von einer Bank eingeräumten Kreditlinie 
finanzieren soll. 

4.2.3.3 Bankguthaben 

Bis zu 100% des Wertes der Teilfonds dürfen in 
Bankguthaben angelegt werden, die eine Laufzeit 
von höchstens zwölf Monaten haben. Diese Gut-
haben sind auf Sperrkonten bei einem Kreditinsti-
tut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum zu unterhalten. Die 
Guthaben können auch bei einem Kreditinstitut 
mit Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbe-
stimmungen nach Auffassung der CSSF denjeni-
gen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, 
unterhalten werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf nur bis zu 20% 
des Wertes des Teilfonds in Bankguthaben bei je 
einem Kreditinstitut anlegen. 

4.2.3.4 Anteile an Investmentvermögen 

Die Verwaltungsgesellschaft darf für jeden Teil-
fonds in Anteilen an anderen Investmentvermögen 
investieren. Diese anderen Investmentvermögen 
dürfen nach ihren Vertragsbedingungen höchs-
tens bis zu 10 Prozent in Anteile an anderen In-
vestmentvermögen investieren. 

4.2.3.5 Techniken für eine effiziente 

Portfolioverwaltung 

Gemäß CSSF-Rundschreiben 13/559 dürfen für 
den Fonds Techniken für eine effiziente Portfo-
lioverwaltung genutzt werden. Hierzu zählt unter 
anderem auch jegliche Form von Derivatgeschäf-
ten sowie Wertpapierleihe- und Pensionsgeschäf-
te. 

Diese Techniken und Instrumente müssen für Zwe-
cke einer effizienten Portfolioverwaltung genutzt 
werden; dies setzt gemäß CSSF Rundschreiben 

08/356 und der Leitlinie ESMA 2012/832 voraus, 
dass sie die folgenden Kriterien erfüllen: 

a) sie werden eingesetzt, um eines oder mehre-
re der folgenden Ziele zu erreichen: 

– Verminderung von Risiken 

– Verminderung von Kosten 

- Schaffung von Kapital oder Zusatzerträgen 
für den OGAW, mit einem Risikograd, der mit 
seinem Risikoprofil und den auf ihn andwend-
baren Regeln zur Risikostreuung vereinbar ist; 

b) Den mit den Techniken und Instrumenten ver- 
bundenen Risiken wird im Rahmen des Risikoma-
nagementprozesses des OGAW in angemessener 
Form Rechnung getragen. 

Der Einsatz dieser Geschäfte durch den betreffenden 
Teilfonds darf keinesfalls zur Änderung der Anlagepo-
litik, die im Verwaltungsreglement und in diesem Ver-
kaufsprospekt dargelegt wird, oder zu einer Übernah-
me zusätzlicher Risiken führen, die höher als das Risi-
koprofil sind, das in diesem Verkaufsprospekt be-
schrieben ist (siehe „BayernInvest im Überblick“). 

4.2.3.6 Derivate 

Die Gesellschaft darf zum Zwecke der effizienten Port-
folioverwaltung für jeden Teilfonds zur Absi- cherung 
und als Teil der Anlagestrategie Geschäfte mit Deriva-
ten tätigen (dies wird gegebenenfalls im Rahmen der 
Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds erläutert, vgl. 
BayernInvest im Überblick). 
Dadurch kann sich das Verlustrisiko des jeweiligen 
Teilfonds zumindest zeitweise erhöhen. Der Handel 
mit Derivaten wird im Rahmen der Anlagegrenzen ein-
gesetzt und dient der effizienten Verwaltung des 
Fondsvermögens sowie zum Laufzeiten- und Risiko-
management der Anlagen. 

Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft bei 
diesen Geschäften von den in diesem Verkaufspros-
pekt genannten Anlagegrundsätzen abweichen. 

Die Verwaltungsgesellschaft stellt für den jeweiligen 
Teilfonds sicher, dass das mit Derivaten verbundene 
Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des jeweiligen 
Teilfonds nicht überschreitet. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird der Art und dem 
Umfang der eingesetzten Derivate entspre- 
chend zur Ermittlung des Marktrisikopotentials für den 
Einsatz von Derivaten die einzelnen Teilfonds im Sin-
ne des Rundschreibens CSSF 11/512 gerecht. Detail-
lierte Angaben hierzu enthält das jeweilige Teil-



 

20 
 

fondsprospekt. 

In der Regel wird die Verwaltungsgesellschaft hierzu 
auf den VaR-Ansatz zurückgreifen. Hierzu werden 
die folgenden oder strengere Parameter herange-
zogen: ein Konfidenzintervall von 99%, eine Halte-
periode von einem Monat und die „jüngste“ Volatili-
tät, d.h. die Volatilität in einem Beobachtungszeit-
raum, der bei der Berechnung höchstens ein Jahr 
betragen darf. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf für die Teilfonds 
Derivatgeschäfte zum Zwecke der Absicherung und 
als Teil der Anlagestrategie tätigen. Die mit dem 
Einsatz von Derivaten verbundenen Risiken werden 
durch ein Risikomanagement-Verfahren gesteuert, 
das es erlaubt, das mit der Anlageposition verbun-
dene Risiko sowie den jeweiligen Anteil am Gesam-
trisikoprofil des Teilfondsportfolios jederzeit zu 
überwachen und zu messen. Der potenzielle Risiko-
betrag für das Marktrisiko darf den zweifachen Wert 
des zur Risikomessung gebildeten Vergleichsver-
mögens nicht überschreiten. Das Vergleichsvermö-
gen wird anhand der in diesem Verkaufsprospekt 
für den jeweiligen Teilfonds und im Verwaltungsreg-
lement des Fonds festgelegten Anlagegrundsätzen 
als derivatfreies virtuelles Vergleichsvermögen ge-
bildet. 

4.2.3.6.1 Hinweise zur Nutzung von Wertpa-

pierfinanzierungsgeschäften  und Gesamtrendi-

te-Swaps 

In Übereinstimmung mit den in Artikel 4 des Verwal-
tungsreglements genannten allgemeinen Grundsät-
zen der Anlagepolitik kann der Fonds im Rahmen 
eines effizienten Portfoliomanagements Derivate, 
Wertpapierfinanzierungsgeschäfte sowie sonstige 
Techniken und Instrumente einsetzen. 

Der Einsatz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
sowie Total Return Swaps („Gesamtrenditeswaps“) 
im Sinne der Verordnung (EU) 2015/2365 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2015 über die Transparenz von Wertpapier-
finanzierungsgeschäften und der Weiterverwendung 
sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
648/2012 („SFTR“) ist im Rahmen der Anlagepolitik 
derTeilfonds nicht vorgesehen und findet insofern 
keine Anwendung. 

Für den Fall, dass insoweit eine Änderung der Vor-
gehensweise durch die Verwaltungsgesellschaft für 
den Fonds erfolgt, wird diese im Rahmen des nächs-
ten Prospektupdates berücksichtigt. 

4.2.3.6.2 Terminkontrakte 

Terminkontrakte sind für beide Vertragspartner unbe-
dingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem be-
stimmten Zeitpunkt, dem Fälligkeitsdatum, oder in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimm-
te Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im 
Voraus bestimmten Preis zu kaufen bzw. zu verkau-
fen. 

4.2.3.6.3 Optionsgeschäfte 

Optionsgeschäfte beinhalten, dass einem Dritten ge-
gen Entgelt (Optionsprämie) das Recht eingeräumt 
wird, während einer bestimmten Zeit oder am Ende 
eines bestimmten Zeitraums zu einem 
von vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die Lie-
ferung oder Abnahme von Vermögensgegenständen 
oder die Zahlung eines Differenzbetrages zu verlan-
gen, oder auch die entsprechenden Optionsrechte zu 
erwerben. 

4.2.3.6.4 Swaps 

Swapgeschäfte sind Tauschverträge, bei denen die 
dem Geschäft zugrunde liegenden Zahlungsströme 
oder Risiken zwischen den Vertragspartnern ausge- 
tauscht werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf für Rechnung eines 
Teilfonds im Rahmen der Anlagegrundsätze unter an-
derem 

• Zins-, 
 

• Währungs-, 
 

• Equity-, 
 

• Zins-Währungs-Swaps, 
 

• Credit Default-Swapgeschäfte 

abschließen. 

 
 

4.2.3.6.5 Swaptions 

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist 
das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem be-
stimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten 
Frist in einen hinsichtlich der Konditionen genau spezi-
fizierten Swap einzutreten. 

4.2.3.6.6 Credit Default Swaps 

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es 
ermöglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen 
auf andere zu übertragen. Im Gegenzug zur Über-
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nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkäufer 
des Risikos eine Prämie an seinen Vertrags-
partner. 

4.2.3.6.7 In Wertpapieren ver-

briefte Finanzinstrumente 

Die Gesellschaft kann die vorstehend beschriebe- 
nen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn die-
se in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei können 
die Geschäfte, die Finanzinstrumente zum Gegen-
stand haben, auch nur teilweise in Wertpapieren 
enthalten sein (z. B. Optionsanleihen). Die Aussa-
gen zu Chancen und Risiken gelten für solche ver-
brieften Finanzinstrumente entsprechend, jedoch 
mit der Maßgabe, dass das Verlustrisiko bei ver-
brieften Finanzinstrumenten auf den Wert des 
Wertpapiers beschränkt ist. 

4.2.3.6.8 OTC Derivatgeschäfte 

Die Gesellschaft darf sowohl Derivatgeschäfte 
tätigen, die an einer Börse zum Handel zugelas-
sen oder in einen anderen organisierten Markt 
einbezogen sind, als auch so genannte over-the-
counter (OTC)–Geschäfte. 

4.2.3.6.9 Sicherheitenverwaltung für Geschäf-

te mit OTC-Derivaten und Techniken für eine 

effiziente Portfolioverwaltung 

Der Fonds kann bei Geschäften mit OTC Derivaten 
und bei umgekehrten Pensionsgeschäften zur Re-
duzierung des Gegenparteirisikos Sicherheiten er-
halten. Im Rahmen ihrer Wertpapierdarlehensge-
schäfte müssen Sicherheiten gestellt werden, deren 
Wert für die Dauer der Vereinbarung mindestens 
90% des Gesamtwertes der verliehenen Wertpapie-
re entspricht (unter Berücksichtigung von Zinsen, 
Dividenden, sonstigen möglichen Rechten und even-
tuell vereinbarten Abschlägen bzw. Mindesttransfer-
beträgen). 

Zur Sicherung der Verpflichtungen kann der Fonds 
sämtliche Sicherheiten akzeptieren, die den Rege-
lungen der CSSF-Rundschreiben 08/356, 11/512 
und 13/559 entsprechen. 

1. Diese Sicherheiten müssen vor oder zum Zeit- 
punkt der Übertragung der verliehenen Wert- pa-
piere im Falle der Wertpapierleihe erhalten wor-
den sein. Werden die Wertpapiere über ver- mit-
telnde Stellen verliehen, kann die Übertra- gung 
der Wertpapiere vor Erhalt der Sicherheiten erfol-
gen, sofern die jeweilige vermittelnde Stelle den 
ordnungsgemäßen Abschluss des Geschäfts ge-

währleistet. Besagte vermittelnde Stelle kann an-
stelle des Entleihers Sicherheiten stellen. 

2. Grundsätzlich sind Sicherheiten für Wertpapier-
leihgeschäfte, umgekehrten Pensionsgeschäfte 
und Geschäfte mit OTC-Derivaten (außer Wäh-
rungstermingeschäften) in einer der folgenden 
Formen zu stellen: 

a) liquide Vermögenswerte wie Barmittel, kurzfristige 
Bankeinlagen, Geldmarktinstrumente gemäß Defini-
tion in Richtlinie 2007/16/EG vom 19. März 2007, 
Akkreditive und Garantien auf erstes Anfordern, die 
von erstklassigen, nicht mit dem Kontrahenten ver-
bundenen Kreditinstituten ausgegeben werden, be-
ziehungsweise von einem OECD-Mitgliedstaat oder 
dessen Gebietskörperschaften oder von supranatio-
nalen Institutionen und Behörden auf kommunaler, 
regionaler oder internationaler Ebene begebene An-
leihen; 

b) Anteile eines in Geldmarktinstrumente anlegenden 
OGA, der täglich einen Nettoinventarwert berechnet 
und der über ein Rating von AAA oder ein ver-
gleichbares Rating verfügt, 

c) Anteile eines OGAW, der vorwiegend in die unter 
den nächsten beiden Gedankenstrichen aufgeführ-
ten Anleihen/Aktien anlegt, 

d) Anleihen, die von erstklassigen Emittenten mit an-
gemessener Liquidität begeben oder garantiert wer-
den, oder 

e) Aktien, die an einem geregelten Markt eines Mit- 
gliedstaats der Europäischen Union oder an einer 
Börse eines OECD-Mitgliedstaats zugelassen sind 
oder gehandelt werden, sofern diese Aktien in ei-
nem wichtigen Index enthalten sind. 

3. Entgegengenommene Barsicherheiten (Cash Colla-
teral) sollten nur: 

• als Sichteinlagen bei Rechtsträgern gemäß 
Artikel 50 Buchstabe f der Richtlinie 2009/65/EG 
angelegt werden; 
• in Staatsanleihen von hoher Qualität ange-
legt werden; 
• in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruk-
tur gemäß der Definition in den CESR’s Leitlinien 
zu einer gemeinsamen Definition für europäische 
Geldmarktfonds angelegt werden. 
Neu angelegte Barsicherheiten sollten entspre- 
chend den Diversifizierungsvoraussetzungen für 
unbare Sicherheiten diversifiziert werden. Unbare 
Sicherheiten und reinvestierte Barsicherheiten, die 
der betreffende Fonds erhalten hat, sollen bei der 
Erfüllung der Diversifikationsanforderungen hin-
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sichtlich der vom betreffenden Fonds erhaltenen 
Sicherheiten aggregiert betrachtet werden. 

4. Sicherheiten, die nicht in Form von Barmitteln 
oder OGA-/OGAW-Anteilen gestellt werden, 
müssen von einer juristischen Person begeben 
worden sein, die nicht mit dem Kontrahenten 
verbunden ist. 

5. Wird die Sicherheit in Form von Barmitteln zur 
Verfügung gestellt und besteht dadurch für die 
Gesellschaft gegenüber dem Verwalter dieser Si-
cherheit ein Kreditrisiko, unterliegt dieses der in 
Artikel 43 Absatz 1 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2010 angegebenen 20%-Beschränkung. 
Außerdem darf die Verwahrung einer solchen 
Barsicherheit nicht durch den Kontrahenten erfol-
gen, es sei denn, sie ist rechtlich vor den Folgen 
eines Zahlungsausfalls des Kontrahenten ge-
schützt. 

6. Die Verwahrung von unbaren Sicherheiten darf 
nicht durch den Kontrahenten erfolgen, es sei 
denn, sie werden in geeigneter Weise vom ei-
genen Vermögen des Kontrahenten getrennt. 

Erfüllt eine Sicherheit eine Reihe von Kriterien 
wie etwa die Standards für Liquidität, Bewertung, 
Bonität des Emittenten, Korrelation und Diversifi-
zierung, kann sie gegen das Brutto- Engagement 
des Kontrahenten aufgerechnet werden. Wird ei-
ne Sicherheit aufgerechnet, kann sich in Abhän-
gigkeit der Preisvolatilität des Wertpapiers ihr Wert 
um einen Prozentsatz (ein „Abschlag“) verrin-
gern, der u.a. kurzfristige Schwankungen im Wert 
des Engagements und der Sicherheit auffangen 
soll. 

Das Kriterium der angemessenen Diversifizie- 
rung im Hinblick auf Emittentenkonzentration wird 
als erfüllt betrachtet, wenn der Teilfonds von einer 
Gegenpartei bei der effizienten Portfo- lioverwal-
tung oder bei Geschäften mit OTC-De- rivaten ei-
nen Sicherheitskorb (Collateral Basket) erhält, bei 
dem der maximale Gesamtwert der offenen Posi-
tionen gegenüber einem bestimmten Emittenten 
20 % des Nettoinventarwertes nicht überschreitet. 
Wenn ein Teilfonds unterschiedliche Gegenpar-
teien hat, sollten die verschiedenen Sicherheiten-
körbe aggregiert werden, um die 20% Grenze für 
den Gesamtwert der offenen Positionen gegen-
über eines einzelnen Emittenten zu berechnen. 

7. Die auf die Sicherheiten angewendeten Abschlä-
ge orientieren sich dabei entweder an: 

a) Der Kreditwürdigkeit des Kontrahenten, 
 

b) Der Liquidität der Sicherheiten, 
 

c) Deren Preisvolatilität, 
 

d) Der Bonität des Emittenten und / oder 
 

e) Dem Land bzw. Markt an dem die Sicherheit ge- 
handelt wird. 

8. Vermögenswerte, die eine erhöhte Preisvolati- lität 
aufweisen, sollten nur als Sicherheit akzeptiert 
werden, wenn geeignete konservative Bewer-
tungsabschläge („Haircuts“) angewandt werden. In 
Abhängigkeit von der Art der erhaltenen Sicherhei-
ten, z.B. Bonität der Gegenpartei, der Fälligkeit, der 
Währung und der Preisvolatilität der Vermögens-
werte, können die in nachstehender Tabelle aufge-
führten Bewertungsabschläge vorgenommen wer-
den: 

9. Die Verwahrung von unbaren Sicherheiten darf 
nicht durch den Kontrahenten erfolgen, es sei 
denn, sie werden in geeigneter Weise vom eige-
nen Vermögen des Kontrahenten getrennt. 

Erfüllt eine Sicherheit eine Reihe von Kriterien wie 
etwa die Standards für Liquidität, Bewertung, Boni-
tät des Emittenten, Korrelation und Diversifizierung, 
kann sie gegen das Brutto- Engagement des Kon-
trahenten aufgerechnet werden. Wird eine Sicher-
heit aufgerechnet, kann sich in Abhängigkeit der 
Preisvolatilität des Wertpapiers ihr Wert um einen 
Prozentsatz (ein „Abschlag“) verringern, der u.a. 
kurzfristige Schwankungen im Wert des Engage-
ments und der Sicherheit auffangen soll. 

Das Kriterium der angemessenen Diversifizie- rung 
im Hinblick auf Emittentenkonzentration wird als er-
füllt betrachtet, wenn der Teilfonds von einer Ge-
genpartei bei der effizienten Portfo- lioverwaltung 
oder bei Geschäften mit OTC-De- rivaten einen Si-
cherheitskorb (Collateral Basket) erhält, bei dem 
der maximale Gesamtwert der offenen Positionen 
gegenüber einem bestimmten Emittenten 20 % des 
Nettoinventarwertes nicht überschreitet. Wenn ein 
Teilfonds unterschiedliche Gegenparteien hat, soll-
ten die verschiedenen Sicherheitenkörbe aggregiert 
werden, um die 20% Grenze für den Gesamtwert 
der offenen Positionen gegenüber eines einzelnen 
Emittenten zu berechnen. 

Die auf die Sicherheiten angewendeten Abschläge 
orientieren sich dabei entweder an: 

f) Der Kreditwürdigkeit des Kontrahenten, 
 

g) Der Liquidität der Sicherheiten, 
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h) Deren Preisvolatilität, 

 
i) Der Bonität des Emittenten und / oder 

 
j) Dem Land bzw. Markt an dem die Sicherheit ge- 

handelt wird. 

k) Der Kreditwürdigkeit des Kontrahenten, 
 

l) Der Liquidität der Sicherheiten, 
 

m) Deren Preisvolatilität, 
 

n) Der Bonität des Emittenten und / oder 
 

o) Dem Land bzw. Markt an dem die Sicherheit ge- 
handelt wird. 

10. Vermögenswerte, die eine erhöhte Preisvolati- 
lität aufweisen, sollten nur als Sicherheit akzep-
tiert werden, wenn geeignete konservative Be-
wertungsabschläge („Haircuts“) angewandt wer-
den. In Abhängigkeit von der Art der erhaltenen 
Sicherheiten, z.B. Bonität der Gegenpartei, der 
Fälligkeit, der Währung und der Preisvolatilität der 
Vermögenswerte, können die in nachstehender 
Tabelle aufgeführten Bewertungsabschläge vor-
genommen werden: 

 
Es besteht die Möglichkeit, dass für den Fonds Ge- 
schäfte mit OTC-Derivaten akzeptiert werden ohne 
von der Gegenpartei Sicherheiten zu verlangen, 
z.B. bei Devisentermingeschäften mit der Verwahr-
stelle und bei Beträgen unter Threshold bzw. unter 
Minimum Transfer Amount. 

Die verwendeten Abschläge werden in regelmäßi-
gen Abständen, mindestens jährlich, auf ihre An-
gemessenheit hin überprüft und falls notwendig 
entsprechend angepasst. 

11. Die Gesellschaft (oder ihre Vertreter) nimmt täglich 
eine Bewertung der erhaltenen Sicherheiten vor. Er-
scheint der Wert der bereits gewährten Sicherheiten 
angesichts des zu deckenden Betrags nicht ausrei-
chend, hat der Kontrahent sehr kurzfristig zusätzliche 
Sicherheiten zur Verfügung zu stellen. Soweit ange-
messen, wird den mit den als Sicherheiten akzeptier-
ten Vermögenswerten verbundenen Wechselkurs- o-
der Marktrisiken durch Sicherheitsmargen Rechnung 
getragen. 

Die Gesellschaft stellt sicher, dass sie ihre Rechte in 
Bezug auf die Sicherheiten geltend machen kann, 
wenn ein Ereignis eintritt, das die Ausübung der 
Rechte erforderlich macht; d.h., die Sicherheit muss 
jederzeit entweder direkt oder über die vermittelnde 

Stelle eines erstklassigen Finanzinstituts oder eine 
100-prozentige Tochtergesellschaft dieses Instituts in 
einer Form zur Verfügung stehen, die es der Gesell-
schaft ermöglicht, sich die als Sicherheit bereitgestell-
ten Vermögenswerte anzueignen oder diese zu ver-
werten, falls der Kontrahent seiner Verpflichtung zur 
Rückgabe der geliehenen Wertpapiere nicht nach-
kommt. 

12. Während der Dauer der Vereinbarung kann die 
Sicherheit nicht veräußert, anderweitig als Si- cherheit 
bereitgestellt oder verpfändet werden, es sei denn, die 
Gesellschaft verfügt über andere Deckungsmittel. 

13. Ein Teilfonds, der Sicherheiten für mindestens 30 % 

seiner Vermögenswerte entgegennimmt, wird das da-

mit verbundene Risiko u.a. im Rahmen von regelmä-

ßigen Stresstests, unter normalen und außergewöhnli-

chen Bedingungen, die Auswirkungen von Verände-

rungen des Marktwertes und der Liquidität der Sicher-

heiten, prüfen. 

4.2.3.7 Wertpapierdarlehen 

Soweit die Anlagerichtlinien des Fonds im nachfol-
genden Besonderen Teil keine weiteren Einschrän-
kungen enthalten, darf der Fonds Wertpapierleihege-
schäfte abschließen. Die jeweiligen Beschränkungen 
sind dem CSSF-Rundschreiben 08/356 in der jeweils 
gültigen Fassung sowie der Leitlinie ESMA/2012/832 
zu entnehmen. 

Der Fonds darf Wertpapierleihegeschäfte nur unter 
Einhaltung der folgenden Vorschriften abschließen: 

a) Der Fonds darf Wertpapiere nur über ein von 
einer anerkannten Clearingstelle betriebenes stan-
dardisiertes System oder ein von einem erstklassigen 
Finanzinstitut betriebenes Wertpapierleiheprogramm 
verleihen, sofern dieses Finanzinstitut auf derartige 
Geschäfte spezialisiert ist und Aufsichtsbestimmun-
gen unterliegt, die nach Auffassung der CSSF mit den 
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vergleichbar 
sind. 

b) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder meh-
reren Wertpapierleihgeschäft(en) gegenüber einem 
einzelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch die 
Verwendung von Sicherheiten gemindert 

werden kann), wenn es sich um ein unter Artikel 41 
Absatz 1 Buchstabe f) des Gesetzes von 2010 fallen- 
des Finanzinstitut handelt, darf 10% der Vermögens-
werte des jeweiligen Teilfonds oder in allen anderen 
Fällen 5% seiner Vermögenswerte nicht übersteigen. 
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Diese Geschäfte können zu einem oder mehre-
ren der folgenden Zwecke eingegangen werden: 

(i) Risikominderung, 
 

(ii) Kostensenkung und 
 

(iii) Erzielung eines Kapital- oder Ertragszuwachses 
bei einem Risikograd, der dem Risikoprofil des 
Fonds sowie den für ihn geltenden Vorschriften zur 
Risikostreuung entspricht. 

Diese Geschäfte können in Bezug auf 100% 
des Fonds durchgeführt werden, vorausge-
setzt 

(i) dass das Transaktionsvolumen stets bei einem 
angemessenen Wert gehalten wird oder die 
Rückgabe der verliehenen Wertpapiere derart 
verlangt werden kann, dass der Fonds jederzeit 
seine Rücknahmeverpflichtungen erfüllen kann, 
und 

(ii) dass diese Geschäfte nicht die Verwaltung des 
Fondsvermögens in Übereinstimmung mit der An-
lagepolitik des jeweiligen Teilfonds gefährden. Die 
Risiken dieser Geschäfte werden im Rahmen des 
Risikomanagementprozesses der Verwaltungsge-
sellschaft gesteuert. 

Wertpapierleihgeschäfte können auch synthetisch 
durchgeführt werden („synthetische Wertpapierlei-
he“). Eine synthetische Wertpapierleihe liegt dann 
vor, wenn ein Wertpapier im jeweiligen Teilfonds 
zum aktuellen Marktpreis an einen Kontrahenten 
verkauft wird. Der Verkauf erfolgt dabei unter der 
Bedingung, dass der Teilfonds gleichzeitig von 
dem Kontrahenten eine verbriefte Option ohne He-
bel erhält, die den Teilfonds dazu berechtigt, zu 
einem späteren Zeitpunkt die Lieferung von Wert-
papieren gleicher Art, Güte und Menge wie die ver-
kauften Wertpapiere zu verlangen. Der Preis für die 
Option („Optionspreis“) entspricht dem aktuellen 
Markt- preis aus dem Verkauf der Wertpapiere ab-
züglich 

a) der Wertpapierleihegebühr, 

b) der Erträge (z.B. Dividenden, Zinszahlungen, 
Corporate Actions) aus den Wertpapieren, die bei 
Ausübung der Option zurückverlangt werden 
können und 

des mit der Option verbundenen Ausübungspreises. 
Die Ausübung der Option wird während der Laufzeit 
zum Ausübungspreis erfolgen. 

Wertpapierleihgeschäfte können auch in Bezug auf 

einzelne Anteilklassen unter Berücksichtigung ihrer 
jeweiligen besonderen Merkmale und/oder Anlegerprofi-
le abgeschlossen werden, wobei alle Ertragsansprüche 
und Sicherheiten im Rahmen solcher Wertpapierleihge-
schäfte auf Ebene der betreffenden Anteilklasse anfal-
len. 

Der Fonds wird in seinen Halbjahres- und Jahresbe-
richten den Wert der als Darlehen hingegebenen/ er-
haltenen Wertpapiere zum Stichtag der jeweiligen Be-
richte angeben. 

Der Fonds kann im Rahmen der Wertpapierdarle- hen 
als Darlehensgeber oder als Darlehensnehmer auftre-
ten, vorausgesetzt, dass diese Geschäfte im Einklang 
mit den nachfolgend aufgeführten Regeln stehen. 
 

a) Darlehensgeber 
 
Im Rahmen der Wertpapierdarlehen, muss der Fonds 
grundsätzlich eine Sicherheit erhalten, deren Wert bei 
Abschluss des Vertrages mindestens dem Wert der als 
Darlehen hingegebenen Wertpapiere entspricht. 
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Die Sicherheit muss in Form von liquiden Mitteln 
und/oder von Wertpapieren, die von einem Mitglied-
staat der OECD oder seinen Gebietskörperschaften 
oder von supranationalen Institutionen oder Einrich-
tungen gemeinschaftlicher, regionaler oder weltweiter 
Natur begeben oder garantiert werden, gegeben 
werden. Die Sicherheiten bleiben zugunsten des 
Fonds bis zum Ablauf des Vertrages gesperrt. Die-
ser Garantie bedarf es nicht, wenn das Wertpapier-
darlehen über Euroclear, Clearstream oder über ei-
nen anderen anerkannten Abrechnungsorganismus, 
die dem Darlehensgeber die Rückerstattung seiner 
Wertpapiere auf dem Wege einer Garantie oder an-
ders sicherstellt, durchgeführt wird. 

Das Wertpapierdarlehen darf, sofern der Fonds als 
Darlehensgeber auftritt, 50% des Wertes des Wert- 
papierbestandes eines Teilfonds nicht überschrei-
ten. Diese Beschränkung gilt nicht, wenn der Fonds 
jederzeit das Recht auf Kündigung des Vertrages 
und Rückgabe der als Darlehen hingegebenen 
Wertpapiere geltend machen kann. Das Wertpapier-
darlehen darf nicht länger als 30 Tage laufen. 

b) Darlehensnehmer 
 

Über vom Fonds ausnahmsweise als Darlehen ge- 
nommene Wertpapiere darf während der Zeit, in 
welcher sie im Besitz des Fonds sind, nicht verfügt 
werden, es sei denn, es besteht im Fondsvermögen 
eine ausreichende Absicherung, die es dem Fonds 
ermöglicht, die als Darlehen erhaltenen Wertpapie-
re zum Vertragsende rückzuerstatten. Das Wertpa-
pierdarlehen darf, sofern der Fonds als Darlehens-
nehmer auftritt, 10% des Gesamtwertes des Wert-
papierbestandes eines Teilfonds nicht überschrei-
ten und darf nur für kurze Zeit in Anspruch genom-
men werden. Der Fonds darf als Darlehensnehmer 
unter folgenden Umständen im Zusammenhang mit 
der Abwicklung einer Wertpapiertransaktion auftre-
ten: 
1) während einer Zeit, in der die Wertpapiere zur 
Registrierung versandt wurden, 2) wenn Wertpapie-
re als Darlehen hingegeben und nicht rechtzeitig 
rückerstattet wurden und 3) zur Vermeidung der 
Nichterfüllung einer Wertpapiertransaktion, wenn 
die Verwahrstelle ihrer Lieferpflicht nicht nach-
kommt. 

 

c) Darlehensnehmer 
 

Über vom Fonds ausnahmsweise als Darlehen ge- 
nommene Wertpapiere darf während der Zeit, in 
welcher sie im Besitz des Fonds sind, nicht verfügt 

werden, es sei denn, es besteht im Fondsvermögen 
eine ausreichende Absicherung, die es dem Fonds 
ermöglicht, die als Darlehen erhaltenen Wertpapiere 
zum Vertragsende rückzuerstatten. Das Wertpapier-
darlehen darf, sofern der Fonds als Darlehensneh-
mer auftritt, 10% des Gesamtwertes des Wertpapier-
bestandes eines Teilfonds nicht überschreiten und 
darf nur für kurze Zeit in Anspruch genommen wer-
den. Der Fonds darf als Darlehensnehmer unter fol-
genden Umständen im Zusammenhang mit der Ab-
wicklung einer Wertpapiertransaktion auftreten: 
1) während einer Zeit, in der die Wertpapiere zur Re-
gistrierung versandt wurden, 2) wenn Wertpapiere 
als Darlehen hingegeben und nicht rechtzeitig 
rückerstattet wurden und 3) zur Vermeidung der 
Nichterfüllung einer Wertpapiertransaktion, wenn die 
Verwahrstelle ihrer Lieferpflicht nicht nachkommt. 

 

4.2.3.8 Pensionsgeschäfte 

Soweit im nachfolgenden Besonderen Teil (siehe 
„BayernInvest im Überblick“) nicht etwas anderes be-
stimmt ist, kann der Fonds Pensionsgeschäfte tätigen, 
die aus dem Kauf und Verkauf von Wertpapieren be-
stehen und das Recht oder die Verpflichtung des Ver-
käu- fers beinhalten, die verkauften Wertpapiere vom 
Käufer zu einem Preis und zu Bedingungen zurückzu-
kaufen, die von den beiden Parteien vertraglich ver-
einbart wurden, und sie kann umgekehrte Pensions-
geschäfte eingehen, die aus Termingeschäften beste-
hen, bei deren Fälligkeit der Verkäufer (Kontrahent) 
zum Rückkauf der verkauften Wertpapiere und der 
Fonds zur Rückgabe der im Rahmen der Transaktion 
erhaltenen Wertpapiere verpflichtet ist (zusammen die 
„Pensionsgeschäfte“). 

 
Der Fonds kann bei einzelnen Pensionsgeschäften 
oder einer Serie fortlaufender Pensionsgeschäfte 
entweder als Käufer oder als Verkäufer auftreten. Die 
Beteiligung an diesen Transaktionen unterliegt jedoch 
den folgenden Bestimmungen: 

 

a) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines 
Pensionsgeschäfts nur dann kaufen oder ver- kau-
fen, wenn der Kontrahent dieser Transaktion Auf-
sichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auffas-
sung der CSSF mit den Bestimmungen des Ge-
meinschaftsrechts vergleichbar sind. 

b) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder mehre- 
ren Pensionsgeschäft(en) gegenüber einem ein- 
zelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch 
die Verwendung von Sicherheiten gemindert wer-
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den kann) darf, wenn es sich um ein unter Artikel 
41 Absatz 1 Buchstabe f) des Gesetzes von 
2010 fallendes Finanzinstitut handelt, 10% der 
Vermögenswerte des Fonds bzw. in allen an- de-
ren Fällen 5% seiner Vermögenswerte nicht 
überschreiten. 

c) Während der Laufzeit eines Pensionsgeschäfts, 
bei dem der Fonds als Käufer auftritt, darf er die 
den Vertragsgegenstand bildenden Wertpapiere 
erst verkaufen, nachdem der Kontrahent sein 
Recht auf Rückkauf dieser Wertpapiere ausgeübt 
hat oder die Frist für den Rückkauf abgelaufen 
ist, es sei denn, der Fonds verfügt über andere 
Deckungsmittel. 

d) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines 
Pensionsgeschäfts nur dann kaufen oder ver- 
kaufen, wenn der Kontrahent dieser Transaktion 
Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auf-
fassung der CSSF mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 

e) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder mehre- 
ren Pensionsgeschäft(en) gegenüber einem ein- 
zelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch 
die Verwendung von Sicherheiten gemindert 
werden kann) darf, wenn es sich um ein unter 
Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe f) des Gesetzes 
von 2010 fallendes Finanzinstitut handelt, 10% 
der Vermögenswerte des Fonds bzw. in allen an-
deren Fällen 5% seiner Vermögenswerte nicht 
überschreiten. 

f) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines 
Pensionsgeschäfts nur dann kaufen oder ver- 
kaufen, wenn der Kontrahent dieser Transaktion 
Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auf-
fassung der CSSF mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 

g) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines 
Pensionsgeschäfts nur dann kaufen oder ver- 
kaufen, wenn der Kontrahent dieser Transaktion 
Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auf-
fassung der CSSF mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 

h) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder mehre- 
ren Pensionsgeschäft(en) gegenüber einem ein- 
zelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch 
die Verwendung von Sicherheiten gemindert 
werden kann) darf, wenn es sich um ein unter 
Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe f) des Gesetzes 
von 2010 fallendes Finanzinstitut handelt, 10% 

der Vermögenswerte des Fonds bzw. in allen an-
deren Fällen 5% seiner Vermögenswerte nicht 
überschreiten. 

i) Während der Laufzeit eines Pensionsgeschäfts, 
bei dem der Fonds als Käufer auftritt, darf er die 
den Vertragsgegenstand bildenden Wertpapiere 
erst verkaufen, nachdem der Kontrahent sein 
Recht auf Rückkauf dieser Wertpapiere ausgeübt 
hat oder die Frist für den Rückkauf abgelaufen ist, 
es sei denn, der Fonds verfügt über andere De-
ckungsmittel. 

j) Die vom Fonds im Rahmen eines Pensionsge- 
schäfts erworbenen Wertpapiere müssen mit der 
Anlagepolitik und den Anlagebeschränkungen des 
Fonds übereinstimmen und beschränkt sein auf: 

– kurzfristige Bankzertifikate oder Geld-
marktinstrumente gemäß Definition in Richt-
linie 2007/16/EG vom 19. März 2007. 

– Anleihen von nichtstaatlichen Emittenten 
sein, die adäquate Liquidität bereitstellen, 
oder 

– Vermögenswerte, auf die weiter oben im 
zweiten, dritten und vierten Abschnitt unter a) 
Wertpapierleihe Bezug genommen wird. 

 
k) Die Verwaltungsgesellschaft legt zum Stichtag 

ihrer Jahres- und Halbjahresberichte den Gesamt-
betrag der offenen Pensionsgeschäfte offen. 

Pensionsgeschäfte können auch in Bezug auf ein- 
zelne Anteilklassen unter Berücksichtigung ihrer je-
weiligen besonderen Merkmale und/oder Anlegerprofi-
le abgeschlossen werden, wobei alle Ertragsansprü-
che und Sicherheiten im Rahmen solcher Pensions-
geschäfte auf Ebene der betreffenden Anteilklasse 
anfallen. 

4.2.3.9 Kreditaufnahme 

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten für ge- 
meinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10 
Prozent des Wertes des jeweiligen Teilfonds zuläs-
sig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme 
marktüblich sind und die Verwahrstelle der Kredit-
aufnahme zustimmt. 

5. Bewertung 

5.1 An einer Börse notierte/an einem geregelten 

Markt gehandelte Vermögensgegenstände 

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an ei- ner 
offiziellen Börse notiert sind oder die an einem ande-
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ren geregelten Markt, der anerkannt, für das Publi-
kum offen und dessen Funktionsweise ord- nungs-
gemäß ist, gehandelt werden, werden zum letztbe-
kannten Kurs bewertet. Wenn ein und dasselbe 
Wertpapier auf verschiedenen Märkten im Handel 
ist, wird der letztbekannte Verkaufskurs auf dem 
Hauptmarkt für das betreffende Wertpapier benutzt. 

5.2 Nichtnotierte Vermögensgegenstände/ Ver- 

mögensgegenstände ohne repräsentativen letz-

ten Verkaufspreis 

Nichtnotierte Wertpapiere, andere gesetzlich und 
gemäß diesem Verwaltungsreglement zulässige Ver-
mögenswerte und Wertpapiere, welche zwar an ei-
ner offiziellen Börse notiert sind oder an einem gere-
gelten Markt gehandelt werden, für welche aber der 
letzte Verkaufspreis nicht repräsentativ ist, werden 
zum jeweiligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die 
Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und 
allgemein anerkannten, von unabhängigen Wirt-
schaftsprüfern nachprüfbaren Bewertungsregeln fest-
legt. 

 

5.3 Anteile anderer OGAW oder OGA 

Anteile anderer OGAW oder OGA werden zu ihrem 
letztverfügbaren Nettoinventarwert berechnet. 

5.4 Flüssige Mittel 

Flüssige Mittel werden zu ihrem Nominalwert plus 
aufgelaufene Zinsen bewertet. 

Die Bewertung von Geldmarktpapieren und sonsti- 
gen Vermögensanlagen mit einer Restlaufzeit von 
weniger als einem Jahr kann auf der Grundlage des 
beim Erwerb bezahlten Preises abzüglich der beim 
Erwerb bezahlten Kosten, unter Annahme einer kon-
stanten Anlagerendite kontinuierlich dem Rücknah-
mepreis der entsprechenden Geldmarktpapiere und 
sonstigen Vermögensanlagen angeglichen werden. 
Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, dass im 
Falle der Veräußerung dieser Vermögensanlagen der 
realisierte Verkaufspreis nicht unter dem Renditekurs 
liegen wird. 

Dabei wird die Bewertungsbasis bei wesentlichen 
Veränderungen der Marktverhältnisse den jeweili-
gen aktuellen Marktrenditen angepasst. 

Wann immer ein Devisenkurs benötigt wird, um 
den Nettoinventarwert eines Teilfonds zu bestim-
men, wird der letztbekannte Devisenmittelkurs 
herangezogen. 

5.5 Nichtnotierte Schuldverschreibungen 

und Schuldscheindarlehen 

Für die Bewertung von Schuldverschreibungen, die 
nicht zum amtlichen Markt zugelassen oder in ei- nen 
organisierten Markt einbezogen sind (z. B. nicht no-
tierte Anleihen, Commercial Papers und Einlagenzer-
tifikate), und für die Bewertung von Schuld- schein-
darlehen werden die für vergleichbare Schuldver-
schreibungen und Schuldscheindarlehen vereinbarten 
Preise und gegebenenfalls die Kurswerte von Anlei-
hen vergleichbarer Aussteller mit entsprechender 
Laufzeit und Verzinsung, erforderlichenfalls mit einem 
Abschlag zum Ausgleich der geringeren Veräußerbar-
keit, herangezogen. 

5.6 Optionsrechte und Terminkontrakte 

Die zu einem Teilfonds gehörenden Optionsrechte 
und die Verbindlichkeiten aus einem Dritten einge-
räumten Optionsrechten, die zum Handel an einer 
Börse zugelassen oder in einen anderen organisier-
ten Markt einbezogen sind, werden zu den jeweils 
zuletzt festgestellten Kursen bewertet. 

Das gleiche gilt für Forderungen und Verbindlich-
keiten aus für Rechnung eines Teilfonds ge- oder 
verkauften Terminkontrakten. Die zu Lasten eines 
Teilfonds geleisteten Einschüsse werden unter Ein-
beziehung der am Börsentag festgestellten Bewer-
tungsgewinne und Bewertungsverluste zum Wert 
des Teilfonds hinzugerechnet. 

6. Wertentwicklung 

Die Wertentwicklung der Teilfonds ist den spezifi- 
schen Informationen in den KIIs zu den jeweiligen An-
teilklassen zu entnehmen. Soweit ein Teilfonds neu 
aufgelegt wurde, können keine Wertentwicklungen der 
Vergangenheit ausgewiesen werden. 

Die Wertentwicklung der einzelnen Teilfonds kann fer-
ner den erscheinenden Halb-/Jahresberichten so- wie 
auf der Website der Gesellschaft www.bayerninvest.lu 
entnommen werden. 

Die historische Wertentwicklung der Teilfonds ermög-
licht keine Prognose für die zukünftige Wertentwick-
lung. 

7. Risikohinweise 

7.1 Allgemeines 

Die Vermögensgegenstände, in die die Verwaltungsge-
sellschaft für Rechnung der Teilfonds investiert, ent-
halten neben den Chancen auf Wertsteigerung auch 
Risiken. So können Wertverluste auftreten, indem der 
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Marktwert der Vermögensgegenstände gegenüber 
dem Einstandspreis fällt. Veräußert der Anleger An-
teile eines Teilfonds zu einem Zeitpunkt, in dem die 
Kurse der in dem Teilfonds befindlichen Vermögens-
gegenstände gegenüber dem Zeitpunkt seines An-
teilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in 
den Teilfonds investierte Geld nicht vollständig zu-
rück. Obwohl jeder Teilfonds stetige Wertzuwächse 
anstrebt, können diese nicht garantiert werden. Das 
Risiko des Anlegers ist jedoch auf die angelegte 
Summe beschränkt. Eine Nachschusspflicht über das 
vom Anleger investierte Geld hinaus besteht nicht. 

ES KANN KEINE ZUSICHERUNG GEGEBEN WER-

DEN, DASS DIE ZIELE DER ANLAGEPOLITIK DES 

JEWEILIGEN TEILFONDS TATSÄCHLICH ERREICHT 

WERDEN. 

7.2 Mögliches Anlagespektrum 

Unter Beachtung der durch das Gesetz vom 17. De- 
zember 2010 über Organismen und die Vertragsbe-
dingungen vorgegebenen Anlagegrundsätze und-
grenzen, die für den BayernInvest und seine Teil-
fonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die 
tatsächliche Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet 
sein, schwerpunktmäßig  Vermögensgegenstände z.B. 
nur weniger Branchen, Märkte oder Regionen/ Län-
der zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige 
spezielle Anlagesektoren kann mit besonderen 
Chancen verbunden sein, denen aber auch entspre-
chende Risiken (z. B. Marktenge, hohe Schwan-
kungsbreite innerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) 
gegenüberstehen. 

Die Risiken, welche die Anlagepolitik der einzelnen 
Teilfonds betreffen, sind unter der Rubrik BayernIn-
vest im Überblick beschrieben. 

7.3 Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten hängt insbesondere von der Entwick-
lung der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der 
allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingun-
gen in den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf 
die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an 
einer Börse können auch irrationale Faktoren wie 
Stimmungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

7.4 Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer 
Branche können ebenfalls dazu führen, dass sich 
die besonderen Risiken einer Branche verstärkt im 

Wert eines Teilfonds widerspiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von 
Entwicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Bio-
technologiebranche, Pharmabranche etc.) oder ver-
gleichsweise neu sind, kann es bei Entwicklungen mit 
branchenweiten Auswirkungen zu vorschnellen Reak-
tionen der Anleger mit der Folge erheblicher Kurs-
schwankungen kommen. Der Erfolg dieser Branchen 
basiert häufig auf Spekulationen und Erwartungen um 
Hinblick auf zukünftige Produkte. Erfüllen diese Pro-
dukte allerdings nicht die in sie gesetzten Erwartun-
gen oder treten sonstige Rückschläge auf, können 
abrupte Wertverluste in der gesamten Branche auftre-
ten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhän-
gigkeiten geben, die dazu führen, dass bei ungünsti-
gen Entwicklungen wie z.B. bei Lieferengpässen, 
Rohstoffknappheit, Verschärfung von gesetzlichen 
Vorschriften usw. die gesamte Branche einer erhebli-
chen Wertschwankung unterliegt. 

7.5 Länder- oder Transferrisiko 

Vom Länderrisiko spricht man, wenn ein ausländi- 
scher Schuldner trotz Zahlungsfähigkeit aufgrund feh-
lender Transferfähigkeit oder –bereitschaft sei- nes 
Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht, oder über-
haupt nicht erbringen kann. So können z.B. Zahlun-
gen, auf die ein Teilfonds Anspruch hat, ausbleiben, 
oder in einer Währung erfolgen, die aufgrund von De-
visenbeschränkungen nicht mehr konvertierbar ist 

7.6 Abwicklungsrisiko 

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wert-
papiere besteht das Risiko, dass die Abwicklung durch 
ein Transfersystem aufgrund einer verzögerten oder 
nicht vereinbarungsgemäßen Zahlung oder Lieferung 
nicht erwartungsgemäß ausgeführt wird. 

7.7 Liquiditätsrisiko 

Für die Teilfonds dürfen auch Vermögensgegenstände 
erworben werden, die nicht zum amtlichen Markt an 
einer Börse zugelassen oder in einen organisierten 
Markt einbezogen sind. Der Erwerb derartiger Vermö-
gensgegenstände ist mit der Gefahr verbunden, dass 
es insbesondere zu Problemen bei der Weiterveräu-
ßerung der Vermögensgegenstände an Dritte kom-
men kann. 

Im speziellen, kann es bei erst im Aufbau befindli- 
chen Marktsegmenten früher als in hoch entwickelten 
Märkten zu Engpässen bei der Handelbarkeit kom-
men. Die Bewertung und der Verkauf einzelner Anla-
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gen können sich daher schwierig und zeitaufwendig 
gestalten. Gegebenenfalls sind Verkäufe nur unter 
Inkaufnahme von Kursverlusten möglich. 

7.8 Adressenausfallrisiko 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahen-
ten können Verluste für den jeweiligen Teilfonds ent-
stehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Auswir-
kung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen 
Ausstellers, die neben den allgemeinen Tendenzen 
der Kapitalmärkte auf den Kurs eines Wertpapiers 
einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wert-
papiere kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
Verluste durch Vermögensverfall von Ausstellern ein-
treten. 

Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko der Par-
tei eines gegenseitigen Vertrages, mit der eigenen 
Forderung teilweise oder vollständig auszufallen. Dies 
gilt für alle Verträge, die für Rechnung eines Teil-
fonds geschlossen werden. 

7.9 Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in ande- ren 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswäh- rung 
angelegt sind, erhält der Teilfonds die Erträge, Rück-
zahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in der 
jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Währung 
gegenüber der Fondswährung, so reduziert sich der 
Wert des Teilfonds. 

7.10 Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in ande- ren 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswäh- rung 
angelegt sind, erhält der Teilfonds die Erträge, Rück-
zahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in der 
jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Währung 
gegenüber der Fondswährung, so reduziert sich der 
Wert des Teilfonds. 

7.11 Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in ande- ren 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswäh- rung 
angelegt sind, erhält der Teilfonds die Erträge, Rück-
zahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in der 
jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Währung 
gegenüber der Fondswährung, so reduziert sich der 
Wert des Teilfonds. 

7.12 Verwahrrisiko 

Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen 
des Fonds insbesondere im Ausland und in aufstre- 
benden Märkten kann ein Verlustrisiko verbunden 

sein, das aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen 
oder missbräuchlichem Verhalten des Verwahrers 
oder eines Unter-Verwahrers resultieren kann. In die-
sem Fall besteht damit die Möglichkeit, dass die in 
Verwahrung befindlichen Anlagen teilweise oder voll-
ständig dem Zugriff des Fonds zu dessen Schaden 
entzogen werden könnte. 

7.13 Konzentrationsrisiko 

Weitere Risiken können dadurch entstehen, dass ei-
ne Konzentration der Anlage in bestimmte Ver- mö-
gensgegenstände oder Märkte erfolgt. Dann ist der 
Teilfonds von der Entwicklung dieser Vermö- gens-
gegenstände oder Märkte besonders stark ab- hän-
gig. Damit verbunden ist eine Konzentration des 
Adressenausfallrisikos. 

7.14 Inflationsrisiko 

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für alle 
Vermögensgegenstände. 

7.15 Rechtliches und steuerliches Risiko 

 
Die rechtliche und steuerliche Behandlung von Fonds 
kann sich in unabsehbarer und nicht beein- flussbarer 
Weise ändern. Eine Änderung fehlerhaft festgestellter 
Besteuerungsgrundlagen der Teilfonds für voran-
gegangene Geschäftsjahre kann für den Fall einer für 
den Anleger steuerlich grundsätzlich nachteiligen Kor-
rektur zur Folge haben 
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dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur 
für vorangegangene Geschäftsjahre zu tragen hat, 
obwohl er unter Umständen zu diesem Zeitpunkt 
nicht in dem jeweiligen Teilfonds investiert war. Um-
gekehrt kann für den Anleger der Fall eintreten, 
dass ihm eine steuerlich grundsätzlich vorteilhafte 
Korrektur für das aktuelle und für vorangegangene 
Geschäftsjahre, in denen er an dem jeweiligen Teil-
fonds beteiligt war, durch die Rückgabe oder Ver-
äußerung der Anteile vor Umsetzung der entspre-
chenden Korrektur nicht mehr zugute kommen. 

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu 
führen, dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerli- 
che Vorteile in einem anderen als dem eigentlich zu-
treffenden Veranlagungszeitraum tatsächlich steuer-
lich veranlagt werden und sich dies beim einzelnen 
Anleger negativ auswirkt. 

7.16 Änderung der Anlagepolitik 

Durch eine Änderung der Anlagepolitik innerhalb 
des für die Teilfonds zulässigen Anlagespektrums 
kann sich das mit dem Teilfonds verbundene Risiko 
inhaltlich verändern. 

7.17 Änderung der Vertragsbedingungen; Auf-

lösung oder Verschmelzung 

Die Verwaltungsgesellschaft behält sich im Verwal- 
tungsreglement für den Fonds das Recht vor, das 
Verwaltungsreglement zu ändern (siehe hierzu auch 
Ziffer 1 „Grundlagen“). Ferner ist es ihr gemäß dem 
Verwaltungsreglement möglich, einen Teilfonds ganz 
aufzulösen, oder ihn mit einem anderen, eben- falls 
von ihr verwalteten Teilfonds zu verschmelzen. Für 
den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von 
ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann. 

7.18 Risiko der Rücknahmeaussetzung 

Die Anleger können grundsätzlich von der Verwal- 
tungsgesellschaft die bewertungstägliche Rücknah- 
me ihrer Anteile verlangen. Die Verwaltungsgesell- 
schaft kann die Rücknahme der Anteile jedoch bei 
Vorliegen außergewöhnlicher Umstände zeitweilig 
aussetzen, und die Anteile erst später zu dem dann 
gültigen Preis zurücknehmen. Dieser Preis kann 
niedriger liegen, als derjenige vor Aussetzung der 
Rücknahme. 

7.19 Schlüsselpersonenrisiko 

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimm-
ten Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Er-
folg auch der Eignung der handelnden Personen und 
damit den richtigen Entscheidungen ihres Manage-

ments zu verdanken. Die personelle Zusammenset-
zung des Fondsmanagements kann sich jedoch 

7.20 Risiko der Rücknahmeaussetzung 

 

Die Anleger können grundsätzlich von der Verwal- 
tungsgesellschaft die bewertungstägliche Rücknah- 
me ihrer Anteile verlangen. Die Verwaltungsgesell-
schaft kann die Rücknahme der Anteile jedoch bei 
Vorliegen außergewöhnlicher Umstände zeitweilig 
aussetzen, und die Anteile erst später zu dem dann 
gültigen Preis zurücknehmen. Dieser Preis kann nied-
riger liegen, als derjenige vor Aussetzung der Rück-
nahme. 
 

7.21 Schlüsselpersonenrisiko 

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimm- 
ten Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Er- 
folg auch der Eignung der handelnden Personen und 
damit den richtigen Entscheidungen ihres Ma- nage-
ments zu verdanken. Die personelle Zusammenset-
zung des Fondsmanagements kann sich jedoch verän-
dern. Neue Entscheidungsträger können dann mög-
licherweise weniger erfolgreich agieren. 
 

7.22 Regulierungsrisiko 

Für den Teilfonds dürfen auch Anlagen im Ausland 
getätigt werden. Damit geht das Risiko möglicher 
nachteiliger internationaler politischer Entwicklun- 
gen, Änderungen der Politik der jeweiligen Regie- 
rung, Änderungen der regulatorischen Rahmenbe- 
dingungen, Änderungen der Besteuerungsgrundla- 
gen und anderer rechtlicher Entwicklungen einher. 
Dadurch können sich insbesondere Beschränkungen 
hinsichtlich der für den Teilfonds erwerbbaren Vermö-
gensgegenstände ergeben, die dementsprechend die 
Wertentwicklung des Teilfonds nachteilig beeinflussen 
können. 
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7.23 Risiko an Feiertagen im In- und Ausland 

Aufgrund lokaler Feiertage in bestimmten Regio- 
nen/Ländern kommt es möglicherweise zu Abwei- 
chungen zwischen den Handelstagen an Börsen 
dieser Länder/Regionen und den Bewertungstagen 
des Teilfonds. Der Teilfonds kann daher vielleicht an 
einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Markt-
entwicklungen in den Ländern/Regionen nicht am 
selben Tag reagieren oder an einem Bewertungstag, 
der kein Handelstag in diesen Ländern ist, auf dem 
dortigen Markt nicht handeln. Dadurch können Liqui-
ditätsprobleme bei der Veräußerung von Anteilen 
auftreten. 

7.24 Risiken im Zusammenhang mit Derivat-

geschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Ab-
schluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit 
folgenden Risiken verbunden: 

1. Kursänderungen des Basiswerts können den 
Wert eines Optionsrechts oder Terminkontraktes 
bis hin zur Wertlosigkeit vermindern. Durch Wer-
tänderungen des einem Swap zugrunde liegen-
den Vermögenswertes kann ein Teilfonds eben-
falls Verluste erleiden. 

2. Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- 
nes Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kos-
ten verbunden. 

3. Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der 
Wert des Fondsvermögens stärker beeinflusst 
werden, als dies beim unmittelbaren Erwerb der 
Basiswerte der Fall ist. 

4. Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die 
Option nicht ausgeübt wird, weil sich die Prei- se 
der Basiswerte nicht wie erwartet entwickeln, so 
dass die von einem Teilfonds gezahlte Options-
prämie verfällt. Beim Verkauf von Optionen be-
steht die Gefahr, dass ein Teilfonds zur Abnah-
me von Vermögenswerten zu einem höheren als 
dem Marktpreis oder zur Lieferung von Vermö-
genswerten zu einem niedrigeren als dem aktuel-
len Marktpreis verpflichtet. Der Teilfonds erleidet 
dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz 
minus der eingenommenen Optionsprämie. 

5. Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, 
dass ein Teilfonds infolge einer unerwarteten 
Entwicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Ver-
luste erleidet. 

7.25 Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz 

von Wertpapierleihe- und Pensionsgeschäften 

Fällt der Kontrahent eines Wertpapierleihe- oder Pen-
sionsgeschäfts aus, kann der Fonds einen Ver- lust in 
der Weise erleiden, dass die Erträge aus dem Verkauf 
der vom Fonds im Zusammenhang mit dem Wertpa-
pierleihe- oder Pensionsgeschäft gehaltenen Sicher-
heiten geringer als die überlassenen Wertpapiere 
sind. Außerdem kann der Fonds durch den Konkurs 
oder entsprechend ähnliche Verfahren gegen den 
Kontrahenten des Wertpapierleihe- oder Pensionsge-
schäfts oder jeglicher anderer Art der Nichterfüllung 
der Rückgabe der Wertpapiere, Verluste erleiden, z. 
B. Zinsverlust oder Verlust des jeweiligen Wertpapie-
res sowie Verzugs- und Vollstreckungskosten in Be-
zug auf das Wertpapierleihe- oder Pensionsgeschäft. 
Es ist davon auszugehen, dass der Einsatz von Er-
werb mit Rückkaufoption oder einer umgekehrten 
Rückkaufvereinbarung und Wertpapierleihevereinba-
rung keinen wesentlichen Einfluss auf die Perfor-
mance des Teilfonds hat. Der Einsatz kann aber einen 
signifikanten Effekt, entweder positiv oder negativ, auf 
den Nettoinventarwert des Teilfonds haben. 

8. Erhöhte Volatilität 

Das Auftreten von Volatilitäten der Teilfonds, d.h. be-
sonders hohen Schwankungen des Anteilpreises in 
kurzer Zeit, hängt zu einem nicht unerheblichen Teil 
von nicht im Vorhinein abschätzbaren allgemeinen 
Marktgegebenheiten ab. Allerdings wird das Risiko 
von erheblichen Volatilitäten verstärkt, wenn bei den 
Anlageinstrumenten Schwerpunkte gebildet werden. 

Genauere Angaben sind der Rubrik „BayernInvest im 
Überblick“ zu entnehmen. 

9. Anteile 

Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung eines 
Teilfonds ausschließlich in Globalurkunden verbrieft. 
Diese Globalurkunden werden bei einer Wertpapier- 
Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers 
auf Auslieferung einzelner Anteilscheine besteht nicht. 
Der Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwahrung 
möglich. Die Anteile lauten auf den Inhaber und ver-
briefen die Ansprüche der Inhaber gegenüber der Ge-
sellschaft. 

Die Ausgestaltung der unterschiedlichen Anteil- klas-
sen erfolgt gemäß Art. 7 des Verwaltungsre- gle-
ments. Pro Teilfonds wird die Verwaltungsge- sell-
schaft eine oder mehrere dieser Anteilklassen bege-
ben. Die jeweils ausgegebenen Anteilklassen pro Teil-
fonds sind der Rubrik „BayernInvest im Überblick“ die-
ses Verkaufsprospektes zu entnehmen. 
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10. Nettoinventarwert, Ausgabe und Rück-

nahme von Anteilen und Orderannahme-

schluss 

10.1 Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert je Anteil für die jeweilige An-
teilklasse jedes Teilfonds wird an dem Bewertungs-
tag nächstfolgenden Bankarbeitstag in Luxemburg, 
der selbst ein Bewertungtag ist, in der Basiswäh-
rung berechnet und auf der Internetseite 
www.bayerninvest.lu veröffentlicht. Die Basiswäh-
rung jedes Teilfonds ist in der entsprechenden Teil-
fondsbeschreibung angegeben. Weitere Informati-
onen zum Nettoinventarwert finden sich in Artikel 8 
des Verwaltungsreglements. 

10.2 Ausgabe von Anteilen 

Die Ausgabe von Anteilen erfolgt gemäß Art. 5 und 
6 des Verwaltungsreglements. Anteile eines jeden 
Teilfonds können bei der Verwaltungsgesellschaft, 
bei der Verwahrstelle sowie über jede im Verkaufs-
prospekt verzeichnete Zahlstelle an einem Bewer-
tungstag erworben werden. 

Der Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert je An- teil 
für jeden Teilfonds, veröffentlicht am entspre- chen-
den Bewertungstag (Trading Day), nachdem der 
Kaufauftrag bei der Verwaltungsgesellschaft einge-
gangen ist. 

Der Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert je An- teil 
für jeden Teilfonds, veröffentlicht am entspre- chen-
den Bewertungstag (Trading Day), nachdem der 
Kaufauftrag bei der Verwaltungsgesellschaft einge-
gangen ist. 

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile je Teilfonds ist 
grundsätzlich nicht beschränkt. Die Anteile können 
bei der Verwaltungsgesellschaft erworben werden. 
Sie werden von der Verwahrstelle zum Ausgabepreis 
ausgegeben Der Ausgabepreis jeder Anteilschein-
klasse kann jeweils um Stempelgebühren oder andere 
Belastungen welche der Verwaltungsgesellschaft 
entstehen, sowie um eine Verkaufsprovision zuzüg-
lich eines den Vertriebsstellen zukommenden Ausga-
beaufschlags, die die Verwaltungsgesellschaft fest-
setzt, erhöht werden. Die Gesellschaft behält sich 
vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder 
vollständig einzustellen. 

10.3 Rücknahme und Umwandlung von Anteilen 

Anteilinhaber können Aufträge zur Rücknahme und 
Umwandlung ihrer Anteile an jedem Bewertungstag 
einreichen. Die Anteile können über die Verwal-

tungsgesell- schaft, die Verwahrstelle oder jede Zahl-
stelle zurückgegeben bzw. umgewandelt werden. Die 
Rücknahme beziehungsweise die Umwandlung er-
folgt nach den in den Artikeln 10 und 11 des Verwal-
tungsreglements festgelegten Bedingungen. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann mit der Zustim- 
mung der Verwahrstelle im Falle von umfangreichen 
Rücknahmeanträgen die Zahlung des Rücknahme-
preises aufschieben, bis die entsprechenden Vermö-
genswerte veräußert worden sind (siehe Artikel 8 des 
Verwaltungsreglements). 

Je nach der Entwicklung des Nettovermögens des je-
weiligen Teilfonds kann der Rücknahmepreis höher o-
der niedriger liegen als der gezahlte Ausgabepreis 
(Kaufpreis). 

Die Verwaltungsgesellschaft beabsichtigt grundsätz-
lich keine Umwandlungsgebühr zu erheben. 

Wenn jedoch ein Anleger seine Anteile von einem 
Teilfonds in einen anderen Teilfonds mit höherem 
Ausgabeaufschlag umwandelt, wird die Verwal-
tungsgesellschaft die positive Differenz dieser Aus-
gabeaufschläge berechnen. 

In außergewöhnlichen Situationen kann die Verwal-
tungsgesellschaft zeitweilig die Berechnung des Net-
toinventarwertes eines jeden Teilfonds und folglich die 
Ausgabe, die Rücknahme und die Umwandlung von 
Anteilen eines bzw. aller Teilfonds aussetzen (siehe 
Artikel 9 des Verwaltungsreglements). 

10.4 Late Trading/Market Timing 

Zum Zeitpunkt des Eingangs des Zeichnungs-, 
Rücknahme- oder Umwandlungsbegehrs erfolgt die 
Zeichnung, Rücknahme und Umwandlung von Antei-
len zu unbekannten Ausgabe- und Rücknahmeprei-
sen. Der Zeichnungs-, Rücknahme- oder Umwand-
lungsantrag muss vor 14.00 Uhr Luxemburger Zeit 
an einem Bewertungstag bei der Gesellschaft einge-
gangen sein. 

Zeichnungs-, Rücknahme- oder Umwandlungsanträ-
ge, die nach 14.00 Uhr Luxemburger Zeit an einem 
Bewertungstag bei der Gesellschaft eingehen, wer-
den so behandelt als seien diese erst am nächsten 
Bewertungstag bei der Gesellschaft eingegangen. 
Die Verwaltungsgesellschaft wird geeignete Maß-
nahmen ergreifen, um der missbräuchlichen Nutzung 
von Market Timing entgegenzuwirken und in Ver-
dachtsfällen angemessene Schritte einleiten, um die-
se Praxis zu unterbinden. 
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11. Veröffentlichung der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise und weitere Mitteilun-

gen an die Anteilinhaber 

Der Nettoinventarwert je Anteil eines jeden Teil- 
fonds sowie die Ausgabe- und Rücknahmepreise 
sind am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, der 
Verwahrstelle und über jede Zahlstelle erhältlich. 

Der jeweils gültige Ausgabe- und Rücknahmepreis 
wird grundsätzlich auf der Internetseite der Ver- wal-
tungsgesellschaft (http://www.bayerninvest.lu/ 
de/fondsdaten/fondspreise/index.html) veröffent- licht 
und kann daneben auch in einer Tageszeitung bzw. 
einem sonstigen Online-Medium veröffentlicht wer-
den. 

Andere Informationen für die Anteilinhaber, soweit 
dies das Verwaltungsreglement fordert, werden im 
Recueil Électronique des Sociétés et Associations 
(RESA) des Großherzogtums Luxemburg veröffent-
licht. Sie können auch in einer luxemburgischen Ta-
geszeitung und in anderen, von der Verwaltungsge-
sellschaft ausgewählten, Zeitungen veröffentlicht 
werden, und zwar in solchen Ländern, in denen 
Fondsanteile angeboten werden. 

Der Nettoinventarwert je Anteil eines jeden Teil- 
fonds sowie die Ausgabe- und Rücknahmepreise ist 
am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahr-
stelle und über jede Zahlstelle erhältlich. 

Ebendort sind auch der Verkaufsprospekt, mit Ver- 
waltungsreglement, die KIIDs in der jeweils aktuelen 
Fassung sowie die Jahres- und Halbjahresberichte 
erhältlich. 

12. Verwaltungs- und sonstige Kosten 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jährli- 
che Verwaltungsgebühr von maximal 2%. Etwaige 
Fondsmanager- und eventuell anfallende Anlagebe- 
raterhonorare inklusive erfolgsabhängige Gebühren 
im Zusammenhang mit der Verwaltung eines Teil-
fondsvermögens können dem jeweiligen Teilfonds 
separat belastet werden. Die Verwaltungsgebühr, 
etwaige Fondsmanagerhonorare und eventuell anfal-
lende Anlageberaterhonorare inklusive erfolgsabhän-
gige Gebühren sowie deren Berechnungsmethode 
werden in der Übersicht des jeweiligen Teilfonds auf-
geführt. 
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Die Verwahrstelle berechnet eine jährliche Verwahr-
stellengebühr („Verwahrstellengebühr“) von maximal 
0,7%, zahlbar monatlich, berechnet auf den letzten 
Nettoinventarwert eines jeden Teilfonds am Ende 
eines jeden Monats. Fremde Verwahrungs- und 
Verwaltungsgebühren, die von anderen Korrespon-
denzbanken und/oder Clearingstellen (z.B. Clear-
stream oder Euroclear) für die Verwahrung der Ver-
mögenswerte des Fonds anfallen, werden dem 
Fondvermögen gesondert in Rechnung gestellt. 

Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die 
folgenden Aufwendungen zu Lasten des jeweili-
gen Teilfonds: 

1. Übliche Makler-, Broker- und Bankgebühren, 
die für Geschäfte eines jeden Teilfonds anfal-
len. 

2. Druckkosten für Inhaberzertifikate, die Kosten 
der Vorbereitung und/oder der amtlichen Prü- 
fung des Verwaltungsreglements und aller an- 
deren den Fonds betreffenden Dokumente, ein-
schließlich Zulassungsanträgen, Verkaufs- 
prospekten, den KIIDs sowie diesbezügliche 
Änderungsanträge an Behörden in verschiede-
nen Ländern in den entsprechenden Sprachen 
im Hinblick auf das Verkaufsangebot von 
Fondsanteilen; 

3. Kosten für den Druck und Versand der Jahres- 
und Zwischenberichte und anderer Mitteilun-
gen an die Anteilinhaber in den zutreffenden 
Sprachen sowie Kosten der Veröffentlichung 
der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der 
Ausschüttungsbekanntmachungen sowie aller 
sonstiger an die Anteilinhaber gerichteten Be-
kanntmachungen; 

4. Kosten des Rechnungswesens, der Buchfüh-
rung, der Register- und Transferstelle, der Mes-
sung der Performance der Teilfonds, des Risk 
Management und der täglichen Errechnung des 
Inventarwertes und dessen Veröffentlichung; 

5. Honorare der Wirtschaftsprüfer; 
 

6. Kosten für die Meldung an ein Transaktionsre-
gister gemäß EMIR. 

7. etwaige Kosten von Kurssicherungsgeschäften; 
 

8. Eventuell anfallende Mehrwertsteuer; 
 

9. Kosten zur Förderung des Vertriebs; 
 

10. Kosten für Rechtsberatung und alle ähnlichen 
administrativen Kosten, die der Verwaltungsge-

sellschaft oder der Verwahrstelle entstehen, 
wenn sie im Interesse der Anteilinhaber des 
Fonds handeln; 

11. Kosten für die Bekanntmachung der Besteue- 
rungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deut-
schen Steuerrechts ermittelt wurden, Kosten zur 
Erstellung und Bekanntmachung steuerlicher Hin-
weise; 

12. Kosten etwaiger Börsennotierung(en) und/ oder 
Registrierung der Anteile zum öffentlichen Ver-
trieb in verschiedenen Ländern. 

13. Eine jährliche Abgabe („taxe d’abonnement“) 
wird vom Großherzogtum Luxemburg dem Ge-
samtnettovermögen auferlegt. 

14. Die Verwaltungsgesellschaft ist ermächtigt, auf An-
teile bestimmter Anteilklassen, die im Ver- kaufs-
prospekt jeweils beschrieben sind, eine Vertriebs-
provision von maximal 1,5% pro Jahr des dieser 
Anteilklasse zukommenden Anteils des Nettoin-
ventarwertes innerhalb des jeweiligen Teilfonds zu 
berechnen. Die Berechnungsmethode ist im Ver-
kaufsprospekt des jeweiligen Teilfonds beschrie-
ben. 

Im Falle, dass eine der oben genannten Ausgaben 
des Fonds nicht einem bestimmten einzelnen Teil-
fonds zugeteilt werden kann, wird diese Ausgabe 
allen Teilfonds pro rata zum Nettoinventarwert jedes 
einzelnen Teilfonds zugeteilt. 

Wo der Fonds eine der oben genannten Ausgaben 
für einen bestimmten einzelnen Teilfonds oder im 
Zusammenhang mit einem bestimmten einzelnen 
Teilfonds macht, wird diese Ausgabe jenem Teil-
fonds zugeteilt. 

Alle periodisch wiederkehrenden Kosten werden 
direkt vom Fonds getragen; andere Auslagen kön-
nen über einen Zeitraum von 5 Jahren abgeschrie-
ben werden. 

Im Jahresbericht des Fonds werden die zu Lasten 
der Teilfonds angefallenen Verwaltungskosten (oh-
ne Transaktionskosten) offengelegt und als Quote 
des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewie-
sen (“Total Expense Ratio” – TER). 
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Der Verwaltungsgesellschaft können im Zusammen-
hang mit Geschäften für Rechnung der Teilfonds 
geldwerte Vorteile (Broker Research, Finanzanalysen, 

Markt- und Kursinformationssysteme) entstehen, die 
im Interesse der Anleger bei den Anlageentschei-
dungen verwendet werden. 

13. Besonderheiten bei dem Erwerb 

von Investmentanteilen 

Neben der Vergütung zur Verwaltung der Teilfonds 
wird eine Verwaltungsvergütung für die in den Teil-
fonds gehaltenen Zielfondsanteile berechnet. Die 
Teilfonds werden nicht in Zielfonds anlegen, die 
einer Verwaltungsvergütung von mehr als 5% p.a. 
unterliegen. 

Sämtliche Arten von Gebühren, Kosten, Steuern, 
Provisionen und sonstigen Aufwendungen, die den 
jeweiligen Zielfonds nach ihren vertraglichen Bedin-
gungen belastet werden können, sind mittelbar oder 
unmittelbar von den Anlegern des Teilfonds zu tra-
gen. Dazu zählen insbesondere Transaktionskosten, 
bankübliche Depotgebühren, Kosten für den Druck 
und Versand sowie Bekanntmachung der für die An-
leger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte 
sowie Auflösungsberichte, Kosten der Bekanntma-
chung der Ausgabe- und Rücknahmepreise und 
Ausschüttungen, Kosten für die Prüfung der Ziel-
fonds, evtl. entstehende Steuern, Kosten für die Be-
kanntmachung der Besteuerungsgrundlagen sowie 
Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung 
von Rechtsansprüchen. 

Im Gegenzug vereinnahmt der jeweilige Teilfonds 
vollumfänglich die von den Zielfondsgesellschaf-
ten an die Verwaltungsgesellschaft gezahlten 
Vertriebsfolgeprovisionen. 

Erwirbt der jeweilige Teilfonds Anteile anderer 
OGAW und/oder sonstiger OGA, die unmittelbar o-
der mittelbar von einer anderen Gesellschaft ver- 
waltet werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft 
durch eine gemeinsame Verwaltung oder Beherr- 
schung oder durch eine wesentliche direkte oder in-
direkte Beteiligung verbunden ist, so werden für die 
Zeichnung oder den Rückkauf von Anteilen der an-
deren OGAW und/oder anderen OGA durch den 
Teilfonds keine Ausgabeaufschläge, Vertriebsprovi-
sionen und Rücknahmeprovisionen berechnet. In-
vestiert ein Teilfonds in einen derartigen OGAW oder 
OGA, dann werden die dem Teilfonds in Rechnung 
gestellten Gebühren (Verwaltungsgebühr, Anlagebe-
rater-/Fondsmanager-honorar und Verwahrstellen-

gebühr), soweit diese Gebühren identischen Begünstig-
ten zukommen, anteilig um diesen Teil gekürzt. 
Durch die Investition in andere Investmentfonds kann 
es zu Kostendoppelbelastungen kommen, die im Ge-
prüften Rechenschaftsbericht erwähnt werden. Ziel-
fonds werden zu banküblichen Konditionen erworben, 
so dass grundsätzlich lediglich eine geringe Doppelbe-
lastung entstehen sollte. Darüber hinaus werden ge-
gebenenfalls erlangte Gebührenermäßigungen dem 
Teilfondsvermögen gutgeschrieben. 

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausga-
beaufschläge und Rücknahmeabschläge offen gelegt, 
die dem jeweiligen Teilfonds für den Erwerb und die 
Rücknahme von Anteilen an anderen Investmentver-
mögen berechnet worden sind. Ferner wird die Vergü-
tung offen gelegt, die dem jeweiligen Teilfonds von ei-
ner Verwaltungsgesellschaft oder einer Gesellschaft, 
mit der die Gesellschaft durch Beteiligung verbunden 
ist, als Verwaltungsvergütung für die im jeweiligen Teil-
fonds gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

14. Anteilklassen 

Die Ausgestaltung der unterschiedlichen Anteil- klas-
sen erfolgt gemäß Art. 7 des Verwaltungsre- gle-
ments. Pro Teilfonds wird die Verwaltungsge- sell-
schaft eine oder mehrere dieser Anteilklassen bege-
ben. Die jeweils ausgegebenen Anteilklassen pro Teil-
fonds sind der Rubrik „BayernInvest im Überblick“ die-
ses Verkaufsprospektes zu entnehmen. 

Folgende Anteilklassen können von der Verwal-
tungsgesellschaft begeben werden: 

Anteilklasse: 
 

AL: Ausschüttung (A) mit Ausgabeaufschlag 
(L - Load) 

ANL: Ausschüttung (A) mit Vertriebsprovision 
(NL - no Load) 

TL: Thesaurierung (T) mit Ausgabeaufschlag 
(L - Load) 

TNL: Thesaurierung (T) mit Vertriebsprovision 
(NL - no Load) 
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InstAL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren 
(Inst) - Ausschüttung (A) mit Ausgabe-
aufschlag (L - Load) 

InstANL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren 
(Inst)- Ausschüttung (A) mit Vertriebspro-
vision (NL - no Load) 

InstTL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren 
(Inst) - Thesaurierung (T) mit Ausgabe-
aufschlag (L - Load) 

InstTNL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren 
(Inst) Thesaurierung (T) mit Vertriebs-
provision (NL - no Load) 

Bei Zeichnungen von Anteilklassen, die institutionel-
len Anlegern vorbehalten sind, muss der Name des 
Zeichners der Gesellschaft offen gelegt werden. 

Sofern in einem Land, in dem Anteile ausgege- ben 
werden, Stempelgebühren oder andere Be- lastungen 
anfallen, erhöht sich der Ausgabepreis entsprechend. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Er- 
messen Kaufaufträge zurückweisen und die Ausgabe 
von Anteilen aussetzen oder begrenzen (siehe Ver-
waltungsreglement Artikel 5). 

15. Ertragsausgleichsverfahren 

Die Verwaltungsgesellschaft wendet für die Teil- 
fonds ein sog. Ertragsausgleichsverfahren an. Das 
bedeutet, dass die während des Geschäftsjahres 
angefallenen anteiligen Erträge, die der Anteiler-
werber als Teil des Ausgabepreises bezahlen muss 
und die der Verkäufer von Anteilscheinen als Teil 
des Rücknahmepreises vergütet erhält, fortlaufend 
verrechnet werden. Bei der Berechnung des Er-
tragsausgleichs werden die angefallenen Aufwen-
dungen berücksichtigt. 

Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, 
Schwankungen im Verhältnis zwischen Erträgen 
und sonstigen Vermögensgegenständen auszu-
gleichen, die durch Nettomittelzuflüsse oder Net-
tomittelabflüsse aufgrund von Anteilverkäufen oder 
-rückgaben verursacht werden. Denn jeder Netto-
mittelzufluss liquider Mittel würde andernfalls den 
Anteil der Erträge am Inventarwert der Teilfonds 
verringern, jeder Abfluss ihn vermehren. 

Im Ergebnis führt das Ertragsausgleichsverfahren 
dazu, dass der Ausschüttungsbetrag je Anteil nicht 
durch die unvorhersehbare Entwicklung eines Teil- 
fonds bzw. des Anteilumlaufs beeinflusst wird. Da- 
bei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die bei- 
spielsweise kurz vor dem Ausschüttungstermin An- 

teile erwerben, den auf Erträge entfallenden Teil des 
Ausgabepreises in Form einer Ausschüttung zurück-
erhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem Ent-
stehen der Erträge nicht mitgewirkt hat. 

16. Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Fonds und jedes Teilfonds en-
det am 31. März eines jeden Jahres. 

17. Auflösung und Übertragung des Fonds bzw. 

von Teilfonds 

17.1 Auflösung 

Der Fonds oder einzelne Teilfonds können jederzeit 
durch gegenseitiges Einverständnis der Verwaltungs-
gesellschaft und der Verwahrstelle liquidiert werden. 
Zusätzlich erfolgt die Liquidation des Fonds bei Eintritt 
der gesetzlichen Voraussetzungen des Artikels 22 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Organismen 
für gemeinsame Anlagen. 

Sobald die Entscheidung gefällt wird, den Fonds oder 
einen Teilfonds aufzulösen, werden keine An- teile des 
Fonds beziehungsweise des betreffenden Teilfonds 
mehr ausgegeben oder zurückgenommen (es sei 
denn, alle Anteilinhaber können gleich behandelt wer-
den). Dies wird den Anteilinhabern gemäß Artikel 16 
des Verwaltungsreglements bekannt gegeben. Die 
Verwaltungsgesellschaft wird das Vermögen eines je-
den Teilfonds im Interesse der Anteilinhaber des ent-
sprechenden Teilfonds veräußern und die Verwahr-
stelle wird den Nettoliquidationserlös gemäß den An-
weisungen der Verwaltungsgesellschaft nach Abzug 
der Liquidationskosten und -gebühren an die Anteilin-
haber des jeweiligen Teilfonds im Verhältnis zu ihrer 
Beteiligung auszahlen. Beträge, die aus der Liquidation 
des Fonds oder eines seiner Teilfonds stammen und 
die von den berechtigten Anteilinhabern nicht eingelöst 
werden, werden durch die Verwahrstelle zugunsten 
der berechtigten Anteilinhaber bei der „Caisse de 
Consignation“ in Luxemburg hinterlegt. Die Beträge 
verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 30 Jahren nach 
Hinterlegung dort angefordert werden. 
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17.2 Übertragung 

Teilfonds können unter den nachfolgend beschriebe-
nen Bedingungen zusammengelegt werden, indem 
ein Teilfonds in einen anderen Teilfonds des Fonds 
eingebracht wird, und sie können in einen anderen 
Organismus für gemeinsame Anlagen („OGA“) ein-
gebracht werden. Eine Zusammenlegung von Teil-
fonds sowie die Einbringung in einen anderen OGA 
erfolgen auf Beschluss der Verwaltungsgesellschaft. 
Die Verwaltungsgesellschaft kann beschließen, Teil-
fonds zusammenzulegen, wenn die Verwaltung eines 
oder aller zusammenzulegender Teilfonds nicht mehr 
in wirtschaftlich effizienter Weise gewährleistet wer-
den kann oder im Falle einer Änderung der wirt-
schaftlichen oder politischen Situation. Im Falle der 
Verschmelzung von Teilfonds wird die Verwaltungs-
gesellschaft die Absicht der Verschmelzung den An-
teilinhabern des oder der einzubringenden Teilfonds 
durch Veröffentlichung gemäß den Bestimmungen 
von Artikel 16 des Verwaltungsreglements mindes-
tens einen Monat vor Inkrafttreten des Verschmel-
zungsbeschlusses mitteilen; diesen Anteilinhabern 
steht dann das Recht zu, alle oder einen Teil ihrer 
Anteile zum Nettoinventarwert ohne weitere Kosten 
zurückzugeben. Die Einbringung eines Teilfonds in 
einen anderen Organismus für gemeinsame Anlagen 
ist nur zulässig, soweit dieser andere OGA ein Orga-
nismus für gemeinsame Anlagen, gemäß Teil I des 
Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 2010, ist. 
Die Einbringung eines Teilfonds in einen anderen 
OGA Luxemburger Rechts erfolgt im Übrigen nach 
den vorstehend aufgeführten Grundsätzen. Ein Teil-
fonds kann in einen anderen OGA, welcher nach ei-
nem anderen als dem Luxemburger Recht verfasst ist 
(„ausländischer OGA“), eingebracht werden. In die-
sem Fall müssen die Anteilinhaber des jeweiligen Teil-
fonds zu einer Versammlung der An- teilinhaber ein-
berufen werden; die Einbringung des jeweiligen Teil-
fonds insgesamt kann nur aufgrund eines einstimmi-
gen Beschlusses aller Anteilinhaber dieses Teilfonds 
rechtswirksam erfolgen; mangels eines solchen ein-
stimmigen Beschlusses können in den ausländischen 
OGA nur die Anteile der Anteilinhaber eingebracht 
werden, welche der Einbringung zugestimmt haben. 
Anteilinhaber, ihre Erben oder andere Berechtigte 
können die Auflösung oder Teilung des Fonds oder 
eines Teilfonds nicht fordern. 

 

18. Datenschutz 

Mit der Zeichnung von Anteilen des Fonds ermäch- 

tigt jeder Investor die Dienstleister des Fonds, ver- 
trauliche Daten über den Investor zu speichern und zu 
verarbeiten, die der jeweilige Dienstleister in Be- zug 
auf den Investoren und seine Geschäftsbezie- hung 
zum Fonds für notwendig hält. Jeder Investor geneh-
migt die Nutzung und Weitergabe von Infor- mationen 
zwischen verschiedenen Dienstleistern. Auch soweit 
Dienstleister außerhalb der Europäi- schen Union mög-
licherweise geringere Datenschutzstandards haben, 
müssen Investoren akzeptieren, dass ihre Daten auch 
von diesen gespeichert und verarbeitet werden. Die 
erlaubte Datennutzung umfasst das Erstellen von Auf-
zeichnungen, die Bearbeitung von Orders. 

19. Steuerhinweise 

Die folgenden Informationen sind grundsätzlicher Na-
tur und beziehen sich auf die in Luxemburg ak- tuell 
anwendbaren Rechtsvorschriften. Die folgen- den In-
formationen erheben nicht den Anspruch eine vollstän-
dige Beschreibung aller möglichen steuerlichen Erwä-
gungen darzustellen, die für eine Investitionsentschei-
dung von Bedeutung sein können. 
Die folgenden Informationen dienen lediglich einer 
grundsätzlichen Vorabinformation. Sie stellen keine 
rechtliche oder steuerliche Beratung dar und sollten 
nicht als eine solche angesehen werden. Zukünftige 
Gesellschafter sollten ihre Steuerberater und Rechts-
anwälte zu Rate ziehen, um sich über besondere 
Rechtsfolgen Auskunft geben zu lassen, die aus der 
jeweils für sie anwendbaren Rechtsordnung erwachsen 
können. 

19.1 Besteuerung des Fonds 

Die Vermögen der Teilfonds unterliegen in Luxem- 
burg einer Steuer (Taxe d’Abonnement) von zurzeit 
0,05% p.a. des jeweiligen Nettofondsvermögens. 

Soweit ein Teilfonds über eine institutionelle An- teil-
klasse verfügt, beträgt die Taxe d’Abonnement für 
diese Anteilklasse zurzeit 0,01% p.a. Die Taxe 
d’Abonnement wird derzeit vierteljährlich auf den 
Nettoinventarwert eines jeden Teilfonds am letzten 
Tag des Quartals errechnet. 
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Dividendenausschüttungen, Liquidationserlöse und 
Zinszahlungen durch den Fonds unterliegen mit 
Ausnahme der Anwendung des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2005 (das “Relibi Gesetz”) keiner luxem-
burgischen Quellensteuer. 

Interessenten sollten sich über die Gesetze und 
Verordnungen, die für die Zeichnungen, den Kauf, 
den Besitz und den Verkauf von Anteilen an ihrem 
Wohnsitz Anwendung finden, unterrichten und, falls 
angebracht, von einem Rechtsanwalt oder Steuer-
berater beraten lassen. 

19.2 Besteuerung nicht in Luxemburg ansäs-

siger Investoren 

Anteilinhaber, die nicht in Luxemburg wohnhaft oder 
angesiedelt sind und denen auch keine Aufenthalts-
erlaubnis für Luxemburg erteilt wurde, unterliegen, 
hinsichtlich der von ihnen gehaltenen Anteile am 
Fonds bzw. den Teilfonds zurzeit weder der luxem-
burgischen Kapitalertrag-, Einkommen-, Quellen, 
Schenkung- oder Erbschaftsteuer noch einer ande-
ren luxemburgischen Steuer. Die Einnahmen aus 
der Anlage des Fondsvermögens können jedoch 
etwaigen Steuern in Ländern unterliegen, in welchen 
das Fondsvermögen angelegt ist. Weder die Verwal- 
tungsgesellschaft noch die Depotbank Verwahrstelle 
werden Quittungen über solche Steuern für einzelne 
oder alle Anteilinhaber einholen. 

Im Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie 
des Rates der Europäischen Union im Bereich der 
Besteuerung von Zinserträgen (die Richtlinie 
2003/48/ EG, die „EU-Zinsrichtlinie”), die am 01. Juli 
2005 in Kraft trat, ist eine luxemburgische Zahlstelle 
jedoch verpflichtet, den Luxemburger Steuerbehörden 
Informationen über Zinszahlungen, welche an einen 
wirtschaftlichen Eigentümer, bei dem es sich um eine 
natürliche Person oder um eine sonstige Einrichtung 
im Sinne von Art. 4 Abs. 2 der EU-Zinsrichtlinie han-
delt und der in einem EU-Mitgliedsstaat oder in einem 
von bestimmten abhängigen bzw. assoziier- ten Ge-
bieten steuerlich ansässig ist, oder zu dessen unmit-
telbaren Gunsten, gezahlt werden, zu übermitteln. Die 
Luxemburger Steuerbehörden übermitteln daraufhin 
diese Informationen an die zuständigen Behörden in 
dem betroffenen anderen EU-Mitgliedsstaat bzw. dem 
betroffenen abhängigen oder assoziierten Gebiet. 

Zinszahlungen im Sinne der EU-Zinsrichtlinie umfas-
sen unter anderem: (i) Gewinnausschüttungen durch 
den Fonds, die durch Zinszahlungen erlangt wurden 
und (ii) Einkommen, das durch den Verkauf, die Er-

stattung oder Rückgabe von Anteilen oder Aktien rea-
lisiert wurde, wenn der Fonds unmittelbar oder mittel-
bar mehr als 25 % seines Nettovermögens in schuld-
rechtliche Ansprüche investiert und soweit solches 
Einkommen den Wertzuwächsen entspricht, die unmit-
telbar oder mittelbar aus Zinszahlungen erlangt wur-
den (ausnahmsweise gelten diese Regeln nicht, wenn 
die Investition in schuldrechtliche Ansprüche des 
Fonds 15 % nicht übersteigt). 

Zudem sei darauf hingewiesen, dass vom Rat der Eu-
ropäischen Union am 24. März 2014 eine Abänderung 
der EU-Zinsrichtlinie beschlossen wurde, wobei insbe-
sondere eine Ausweitung des Anwendungsbereichs 
der EU-Zinsrichtlinie auf bestimmte zwischengeschal-
tete Strukturen (unabhängig davon, ob diese in einem 
EU-Mitgliedstaat errichtet sind oder nicht), sowie auf 
ein weiteres Spektrum an zinsähnlichen Erträgen, vor-
gesehen ist. Die Änderungen sind von den EU-
Mitgliedsstaaten bis zum 1. Januar 2016 in nationales 
Recht umzusetzen und ab dem 1. Januar 2017 anzu-
wenden. 

Des Weiteren hat der Rat der Europäischen Uni- on 
am 9. Dezember 2014 die Richtlinie 2014/107/ 
EU beschlossen, welche insbesondere eine Abände-
rung und Ausweitung des Anwendungsbereiches der 
EU-Richtlinie 2011/16/EU vom 15. Februar 2011 über 
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-
reich der Besteuerung vorsieht. Dementsprechend ist 
der Informationsaustausch im Rahmen der EU-
Zinsrichtlinie ab 1. Januar 2016 durch einen automati-
schen Informationsaustausch in Übereinstimmung mit 
dem OECD-Common Reporting Standard zu ersetzen. 

Am 18 März 2015 hat die Europäische Kommission 
dem Rat der Europäischen Union einen Vorschlag für 
eine Richtlinie zur Aufhebung der EU-Zinsrichtlinie 
unterbreitet (2015/129/COM) mit der Begründung, 
dass es zwischen den beiden Richtlinien (EU-
Zinsrichtlinie und der Richtlinie 2014/107/EU) erhebli-
che Überschneidungen gibt und mit dem Ziel sicher zu 
stellen, dass es nur einen anwendbaren Standard für 
den automatischen Informationsaustausch in der EU 
gibt und Situationen zu vermeiden, in denen parallel 
zwei Standards angewandt werden. 

Interessenten sollten sich über Gesetze und Verord-
nungen, die für die Zeichnung, den Kauf, den Besitz 
und den Verkauf von Aktien an ihrem Wohnsitz An-
wendung finden, unterrichten und, falls angebracht, 
beraten lassen. 
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Zudem sei darauf hingewiesen, dass vom Rat der 
Europäischen Union am 24. März 2014 eine Abände-
rung der EU-Zinsrichtlinie beschlossen wurde, wobei 
insbesondere eine Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs der EU-Zinsrichtlinie auf bestimmte zwischen-
geschaltete Strukturen (unabhängig davon, ob diese 
in einem EU-Mitgliedstaat errichtet sind oder nicht), 
sowie auf ein weiteres Spektrum an zinsähnlichen 
Erträgen, vorgesehen ist. Die Änderungen sind von 
den EU-Mitgliedsstaaten bis zum 1. Januar 2016 in 
nationales Recht umzusetzen und ab dem 1. Januar 
2017 anzuwenden. 

Des Weiteren hat der Rat der Europäischen Uni- 
on am 9. Dezember 2014 die Richtlinie 2014/107/ 
EU beschlossen, welche insbesondere eine Abände-
rung und Ausweitung des Anwendungsbereiches der 
EU-Richtlinie 2011/16/EU vom 15. Februar 2011 
über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden 
im Bereich der Besteuerung vorsieht. Dementspre-
chend ist der Informationsaustausch im Rahmen der 
EU-Zinsrichtlinie ab 1. Januar 2016 durch einen au-
tomatischen Informationsaustausch in Übereinstim-
mung mit dem OECD-Common Reporting Standard 
zu ersetzen. 

Am 18 März 2015 hat die Europäische Kommission 
dem Rat der Europäischen Union einen Vorschlag 
für eine Richtlinie zur Aufhebung der EU-
Zinsrichtlinie unterbreitet (2015/129/COM) mit der 
Begründung, dass es zwischen den beiden Richtli-
nien (EU-Zinsrichtlinie und der Richtlinie 
2014/107/EU) erhebliche Überschneidungen gibt 
und mit dem Ziel sicher zu stellen, dass es nur einen 
anwendbaren Standard für den automatischen In-
formationsaustausch in der EU gibt und Situationen 
zu vermeiden, in denen parallel zwei Standards an-
gewandt werden. 

Interessenten sollten sich über Gesetze und Ver-
ordnungen, die für die Zeichnung, den Kauf, den 
Besitz und den Verkauf von Aktien an ihrem Wohn-
sitz Anwendung finden, unterrichten und, falls ange-
bracht, beraten lassen. 

19.3 Besteuerung in Luxemburg ansässiger 

Investoren 

Natürliche Personen, mit Wohnsitz in Luxemburg, 
die nicht in einem anderen Staat steuerlich ansäs-
sig sind, müssen seit dem 1. Januar 2006 gemäß 
dem Relibi Gesetz auf die dort genannten Zinser-
träge eine abgeltende Quellensteuer in Höhe von 
10% (laut dem luxemburgischen Gesetzentwurf 

7020, der sich zur Zeit im finalen legislativen Pro-
zess befindet, wird sich diese abgeltende Quellen-
steuer ab 1.01.2017 auf 20% erhöhen) zahlen. Diese 
Quellensteuer kann unter bestimmten Bedingungen 
auch Zinserträge eines Investmentfonds betreffen. 
Investoren, die in Luxemburg ansässig sind, bzw. 
dort eine Betriebsstätte unterhalten, sind mit ihren 
Anteile oder Erträgen aus Anteilen in Luxemburg 
einkommensteuerpflichtig. Veräußerungsgewinne 
auf Anteile, die im Privatver- mögen gehalten wer-
den, sind in Luxemburg nur steuerpflichtig, wenn es 
sich bei dem Veräußerungsgewinn um einen sog. 
Spekulationsgewinn handelt oder die Beteiligung an 
dem Fonds ine wesentliche Beteiligung darstellt. 

Für einen einzelnen Investor, der in Luxemburg sei-
nen Sitz hat, wird keine Vermögenssteuer erhoben. 
Luxemburgische Kapitalgesellschaften unterliegen 
jedoch der Vermögenssteuer, sofern keine Ausnah-
metatbestände greifen. 

Potentielle Investoren sollten sich nach dem Recht des 
Landes ihrer Staatsangehörigkeit, ihres Aufent- halts 
oder ihres Wohnorts über möglicherweise an- fallende 
Steuern und sonstige hoheitliche Belastun- gen infor-
mieren, die für den Erwerb, das Halten, die Umwand-
lung und das Abstoßen von Anteilen des Fonds und 
für jeweilige Ausschüttungen anfallen. 

19.4 Quellensteuer und Rechnungslegung der 

Vereinigten Staaten nach dem Foreign Account 

Tax Compliance Act (“FATCA”) 

Die Begriffe, die in diesem Abschnitt verwendet wer-
den, haben die gleiche Bedeutung wie in der luxembur-
gischen zwischenstaatlichen Vereinbarung vom 28. 
März 2014 („IGA Lux“) und dem entsprechenden Um-
setzungsgesetz vom 24. Juli 2015. 

Im IGA Lux haben die USA und Luxemburg verein- 
bart, das Model 1 zur Implementierung von FATCA 
in Luxemburg anzuwenden. FATCA Vorschriften be-
inhalten Berichterstattungspflichten an die amerika-
nischen Steuerbehörden („IRS“) durch amerikanische 
Personen, welche direkt oder indirekt Eigentümer 
von Bankkonten oder Gesellschaften sind, welche 
sich nicht in den USA befinden. Sollten die notwen-
digen Berichtspflichten nicht oder nur unvollständig 
erfüllt werden, könnten der IRS eine Quellensteuer 
von 30% auf USA-bezogenes Einkommen erheben 
(inklusive Dividenden und Zinsen), welches auch Ein-
künfte aus dem Verkauf oder anderweitigen Verwer-
tung von Eigentum hat, welches USA-bezogene Zin-
sen oder Dividenden generieren könnte. 



 

40 
 

Fonds, welche als „Restricted Funds“ qualifizieren, 
sind als „Non-Reporting Financial Institutions“ anzu-
sehen und müssen sich nicht beim IRS registrieren 
lassen bzw. an diese Bericht erstatten. Im Einklang 
mit Artikel 4 Nr. 4 des IGA Lux werden alle nicht mel-
dende luxemburgische Finanzinstitute als konforme 
ausländische Finanzinstitute behandelt im Sinne und 
für Zwecke des IRS Codes und für FATCA Zwecke. 

Der Fonds hat für den Status eines „Restricted 
Funds“ optiert und muss deshalb bestimmte Vorga-
ben unter FATCA und dem luxemburgischen IGA 
erfüllen. Diese Vorgaben beinhalten, dass Anteile 
des Fonds nicht an Unbefugte Personen, wie in die-
sem Emissionsdokument näher beschrieben (siehe 
Abschnitt 6.3), verkauft werden dürfen. 

Die Möglichkeit des Fonds, Quellensteuer unter dem 
FATCA Regime zu vermeiden liegt nichtsdestotrotz, 
außerhalb seiner Kontrolle, seines Komplementärs 
und seines AIFMs und hängt, in manchen Fällen, 
von Handlungen oder Unterlassen von Delegierten 
oder Dienstleistern des Fonds sowie vom FATCA 
Statuts von Investoren oder ihrer ultimativen Nutz-
nießer ab. Jede Quellensteuer, welche dem Fonds 
oder einem Teilfonds auferlegt werden würde, kann 
das Vermögen und die vorhandene Liquidität des 
Fonds mindern, um Forderungen der Investoren zu 
zahlen. Außerdem könnte eine Quellenbesteuerung 
unter FATCA bestimmte Teilfonds stärker belasten 
als andere. 

Es kann keine Garantie oder Zusicherung geben, 
dass eine Ausschüttung oder Zahlung des Fonds 
oder eines Teilfonds nicht einer Quellensteuer nach 
FATCA unterzogen wird. Daher sollten alle Investo-
ren des Fonds sich rechtzeitig und umfänglich mit 
ihren Steuerberatern beraten, um FATCA Auswir-
kungen auf ihr Investment zu analysieren und voll-
umfänglich zu verstehen. 

 

 

 

19.5 CRS - Common Reporting Standard (Ge-

meinsamer Meldestandard) 

Die OECD hat einen gemeinsamen Meldestandard 
für den automatischen Informationsaustausch über 
Finanzkonten (Common Reporting Standard, „CRS“) 
entwickelt, um weltweit einen umfassenden und 
multilateralen automatischen Informationsaustausch 
(„AEOI“) zu ermöglichen. Am 9. Dezember 2014 

wurde die Richtlinie 2014/107/EU des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 2011/16/EU des Rates bezüg-
lich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung (die 
„Euro-CRS-Richtlinie“) verabschiedet, um den CRS 
innerhalb der Mitgliedstaaten umzusetzen. Die Euro- 
CRS-Richtlinie wurde durch das Gesetz vom 18. De-
zember 2015 über den automatischen Austausch von 
Informationen zu Finanzkonten im Bereich der Be-
steuerung („CRS-Gesetz“) in luxemburgisches Recht 
umgesetzt. Das CRS-Gesetz verpflichtet Finanzinsti-
tute in Luxemburg, die Inhaber von Finanzvermögen 
zu identifizieren und zu ermitteln, ob diese einen 
Steuersitz in Ländern haben, mit denen Luxemburg 
eine Vereinbarung zum Austausch von Steuerinfor-
mationen getroffen hat. Finanzinstitute in Luxemburg 
melden in diesem Falle Informationen zu Finanzkon-
ten der Inhaber von Vermögenswerten an die Luxem-
burger Steuerbehörden. Diese leiten die Informatio-
nen anschließend jährlich automatisch an die zustän-
digen ausländischen Steuerbehörden weiter. 

Dementsprechend kann der Fonds von Investoren, zur 
Bestätigung ihres CRS-Status, Angaben zu Iden- tität 
und steuerlicher Ansässigkeit der Inhaber von Finanz-
konten (u. a. bestimmter Rechtsträger sowie der diese 
leitenden Personen) verlangen und den Luxemburger 
Steuerbehörden (Administration des Contributions Di-
rectes) Angaben zu einem Investor und seinem Konto 
melden, sofern dieses Konto ge- mäß CRS-Gesetz als 
meldepflichtiges CRS-Konto gilt. Der Fonds muss den 
Investoren alle Informationen mitteilen, denen zufolge 
(i) der Fonds für die Behandlung der laut CRS-Gesetz 
erforderlichen persönlichen Daten verantwortlich ist; 
(ii) die persönlichen Daten ausschließlich zu den im 
CRS-Gesetz vorgesehenen Zwecken verwendet wer-
den; (iii) die persönlichen Daten den Luxemburger 
Steuerbehörden (Administration des Contributions Di-
rectes) gemeldet werden können; (iv) die Beantwor-
tung von CRS- bezogenen Fragen Pflicht ist und dem-
entsprechend die potentiellen Folgen bei Nichtbeant-
wortung; und (v) der Investor das Recht auf Zugang zu 
den und auf Berichtigung der Daten hat, die den Lu-
xemburger Steuerbehörden (Administration des Con-
tributions Directes) mitgeteilt wurden. 

Dementsprechend kann der Fonds von Investoren, zur 
Bestätigung ihres CRS-Status, Angaben zu Iden- tität 
und steuerlicher Ansässigkeit der Inhaber von Finanz-
konten (u. a. bestimmter Rechtsträger sowie der diese 
leitenden Personen) verlangen und den Luxemburger 
Steuerbehörden (Administration des Contributions Di-
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rectes) Angaben zu einem Investor und seinem Kon-
to melden, sofern dieses Konto ge- mäß CRS-
Gesetz als meldepflichtiges CRS-Konto gilt. Der 
Fonds muss den Investoren alle Informationen mittei-
len, denen zufolge (i) der Fonds für die Behandlung 
der laut CRS-Gesetz erforderlichen persönlichen Da-
ten verantwortlich ist; (ii) die persönlichen Daten aus-
schließlich zu den im CRS-Gesetz vorgesehenen 
Zwecken verwendet werden; (iii) die persönlichen 
Daten den Luxemburger Steuerbehörden (Administ-
ration des Contributions Directes) gemeldet werden 
können; (iv) die Beantwortung von CRS- bezogenen 
Fragen Pflicht ist und dementsprechend die potentiel-
len Folgen bei Nichtbeantwortung; und (v) der Investor 
das Recht auf Zugang zu den und auf Berichtigung 
der Daten hat, die den Luxemburger Steuerbehörden 
(Administration des Contributions Directes) mitgeteilt 
wurden. 

Laut CRS-Gesetz erfolgt der erste Informationsaus- 
tausch für Daten des Kalenderjahres 2016 bis 30. 
September 2017. Gemäß der Euro-CRS-Richtlinie 
muss der erste AEOI an die lokalen Steuerbehör- 
den der Mitgliedstaaten für die Daten des Kalender-
jahres 2016 bis zum 30. September 2017 erfolgen. 

Zudem hat Luxemburg die multilaterale Vereinbarung 
zuständiger Behörden der OECD („Multilaterale Ver-
einbarung“) zum automatischen Austausch von In-
formationen im Rahmen des CRS unterzeichnet. Die 
Multilaterale Vereinbarung hat zum Ziel, den CRS in 
Nicht-Mitgliedstaaten einzuführen, wozu Vereinba-
rungen mit den einzelnen Ländern erforderlich sind. 

Der Fonds behält sich das Recht vor, Anträge auf 
Anteilszeichnung zu verweigern, wenn die bereit-
gestellten Informationen nicht die Anforderungen 
gemäß CRS-Gesetz erfüllen oder die Anforderun-
gen wegen Nichtbereitstellung solcher Informatio-
nen unerfüllt bleiben. Anleger sollten hinsichtlich 
möglicher steuerlicher oder anderweitiger Folgen 
der Umsetzung des CRS ihre eigenen Steuerbera-
ter konsultieren. 

Der Fonds hat zu Zwecken des automatischen In-
formationsaustausch nach CRS bestimmte perso-
nenbezogene Daten über Investoren zu erheben, 
zu verwahren, speichern und zu melden. Mit Zeich-
nung für Anteile des Fonds erklären sich die Inves-
toren mit der vorstehend beschriebenen Verarbei-
tung ihrer personenbezogenen Daten sowie der 
Bereitstellung von Pflichtangaben gemäß CRS ein-
verstanden. Investoren bestätigen und akzeptieren, 
dass der Fonds, die Berechnungs- und Verwal-

tungsstelle oder deren Vertretern oder Beauftragten 
alle relevanten Informationen in Bezug auf CRS - re-
levante Informationen an die Luxemburger Steuerbe-
hörden melden zwecks automatischen Informations-
austausch mit den zuständigen Behörden. 

20. Hinweis zur Besteuerung von Erträgen aus 

ausländischen Investmentvermögen für Anleger 

aus Deutschland 

Einzelheiten zur Besteuerung der Erträge dieses 
Sondervermögens werden in den jährlich erscheinen-
den Jahresberichten veröffentlicht. 

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten 
nur für Anleger, die in Deutschland unbe- schränkt 
steuerpflichtig sind. Dem Anleger, der nicht in 
Deutschland steuerpflichtig ist, empfehlen wir, sich 
vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufs-
prospekt beschriebenen Sondervermögen mit seinem 
Steuerberater in Verbindung zu setzen und mögliche 
steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in 
seinem Heimatland individuell zu klären. 

Das Sondervermögen ist als Zweckvermögen von der 
Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Die steuer-
pflichtigen Erträge des Sondervermögens werden je-
doch beim Privatanleger als Einkünfte aus Kapitalver-
mögen der Einkommensteuer unterworfen, soweit die-
se zusammen mit sonstigen Kapitalerträgen den Spa-
rer-Freibetrag einschließlich des Werbungskosten-
Pauschbetrages von jährlich 801€ (für Alleinstehende 
oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602 € (für 
zusammen veranlagte Ehegatten) übersteigen. Sofern 
sich die Anteile im Betriebsvermögen befinden, werden 
die Erträge als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst. 
Die steuerliche Gesetzgebung erfordert zur Ermittlung 
der steuerpflichtigen bzw. der kapitalertragsteuerpflich-
tigen Erträge eine differenzierte Betrachtung der Er-
tragsbestandteile. Es muss unterschieden werden, ob 
die Erfassung der Erträge beim Anleger zum Zeitpunkt 
der Ertragsausschüttung bzw. Thesaurierung erfolgt. 

20.1 Anteile im Privatvermögen 

20.1.1 Gewinne aus der Veräußerung von Wert-

papieren, Gewinne aus Termingeschäften und 

Erträge aus Stillhalterprämien 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigenkapi-
talähnlichen Genussrechten und Investmentanteilen, 
Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträge aus 
Stillhalterprämien, die auf der Ebene des Sonderver-
mögens erzielt werden, werden beim Anleger nicht 
erfasst, solange sie nicht ausgeschüttet werden. Zu-
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dem werden die Gewinne aus der Veräußerung der 
in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis f) InvStG 
genannten Kapitalforderungen beim Anleger nicht 
erfasst, wenn sie nicht ausgeschüttet werden. 

Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 
 

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite 
haben, 

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun-
gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
Anleihen, Floater und Reverse-Floater, 

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder 
eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl 
von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden, 

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und 
Wandelanleihen, 

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) ge-
handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
Genussrechte und 

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen. 
 

Werden Gewinne aus der Veräußerung der o.g. 
Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus 
Termingeschäften sowie Erträge aus Stillhalterprä-
mien ausgeschüttet, sind sie grundsätzlich steuer-
pflichtig und unterliegen bei Verwahrung der Anteile 
im Deutschland dem Steuerabzug von 25 % (zu-
züglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteu-
er). Ausgeschüttete Gewinne aus der Veräußerung 
von Wertpapieren und Gewinne aus Terminge-
schäften sind jedoch steuerfrei, wenn die Wertpa-
piere auf Ebene des Sondervermögens vor dem 
1.1.2009 erworben bzw. die Termingeschäfte vor 
dem 1.1.2009 eingegangen wurde. 

Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalfor-
derungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthal-
ten sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln 
(s.u.). 

20.1.2 Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie 

ausländische Dividenden 

Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländi- 
sche Dividenden sind beim Anleger mit Wohnsitz 
in Deutschland grundsätzlich steuerpflichtig. Dies 
gilt unabhängig davon, ob diese Erträge thesauriert 
oder ausgeschüttet werden. 

Ausgeschüttete oder thesaurierte Zinsen und zins- 
ähnliche Erträge sowie ausländische Dividenden 
des Sondervermögens unterliegen i.d.R. dem Steu-

erabzug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und ggf. Kirchensteuer). 

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, 
wenn der Anleger seinen Wohnsitz in Deutschland hat 
(Steuerinländer) und einen Freistellungsauftrag bei 
seinem deutschen Finanzinstitut vorlegt, sofern die 
steuerpflichtigen Ertragsteile 801,--€ bei Einzelveran-
lagung bzw. 1.602,--€ bei Zusammenveranlagung von 
Ehegatten nicht übersteigen. 

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-Be- 
scheinigung und bei ausländischen Anlegern bei 
Nachweis der steuerlichen Ausländereigenschaft bei 
dem deutschen Finanzinstitut des Anlegers. 

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile eines 
steuerrechtlich ausschüttenden Sondervermögens in 
einem inländischen Depot bei der Kapitalanlagege-
sellschaft oder einem Kreditinstitut (Depotfall), so 
nimmt die depotführende Stelle als Zahlstelle vom 
Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten 
Ausschüttungstermin ein in ausreichender Höhe aus-
gestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster 
oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt für 
die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorge-
legt wird. In diesem Fall erhält der Anleger die ge-
samte Ausschüttung ungekürzt gutgeschrieben. 
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Handelt es sich um ein steuerrechtlich thesaurieren-
des Sondervermögen, so wird der Steuerabzug auf 
thesaurierte Zinsen, zinsähnliche Erträge sowie aus-
ländische Dividenden des Sondervermögens in Höhe 
von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer) durch die Depotführende Stelle i.d.R das 
Kreditinstitut des Anlegers abgeführt. Der Ausgabe- 
und Rücknahmepreis der Fondsanteile ermäßigt sich 
insoweit um den Steuerabzug zum Ablauf des Ge-
schäftsjahres. Für den Fall, dass die Konfession des 
Anlegers der depotführenden Stelle nicht bekannt ist, 
kann in diesem Fall kein Kirchensteuereinbehalt er-
folgen, so dass kirchensteuerpflichtige Anleger inso-
weit Angaben in der Einkommensteuererklärung zu 
machen haben. 

Befinden sich die Anteile im Depot bei einem inländi-
schen Kreditinstitut oder einer inländischen Kapital-
anlagegesellschaft, so erhält der Anleger, der seiner 
depotführenden Stelle einen in ausreichender Höhe 
ausgestellten Freistellungsauftrag oder eine NV-
Bescheinigung vor Ablauf des Geschäftsjahres des 
Sondervermögens vorlegt, den abgeführten Steuer-
abzug auf seinem Konto gutgeschrieben. 

Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-
Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt 
wird, erhält der Anleger auf Antrag von der depotfüh-
renden Stelle eine Steuerbescheinigung über den 
einbehaltenen und abgeführten Steuerabzug und 
den Solidaritätszuschlag. Der Anleger hat dann die 
Möglichkeit, den Steuerabzug im Rahmen seiner Ein-
kommensteuerveranlagung auf seine persönliche 
Steuerschuld anrechnen zu lassen. Werden Anteile 
ausschüttender Sondervermögen nicht in einem De-
pot verwahrt und Ertragsscheine einem inländischen 
Kreditinstitut vorgelegt (Eigen- verwahrung), wird der 
Steuerabzug in Höhe von 25% zzgl. des Solidaritäts-
zuschlags und gegebenenfalls Kirchensteuer  vorge-
nommen. 

Werden Anteile ausschüttender Sondervermögen 
nicht in einem Depot verwahrt und Ertragsscheine 
einem inländischen Kreditinstitut vorgelegt (Eigen- 
verwahrung), wird der Steuerabzug in Höhe von 25% 
zzgl. des Solidaritätszuschlags und gegebenenfalls 
Kirchensteuer  vorgenommen. 

20.1.3 Inländische Dividenden 

Inländische Dividenden, die vom Sondervermögen 
ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind beim 
Anleger grundsätzlich steuerpflichtig. 

Bei Ausschüttung oder Thesaurierung wird von der 

inländischen Dividende ein Steuerabzug in Höhe von 
25% (zuzüglich Solidaritätszuschlag) von der depot-
führenden Stelle vorgenommen. Die depotführende 
Stelle berücksichtigt bei Ausschüttungen zudem einen 
ggf. vorliegenden Antrag auf Kirchensteuereinbehalt. 
Der Anleger erhält den Steuerabzug von 25% (zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag) in voller Höhe sofort erstattet, 
sofern die Anteile bei einer inländischen depotführen-
den Stelle verwahrt werden und dort ein Freistellungs-
auftrag in ausreichender Höhe oder eine NV-
Bescheinigung vorliegt. Anderenfalls kann er den 
Steuerabzug von 25% (zuzüglich Solidaritätszuschlag) 
unter Beifügung der steuerlichen Bescheinigung der 
depotführenden Stelle auf seine persönliche  Einkom-
mensteuerschuld anrechnen. 

20.1.4 Negative steuerliche Erträge 

Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit 
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des 
Sondervermögens, werden diese auf Ebene des Son-
dervermögens steuerlich vorgetragen. Diese können 
auf Ebene des Sondervermögens mit künftigen gleich-
artigen positiven steuerpflichtigen Erträgen der Folge-
jahre verrechnet werden. Eine direkte Zurechnung der 
negativen steuerlichen Erträge auf den Anleger ist nicht 
möglich. Damit wirken sich diese negativen Beträge 
beim Anleger bei der Einkommensteuer erst in dem 
Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das 
Geschäftsjahr des Sondervermögens endet bzw. die 
Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Sondervermö-
gens erfolgt, für das die negativen steuerlichen Erträge 
auf Ebene des Sondervermögens verrechnet werden. 
Eine frühere Geltendmachung bei der Einkommensteu-
er des Anlegers ist nicht möglich. 

20.1.5 Substanzauskehrungen 

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Subs- 
tanzauskehrungen, die der Anleger während seiner 
Besitzzeit erhalten hat, sind allerdings dem steuerlichen 
Ergebnis aus der Veräußerung der Fondsanteile hinzuzu-
rechnen, d.h. sie erhöhen den steuerlichen Gewinn. 
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20.1.6 Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 

Werden Anteile an einem Sondervermögen, die nach 
dem 31.12.2008 erworben wurden, von einem Pri-
vatanleger veräußert, unterliegt der Veräuße- rungs-
gewinn dem Abgeltungssatz von 25 %. Sofern die 
Anteile in einem inländischen Depot verwahrt wer-
den, nimmt die depotführende Stelle den Steu- erab-
zug vor. Der Steuerabzug von 25 % (zuzüglich Soli-
daritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) kann durch 
die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauf-
trags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden wer-
den. 

Werden Anteile an einem Sondervermögen, die vor 
dem 1.1.2009 erworben wurden, von einem Privat- 
anleger innerhalb eines Jahres nach Anschaffung 
(Spekulationsfrist) wieder veräußert, sind Veräuße- 
rungsgewinne als Einkünfte aus privaten Veräuße- 
rungsgeschäften grundsätzlich steuerpflichtig. Be- 
trägt der aus ”privaten Veräußerungsgeschäften” er-
zielte Gesamtgewinn im Kalenderjahr weniger als 
600,--€, ist er steuerfrei (Freigrenze). Wird die Frei-
grenze überschritten, ist der gesamte private Veräu-
ßerungsgewinn steuerpflichtig. 

Bei einer Veräußerung der vor dem 1.1.2009 erwor- 
benen Anteile außerhalb der Spekulationsfrist ist der 
Gewinn bei Privatanlegern steuerfrei. 

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns sind 
die Anschaffungskosten um den Zwischengewinn im 
Zeitpunkt der Anschaffung und der Veräuße- rungs-
preis um den Zwischengewinn im Zeitpunkt der Ver-
äußerung zu kürzen, damit es nicht zu einer doppel-
ten einkommensteuerlichen Erfassung von Zwi-
schengewinnen (siehe unten) kommen kann. Zudem 
ist der Veräußerungspreis um die thesauriertenErträ-
ge zu kürzen, die der Anleger bereits versteuert hat, 
damit es auch insoweit nicht zu einer Doppelbesteue-
rung kommt. 

Der Gewinn aus der Veräußerung nach dem 
31.12.2008 erworbener Fondanteile ist insoweit 
steuerfrei, als er auf die während der Besitzzeit 
im Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anle- 
gerebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Er-
träge zurückzuführen ist (sog. besitzzeitanteiliger 
Immobiliengewinn). 

 
 
 
 

20.2 Anteile im Betriebsvermögen (Betriebsstät-

te in Deutschland (Steuerinländer) 

20.2.1 Gewinne aus der Veräußerung von Wert-

papieren, Gewinne aus Termingeschäften und 

Erträge aus Stillhalterprämien 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigenka-
pitalähnlichen Genussrechten und Investmentantei-
len, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträge 
aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des Son-
dervermögens erzielt werden, werden beim Anleger 
nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschüttet wer-
den. Zudem werden die Gewinne aus der Veräuße-
rung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis 
f) InvStG genannten Kapitalforderungen beim Anleger 
nicht erfasst, wenn sie nicht ausgeschüttet werden. 

Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 
 

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite 
haben, 

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderungen 
mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, 
Floater und Reverse-Floater, 

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder 
eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl 
von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden, 

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und 
Wandelanleihen, 

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) gehan-
delte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
Genussrechte und 

f) „cum“-erworbene   Optionsanleihen. 
 

Werden diese Gewinne ausgeschüttet, so sind sie 
steuerlich auf Anlegerebene zu berücksichtigen. Da-
bei sind Veräußerungsgewinne aus Aktien ganz1 (bei 
Anlegern, die Körperschaften sind) oder zu 40% (bei 
sonstigen betrieblichen Anlegern, z.B. Einzelunter-
nehmern) steuerfrei (Teileinkünfteverfahren). Veräu-
ßerungsgewinne aus Renten/Kapitalforderungen, Ge-
winne aus Termingeschäften und Erträge aus Stillhal-
terprämien sind hingegen in voller Höhe steuerpflich-
tig. 

Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforde-
rungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten 
sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln (s.u.). 

 
 



 

45 
 

 

Ausgeschüttete Wertpapierveräußerungsgewinne, 
ausgeschüttete Termingeschäftsgewinne sowie aus-
geschüttete Erträge aus Stillhalterprämien unterlie-
gen grundsätzlich dem Steuerabzug (Kapitalertrag-
steuer 25 % zuzüglich Solidaritätszuschlag). Dies 
gilt nicht für Gewinne aus der Veräußerung von vor 
dem 1.1.2009 erworbenen Wertpapieren und Gewin-
ne aus vor dem 1.1.2009 eingegangenen Terminge-
schäften. Die deutsche auszahlende Stelle nimmt 
jedoch insbesondere dann keinen Steuerabzug vor, 
wenn der Anleger eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft ist oder diese Kapitalerträge Betriebs-
einnahmen eines inländischen Betriebs sind und 
dies der deutschen auszahlenden Stelle vom Gläu-
biger der Kapitalerträge nach amtlich vorgeschrie-
benen Vordruck erklärt wird. 

20.2.2 Zinsen und zinsähnliche Erträge 

Zinsen und zinsähnliche Erträge sind beim Anleger 
grundsätzlich steuerpflichtig.2 Dies gilt unabhän- gig 
davon, ob diese Erträge thesauriert oder ausge-
schüttet werden. 

Eine Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. eine Ver- 
gütung des Steuerabzugs ist nur durch Vorlage einer 
entsprechenden NV-Bescheinigung möglich. Ansons-
ten erhält der Anleger eine Steuerbescheinigung 
über die Vornahme des Steuerabzugs. 

 
20.2.3 In- und ausländische Dividenden 

Dividenden in- und ausländischer Aktiengesell- 
schaften, die auf Anteile im Betriebsvermögen 
ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind mit 
Ausnahme von Dividenden nach dem REITG bei 
Körperschaften steuerfrei.3 Von Einzelunterneh- 
mern sind diese Erträge zu 60 % zu versteuern 
(Teileinkünfteverfahren). 

Inländische Dividenden unterliegen dem Steuerab-
zug (Kapitalertragsteuer 25% zuzüglich Solidaritäts-
zuschlag). 

Ausländische Dividenden unterliegen grundsätzlich 
dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25% zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag). Die auszahlende Stelle 
nimmt jedoch insbesondere dann keinen Steuerab-
zug vor, wenn der Anleger eine unbeschränkt steu-
erpflichtige Körperschaft ist (wobei von Körperschaf-
ten i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KStG der auszah-
lenden Stelle eine Bescheinigung des für sie zustän-
digen Finanzamtes vorliegen muss) oder die auslän-
dischen Dividenden Betriebseinnahmen eines inlän-
dischen Betriebs sind und dies der auszahlenden 

Stelle vom Gläubiger der Kapitalerträge nach amtlich 
vorgeschriebenen Vordruck erklärt wird. 

20.2.4 Negative steuerliche Erträge 

Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit 
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des 
Sondervermögens, werden diese steuerlich auf Ebene 
des Sondervermögens vorgetragen. Diese können auf 
Ebene des Sondervermögens mit künftigen gleicharti-
gen positiven steuerpflichtigen Erträgen der Folgejah-
re verrechnet werden. Eine direkte Zurechnung der 
negativen steuerlichen Erträge auf den Anleger ist 
nicht möglich. Damit wirken sich diese negativen Be-
träge beim Anleger bei der Einkommensteuer bzw. 
Körperschaftsteuer erst in dem Veranlagungszeitraum 
(Steuerjahr) aus, in dem das Geschäftsjahr des Son-
dervermögens endet, bzw. die Ausschüttung für das 
Geschäftsjahr des Sondervermögens erfolgt, für das 
die negativen steuerlichen Erträge auf Ebene des 
Sondervermögens verrechnet werden. Eine frühere 
Geltendmachung bei der Einkommensteuer bzw. Kör-
perschaftsteuer des Anlegers ist nicht möglich. 

20.2.5 Substanzauskehrungen 

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies be-
deutet für einen bilanzierenden Anleger, dass die Sub-
stanzauskehrungen in der Handelsbilanz ertragswirk-
sam zu vereinnahmen sind, in der Steuerbilanz auf-
wandswirksam ein passiver Ausgleichsposten zu bil-
den ist und damit technisch die historischen Anschaf-
fungskosten steuerneutral gemindert werden. 

20.2.6 Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 

Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen im Be- 
triebsvermögen sind für Körperschaften grundsätz- 
lich steuerfrei, soweit die Gewinne aus noch nicht zu-
geflossenen oder noch nicht als zugeflossen gel- ten-
den Dividenden und aus realisierten und nicht reali-
sierten Gewinnen des Sondervermögens aus in- und 
ausländischen Aktien herrühren (sogenannter Aktien-
gewinn). Von Einzelunternehmern sind diese Veräu-
ßerungsgewinne zu 60% zu versteuern. 

Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den Ak-
tiengewinn bewertungstäglich als Prozentsatz des 
Wertes des Investmentanteils. 
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Der Gewinn aus der Veräußerung der Anteile ist zu-
dem insoweit steuerfrei, als er auf die während der 
Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf der 
Anlegerebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Er-
träge zurückzuführen ist (sog. besitzzeitanteiliger 
Immobiliengewinn). 

Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den Im-
mobiliengewinn bewertungstäglich als Prozentsatz 
des Wertes des Investmentanteils. 

20.3 Steuerausländer 

Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an ausschüt- 
tenden Sondervermögen im Depot bei einer deut- 
schen depotführenden Stelle, wird vom Steuerabzug 
auf Zinsen, zinsähnliche Erträge, Wertpapierveräu- 
ßerungsgewinne, Termingeschäftsgewinne und aus-
ländische Dividenden Abstand genommen, sofern er 
seine steuerliche Ausländereigenschaft nachweist. 

Inwieweit eine Anrechnung oder Erstattung des 
Steuerabzugs auf inländische Dividenden für den 
ausländischen Anleger möglich ist, hängt von dem 
zwischen dem Sitzstaat des Anlegers und der Bun- 
desrepublik Deutschland bestehenden Doppelbe- 
steuerungsabkommen ab. Sofern die Ausländerei- 
genschaft der depotführenden Stelle nicht bekannt 
bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der 
ausländische Anleger gezwungen, die Erstattung 
des Steuerabzugs gemäß § 37 Abs. 2 AO zu bean-
tragen. Zuständig ist das Betriebsstättenfinanzamt 
der depotführenden Stelle. 

Hat ein ausländischer Anleger Anteile thesaurieren-
der Sondervermögen im Depot bei einer deutschen 
depotführenden Stelle, wird ihm bei Nachweis seiner 
steuerlichen Ausländereigenschaft der Steuerabzug 
in Höhe von 25 % zuzüglich Solidaritätszuschlag, 
soweit dieser nicht auf inländische Dividenden ent-
fällt, erstattet. Erfolgt der Antrag auf Erstattung ver-
spätet, kann - wie bei verspätetem Nachweis der 
Ausländereigenschaft bei ausschüttenden Fonds - 
eine Erstattung gemäß § 37 Abs. 2 AO auch nach 
dem Thesaurierungszeitpunkt beantragt werden. 

20.4 Solidaritätszuschlag 

Auf den bei Ausschüttungen oder Thesaurierungen 
abzuführenden Steuerabzug ist ein Solidaritätszu-
schlag in Höhe von 5,5 % zu erheben. Der Solidari-
tätszuschlag ist bei der Einkommensteuer und Kör-
perschaftsteuer anrechenbar. 

Fällt kein Steuerabzug an bzw. erfolgt bei Thesaurie-
rung die Vergütung des Steuerabzugs – beispiels-

weise bei ausreichendem Freistellungsauftrag, Vorla-
ge einer NV-Bescheinigung oder Nachweis der Steu-
erausländereigenschaft –, ist kein Solidaritätszuschlag 
abzuführen bzw. wird bei einer Thesaurierung der 
einbehaltene Solidaritätszuschlag vergütet. 

20.5 Kirchensteuer 

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer deut-
schen depotführenden Stelle (Abzugsverpflichteter) 
durch den Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf 
entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuer-
satz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteu-
erpflichtige angehört, als Zuschlag zum Steuerabzug 
erhoben. Zu diesem Zweck hat der Kirchensteuer-
pfichtige dem Abzugsverpflichteten in einem schriftli-
chen Antrag seine Religionsangehörigkeit zu benen-
nen. Ehegatten haben in dem Antrag zudem zu erklä-
ren, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten 
entfallende Anteil der Kapitalerträge zu den gesamten 
Kapitalerträgen der Ehegatten steht, damit die Kir-
chensteuer entsprechend diesem Verhältnis aufge-
teilt, einbehalten und abgeführt werden kann. Wird 
kein Aufteilungsverhältnis angegeben, erfolgt eine 
Aufteilung nach Köpfen. 

Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als Sonder-
ausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd 
berücksichtigt. 

20.6 Ausländische Quellensteuer 

Auf die ausländischen Erträge des Sondervermögens 
wird teilweise in den Herkunftsländern Quellensteuer 
einbehalten. 

Die Kapitalanlagegesellschaft kann die anrechenbare 
Quellensteuer auf der Ebene des Sondervermögens 
wie Werbungskosten abziehen. In diesem Fall ist die 
ausländische Quellensteuer auf Anlegerebene weder 
anrechenbar noch abzugsfähig. 

Übt die Kapitalanlagegesellschaft ihr Wahlrecht zum 
Abzug der ausländischen Quellensteuer auf Fonds-
ebene nicht aus, dann wird die anrechenbare Quel-
lensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd be-
rücksichtigt. 

20.7 Ertragsausgleich 

Auf Erträge entfallende Teile des Ausgabepreises für 
ausgegebene Anteile, die zur Ausschüttung herange-
zogen werden können (Ertragsausgleichsverfahren), 
sind steuerlich so zu behandeln wie die Erträge, auf 
die diese Teile des Ausgabepreises entfallen. 

20.8 Gesonderte Feststellung, Außenprüfung 

Die Besteuerungsgrundlagen, die auf Ebene des Son-
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dervermögens ermittelt werden, sind gesondert fest-
zustellen. Hierzu hat die Investmentgesellschaft beim 
zuständigen Finanzamt eine Feststellungserklärung 
abzugeben. Änderungen der Feststellungserklärun-
gen, z.B. anlässlich einer Außenprüfung (§ 11 Abs. 3 
InvStG) der Finanzverwaltung, werden für dasGe-
schäftsjahr wirksam, in dem die geänderte Feststel-
lung unanfechtbar geworden ist. Die steuerliche Zu-
rechnung dieser geänderten Feststellung beim Anle-
ger erfolgt dann zum Ende dieses Geschäftsjahres 
bzw. am Ausschüttungstag bei der Ausschüttung für 
dieses Geschäftsjahr. 

Damit treffen die Bereinigungen von Fehlern wirt- 
schaftlich die Anleger, die zum Zeitpunkt der 
Fehlerbereinigung an dem Sondervermögen betei-
ligt sind. Die steuerlichen Auswirkungen können 
entweder positiv oder negativ sein. 

20.9 Zwischengewinnbesteuerung 

Zwischengewinne sind die im Verkaufs- oder Rück- 
gabepreis enthaltenen Entgelte für vereinnahmte 
oder aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der 
Veräußerung von nicht in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 
Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforde-
rungen, die vom Fonds noch nicht ausgeschüttet 
oder thesauriert und infolgedessen beim Anleger 
noch nicht steuerpflichtig wurden (etwa Stückzinsen 
aus festverzinslichen Wertpapieren vergleichbar). 
Der vom Sondervermögen erwirtschaftete Zwi-
schengewinn ist bei Rückgabe oder Verkauf der An-
teile durch Steuerinländer einkommensteuerpflichtig. 
Der Steuerabzug auf den Zwischengewinn beträgt 
25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kir-
chensteuer). 

Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischenge-
winn kann im Jahr der Zahlung einkommensteuer-
lich als negative Einnahme abgesetzt werden. Er 
wird bereits beim Steuerabzug steuermindernd be-
rücksichtigt. Wird der Zwischengewinn nicht veröf-
fentlicht, sind jährlich 6 % des Entgelts für die 
Rückgabe oder Veräußerung des Investmentanteils 
als Zwischengewinn anzusetzen. 

Die Zwischengewinne können regelmäßig auch den 
Abrechnungen sowie den Erträgnisaufstellungen der 
Banken entnommen werden. 

 
 
 
 
 
 
 

20.10 Folgen der Verschmelzung 

von Sondervermögen 

In den Fällen der Übertragung aller Vermögensge- 
genstände eines Sondervermögens in ein anderes 
Sondervermögen gem. § 40 InvG bzw. vergleichbarer 
ausländischer Vorschriften kommt es weder auf der 
Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteiligten 
Sondervermögen zu einer Aufdeckung von stillen Re-
serven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. 

20.11 Transparente, semitransparente und in-

transparente Besteuerung 

Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog. 
transparente Besteuerung) gelten nur, wenn sämtliche 
Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 5 Abs. 1 In-
vStG bekannt gemacht werden (sog. steuerliche Be-
kanntmachungspflicht). Dies gilt auch insoweit, als das 
Sondervermögen Anteile an anderen inländischen 
Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften, 
EG-Investmentanteile und ausländische Investmentan-
teile, die keine EG-Investmentanteile sind, erworben 
hat (Zielfonds i.S.d. § 10 InvStG) und diese ihren steu-
erlichen Bekanntmachungspflichten nachkommen. 

Die Kapitalanlagegesellschaft ist bestrebt, sämtliche 
Besteuerungsgrundlagen, die ihr zugänglich sind, be-
kannt zu machen. 

Die erforderliche Bekanntmachung kann jedoch nicht 
garantiert werden, insbesondere soweit das Sonder-
vermögen Zielfonds erworben hat und diese ihren 
steuerlichen Bekanntmachungspflichten nicht nach-
kommen. In diesem Fall werden die Ausschüttungen 
und der Zwischengewinn des jeweiligen Zielfonds so-
wie 70 % der Wertsteigerung im letzten Kalenderjahr 
des jeweiligen Zielfonds (mindestens jedoch 6 % des 
Rücknahmepreises) als steuerpflichtiger Ertrag auf der 
Ebene des Sondervermögens angesetzt. 

Die Kapitalanlagegesellschaft ist zudem bestrebt, Be-
steuerungsgrundlagen außerhalb des § 5 Abs. 1 In-
vStG (wie insbesondere den Aktiengewinn, den Im-
mobiliengewinn und den Zwischengewinn) bekannt zu 
machen. 
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20.12 EU-Zinsrichtlinie/ Zinsinformationsver-

ordnung 

Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der 
die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 
2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll 
grenzüberschreitend die effektive Besteuerung von 

Zinserträgen natürlicher Personen im Gebiet der 
EU sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbe-
sondere mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel 
Islands, Monaco und Andorra) hat die EU Abkom-
men abgeschlossen, die der EU-Zinsrichtlinie 
weitgehend entsprechen. 

Dazu werden grundsätzlich Zinserträge, die eine im 
europäischen Ausland oder bestimmten Drittstaaten 
ansässige natürliche Person von einem deutschen 
Kreditinstitut (das insoweit als Zahlstelle handelt) 
gutgeschrieben erhält, von dem deutschen Kreditin- 
stitut an das Bundeszentralamt für Steuern und von 
dort aus letztlich an die ausländischen Wohnsitzfi-
nanzämter gemeldet. 

Entsprechend werden Zinserträge, die eine natürli- 
che Person in Deutschland von einem ausländi-
schen Kreditinstitut im europäischen Ausland oder 
in be- stimmten Drittstaaten erhält, von der auslän-
dischen Bank letztlich an das deutsche Wohnsitzfi-
nanzamt gemeldet. Alternativ zur Meldung an das 
deutsche Wohnsitzfinanzamt behalten einige aus-
ländische Staaten Quellensteuern ein, die in 
Deutschland anrechenbar sind. 

Konkret betroffen sind folglich die innerhalb der Eu-
ropäischen Union bzw. in den beigetretenen Dritt-
staaten ansässigen Privatanleger, die grenzüber-
schreitend in einem anderen EU-Land ihr Depot o-
der Konto führen und Zinserträge erwirtschaften. 

U. a. Luxemburg und die Schweiz haben sich 
ver- pflichtet, von den Zinserträgen eine Quellen-
steuer i.H.v. 35 % einzubehalten. Der Anleger er-
hält im Rahmen der steuerlichen Dokumentation 
eine Bescheinigung, mit der er sich die abgezo-
genen Quellensteuern im Rahmen seiner Ein-
kommensteuererklärung anrechnen lassen kann. 

Alternativ hat der Privatanleger die Möglichkeit, sich 
vom Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen, 
indem er eine Ermächtigung zur freiwilligen Offen-
legung seiner Zinserträge gegenüber der ausländi-
schen Bank abgibt, die es dem Institut gestattet, auf 
den Steuerabzug zu verzichten und stattdessen die 
Erträge an die gesetzlich vorgegebenen Finanzbe-
hörden zu melden. 

Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft 
für jeden in– und ausländischen Fonds anzugeben, 
ob er der ZIV unterliegt (in scope) oder nicht (out of 
scope). 

Für diese Beurteilung enthält die ZIV zwei wesentli-
che Anlagegrenzen. 

Wenn das Vermögen eines Fonds aus höchstens 15% 
Forderungen im Sinne der ZIV besteht, haben die 
Zahlstellen, die letztendlich auf die von der Kapitalan-
lagegesellschaft gemeldeten Daten zurückgreifen, kei-
ne Meldungen an das Bundeszentralamt für Steuern zu 
versenden. Ansonsten löst die Überschreitung der 
15%-Grenze eine Meldepflicht der Zahlstellen an das 
Bundeszentralamt für Steuern über den in der Aus-
schüttung enthaltenen Zinsanteil aus. 

Bei Überschreiten der 40%-Grenze ist der in der 
Rückgabe oder Veräußerung der Fondsanteile ent- 
haltene Zinsanteil zu melden. Handelt es sich um ei-
nen ausschüttenden Fonds, so ist zusätzlich im Falle 
der Ausschüttung der darin enthaltene Zinsanteil an 
das Bundeszentralamt für Steuern zu melden. Handelt 
es sich um einen thesaurierenden Fonds, erfolgt eine 
Meldung konsequenterweise nur im Falle der Rückga-
be oder Veräußerung des Fondsanteils. 

 

HINWEIS: 

DIE STEUERLICHEN AUSFÜHRUNGEN GEHEN VON 

DER DERZEIT BEKANNTEN RECHTSLAGE AUS. SIE 

RICHTEN SICH AN IN DEUTSCHLAND UNBE- 

SCHRÄNKT EINKOMMENSTEUERPFLICHTIGE O-

DER UNBESCHRÄNKT KÖRPERSCHAFTSTEUER-

PFLICHTIGE PERSONEN. ES KANN JEDOCH KEINE 

GEWÄHR DAFÜR ÜBERNOMMEN WERDEN, DASS 

SICH DIE STEUERLICHE BEURTEILUNG DURCH 

GESETZGEBUNG, RECHTSPRECHUNG ODER ER-

LASSE DER FINANZVERWALTUNG NICHT ÄNDERT. 
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21. Besteuerung ausländischer Investment-

fonds für Privatanleger in Österreich 

Die in diesem Prospekt angeführten Informatio- nen 
über die Ertragsbesteuerung decken nur eine all-
gemeingültige Betrachtungsweise für österrei- chi-
sche Privatanleger in ausländischen Investment-
fonds ab; Rückschlüsse auf die individuelle Besteu-
erung der Anteilsinhaber können auf Basis dieser 
Informationen nicht gezogen werden. Die endgültige 
Beurteilung steuerlicher Fragen in Bezug auf den 
einzelnen Investor kann daher nur ein Steuerberater 
oder Wirtschaftsprüfer abgeben. 

Grundsätzlich werden durch das österreichische 
Steuerrecht alle auf Fondsanteile entfallenden 
Ausschüttungen bzw. die vom jeweiligen Fonds 
vereinnahmten und nicht zur Kostendeckung oder 
Ausschüttung verwendeten Dividenden, Zinsen 
oder sonstigen Erträge) als Kapitalerträge beurteilt, 
die steuerpflichtig sind. 

Ein Fonds ist als solcher kein Steuersubjekt, viel-
mehr werden die Erträge nach dem „Durchgriffsprin-
zip“ dem Anteilsinhaber zugerechnet. 

Grundsätzlich wird zwischen zwei Ertragskomponen-
ten unterschieden: 

• Ausschüttungsgleicher ordentlicher Ertrag: be-
inhaltet Dividenden, Zinserträge und sonstige 
Erträge nach Abzug aller im Fonds anfallenden 
Kosten. Übersteigen die Kosten die ordentlichen 
Erträge, so ist der übersteigende Teil mit den 
Substanzgewinnen zu verrechnen. 

• Im Privatvermögen steuerpflichtige Substanz-
gewinne: umfassen weitestgehend 20% der re-
alisierten Kursgewinne/-verluste aus Aktien 
nach Abzug der die ordentlichen Erträge über-
steigen- den Kosten. Substanzgewinne aus 
Forderungswertpapieren und aus damit im Zu-
sammenhang stehenden derivativen Produkten 
sind zur Gänze steuerfrei. 

Ausschüttungen eines Fonds fließen dem Anleger 
im Zeitpunkt der Vereinnahmung zu (tatsächlicher 
Zufluss). Werden die Erträge eines Fonds nicht an 
die Anteilsinhaber ausgeschüttet, gelten nach der-
zeitiger Rechtslage diese erwirtschafteten Erträge 
(einschließlich Substanzgewinne) eines Fonds 4 
Monate nach Ende des Geschäftsjahres als ausge-
schüttet (fiktiver Zufluss). 

Die Fondserträge sind grundsätzlich einkommen- 
steuerpflichtig. Werden die ausländischen Fonds- 

anteile von einem österreichischen Kreditinstitut 
verwahrt, so unterliegen die Fondserträge grund- 
sätzlich dem Kapitalertragsteuer-System (KESt).  

Die genaue steuerliche Behandlung hängt davon ab, 
ob die ausländische Fondsgesellschaft sowohl auf täg-
licher als auch auf jährlicher Basis die Steuerdaten 
über die Oesterreichische Kontrollbank (OeKB) in die 
österreichischen Bankensysteme einspielen lassen 
(Meldefonds) oder zumindest über einen österreichi-
schen steuerlichen Vertreter die Ertragskomponenten 
an das Bundesministerium für Finanzen (BMF) meldet. 
Je nachdem lassen sich drei Fondskategorien unter-
scheiden: 

1) Meldefonds 
 

Meldet der Auslandsfonds Daten an die OeKB, so 
zieht die depotführende Bank dem Kunden 25% KESt 
auf den steuerpflichtigen Teil der Ausschüttung, die 
ausschüttungsgleichen Erträge und den im Privatver-
mögen steuerpflichtigen Substanzgewinn ab. Der 
Fonds liefert somit dieselben Daten wie österreichi-
sche Fonds und der Kunde ist damit endbesteuert und 
muss die Erträge aus dem Meldefonds nicht mehr in 
die Steuererklärung aufnehmen. Es fällt auch keine 
Sicherungssteuer an (vgl. 2). 

Sämtliche in Österreich vertriebene Teilfonds sind 
Meldefonds und somit endbesteuert. 

2) Nicht-Meldefonds, weiß 
 

Meldet der Auslandsfonds keine Daten an die OeKB, 
meldet er jedoch ein Mal im Jahr über einen österrei-
chischen steuerlichen Vertreter die Ertragskom- po-
nenten an das Bundesministerium für Finanzen (BMF), 
so handelt es sich um einen weißen Fonds. Für die 
Teilfonds, welche zum öffentlichen Vertrieb in Öster-
reich zugelassen sind, wurde die BAWAG P.S.K. Bank 
für Arbeit und Wirtschaft und Österreichische Post-
sparkasse Aktiengesellschaft, Seitzergasse 2-4, A-
1010 Wien, als steuerlicher Vertreter gemäß § 40 In-
vFG gegenüber dem BMF namhaft gemacht. Sie erfül-
len damit die Voraussetzungen zur Behandlung als 
weisser Fonds. 

Bei weißen Fonds, die keine Meldefonds sind (vgl. 1) 
hat die depotführende Bank als kuponauszahlende 
Stelle von der gesamten Ausschüttung grundsätzlich 
25 von Hundert Kapitalertragsteuer (KESt) einzube-
halten. Ein KESt-Abzug auf Ausschüttungen, die über 
eine Zahlstelle in Österreich ausbezahlt werden, hat 
nach dem 31. März 2003 für Zwecke der Einkom-
mensteuer Endbesteuerungswirkung. 
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3) Nicht-Meldefonds, weiß 
 

Meldet der Auslandsfonds keine Daten an die OeKB, 
meldet er jedoch ein Mal im Jahr über einen österrei-
chischen steuerlichen Vertreter die Ertragskom- po-
nenten an das Bundesministerium für Finanzen 
(BMF), so handelt es sich um einen weißen Fonds. 
Für die Teilfonds, welche zum öffentlichen Vertrieb in 
Österreich zugelassen sind, wurde die BAWAG 
P.S.K. Bank für Arbeit und Wirtschaft und Österrei-
chische Postsparkasse Aktiengesellschaft, Seitzer-
gasse 2-4, A-1010 Wien, als steuerlicher Vertreter 
gemäß § 40 InvFG gegenüber dem BMF namhaft 
gemacht. Sie erfüllen damit die Voraussetzungen zur 
Behandlung als weisser Fonds. 

Bei weißen Fonds, die keine Meldefonds sind (vgl. 1) 
hat die depotführende Bank als kuponauszahlende 
Stelle von der gesamten Ausschüttung grundsätzlich 
25 von Hundert Kapitalertragsteuer (KESt) einzube-
halten. Ein KESt-Abzug auf Ausschüttungen, die über 
eine Zahlstelle in Österreich ausbezahlt werden, hat 
nach dem 31. März 2003 für Zwecke der Einkom-
mensteuer Endbesteuerungswirkung. 

Weiters müssen alle nicht ausgeschütteten Erträ- 
ge (ordentliche ausschüttungsgleiche Erträge und 
Substanzgewinne) in die Einkommensteuererklä- 
rung aufgenommen werden und unterliegen dem 
Sondereinkommensteuersatz von 25 von Hundert. 
Die Veröffentlichung der vom steuerlichen Vertre- 
ter nachgewiesenen ausschüttungsgleichen Erträ-
ge erfolgt auf der Homepage des Bundesministeri-
ums für Finanzen unter: 
https://www.profitweb.at/login/ index.jsp 

Des Weiteren kommt die so genannte Sicherungs- 
steuer, die die Anleger zur Versteuerung der Fond-
serträge „zwingen“ soll, zum Tragen. Das depotfüh-
rende Kreditinstitut hat auf den Fondsbestand zum 
31. Dezember jeden Jahres eine Sicherungssteuer 
in Höhe von 1,5 von Hundert des letzten im Kalen-
derjahr festgesetzten Rücknahmepreises einzube-
halten. Wird der Fondsanteil unterjährig veräußert 
oder auf ein anderes in- oder ausländisches Depot 
verbracht, beträgt die Sicherungssteuer unabhän-
gig vom Er- werbszeitpunkt 0,125 von Hundert pro 
im Veräuße- rungszeitpunkt laufenden Kalender-
monat (z.B. Kauf 15. März, Verkauf 20. Dezember 
= 12 mal 0,125 vH, d.h. 1,5%) des im Zeitpunkt der 
Veräußerung bzw. Verbringung zuletzt festgesetz-
ten Rücknahmepreises. Der Abzug der Siche-
rungssteuer kann unterbleiben, wenn der Steuer-
pflichtige das depotführende Kreditinstitut insoweit 

vom Bankgeheimnis befreit, dass dieses das Fi-
nanzamt des Kunden verständigt, das der Kunde 
ausländische Investmentfonds hält. Somit wird si-
chergestellt, dass er seiner Steuerpflicht nachkommt 
(„Offenlegungserklärung“). 

Die Sicherungssteuer wird von der depotführenden 
Bank einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. 
Sie bedeutet für den Kunden keine Endbesteuerung, 
ist aber bei späterer Aufnahme der ausschüttungs-
gleichen Erträge in die Einkommensteuererklärung 
auf die Einkommensteuer anrechenbar. 

4) Nicht-Meldefonds, schwarz 
 

Werden weder Daten an die OeKB geschickt, noch 
über einen steuerlichen Vertreter die ausschüttungs-
gleichen Erträge an das BMF gemeldet, so handelt es 
sich um einen schwarzen Fonds, der einer Pauschal-
besteuerung unterliegt. Bemessungsgrundlage ist 
hierbei das Höhere von 90 der Wertsteigerung im Ka-
lenderjahr und 10% des letzten im Kalenderjahr fest-
gesetzten Rücknahmepreises. Diese pauschalen Be-
träge unterliegen 25 von Hundert Sondereinkommen-
steuersatz. 

Bei unterjähriger Veräußerung unterliegt der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem Rücknahmepreis im Ver-
äußerungszeitpunkt und dem letzten im abgeschlos-
senen Geschäftsjahr ermittelten Rücknahmepreis, 
mindestens aber 0,8 von Hundert des bei der Veräu-
ßerung angesetzten Rücknahmepreises für jeden an-
gefangenen Monat des zum Zeitpunkt der Veräuße-
rung laufenden Geschäftsjahres der 25%igen Pau-
schalbesteuerung. Es ist jedoch auch zulässig, den ge-
samten Jahresertrag anzusetzen. Dies gilt sinngemäß 
auch bei unterjährigem Erwerb. 

Ausländische Fondsanteile, die korrekt besteuert sind, 
sind von der Erbschaftssteuer befreit. Für Zwe- cke der 
Schenkungssteuer sind die Fondsanteile mit dem 
Rücknahmepreis (Börsenkurs, veröffentlichter Re-
chenwert) in die Steuererklärung aufzunehmen. 

 

Hinweis: 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es 

auf Grund von Änderungen der Rechtslage sowie 

der Verwaltungspraxis zu Änderungen bzw. Ergän-

zungen der obigen Zusammenfassung kommen 

kann. 

 

http://www.profitweb.at/login/
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22. Auslagerung 

Die Verwaltungsgesellschaft hat folgende Aufgaben 
anderen Unternehmen übertragen: 

Die Funktion der Transferstelle wurde ausgelagert 
an die European Depositary Bank S.A. 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Fonds-
buchaltung werden durch die BayernInvest Kapital-
verwaltungsgesellschaft mbH erbracht. 

Die Risikomessung für die einzelnen Teilfonds wird 
durchgeführt von der BayernInvest Kapitalverwal-
tungsgesellschaft mbH. 

23. Jahres-/Halbjahresberichte/ 

weitere Verkaufsunterlagen 

Die Jahres- und Halbjahresberichte sowie der aktu-
elle Verkaufsprospekt mit der geltenden Fassung 
des Verwaltungsreglements sind kostenlos bei der 
Verwaltungsgesellschaft erhältlich sowie auf der 
Website www.bayerninvest.lu verfügbar. 

24. Abschlussprüfer 

Mit der Prüfung des Fonds, der Teilfonds und des 
Jahresberichtes ist PricewaterhouseCoopers Lu-
xembourg Société coopérative; 2, rue Gerhard Mer-
cator, L-1014 Luxembourg beauftragt. 

25. Zahlungen an die Anteilinhaber/ Verbrei-

tung der Berichte und sonstige Informationen 

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist si-
chergestellt, dass die Anleger die Ausschüttungen 
erhalten und dass Anteile zurückgenommen wer-
den. Die in diesem Verkaufsprospekt erwähnten 
Anlegerinformationen können auf dem unter Ziffer 1 
“Grundlagen“ in diesem Verkaufsprospekt angege-
benen Wege bezogen werden. 

26. Allgemeine Hinweise an die Anteilinhaber 

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Investoren 
auf die Tatsache hin, dass regelmäßig über eine 
Zwischenstelle in einen OGAW investiert wird, wel-
che die Investition in ihrem Namen aber im Auftrag 
des Investors unternimmt. Insofern können Inves-
toren nicht unbedingt alle Investorenrechte unmit-
telbar gegen den OGAW geltend machen. Investor-
en wird geraten, sich über ihre Rechte zu informi-
eren. 

27. Zusätzliche Hinweise für Anleger in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Die Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie sämtli-
che sonstigen Mitteilungen und Informationen an die 

Anteilinhaber sind in der Bundesrepublik Deutschland 
bei den in diesem Verkaufsprospekt verzeichneten 
Zahlstellen und Informationsstellen in der Bundesre-
publik Deutschland erhältlich. Ebendort können die 
Anteilinhaber auch den Verkaufsprospekt, die KIIDs, 
das Verwaltungsreglement, Jahres- und Halbjahres-
berichte für den Erwerb von Anteilen kostenlos in digi-
taler sowie in Papierform erhalten und den Verwahr-
stellenvertrag, den Zentraladministrationsvertrag, 
Fondsmanagerverträge, Anlageberaterverträge sowie 
die Satzung der Verwaltungsgesellschaft einsehen. 
Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie sonstige ver-
öffentlichungspflichtige Mitteilungen an die Anteilinha-
ber werden zudem im Einklang mit den einschlägigen 
rechtlichen Bestimmungen des deutschen Rechts in 
der Börsen-Zeitung veröffentlicht. Neben der Veröf-
fentlichung in einem in diesem Verkaufsprospekt ge-
nannten Informationsmedium sind die Anleger ent-
sprechend § 167 KAGB i.V.m. § 298 II KAGB unver-
züglich außerdem über ihre depotführenden Stellen in 
bestimmten Fällen durch ein Medium zu informieren, 
auf welchem Informationen für eine den Zwecken der 
Informationen angemessene Dauer gespeichert, ein-
sehbar und unverändert wiedergegeben werden, etwa 
in Papierform oder elektronischer Form (sogenannter 
„dauerhafter Datenträger“). 

Diese Information umfasst die wesentlichen Inhalte 
der geplanten Änderungen, ihre Hintergründe, die 
Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der Ände-
rung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere 
Informationen erlangt werden können. Die Informati-
on mittels Dauerhaftem Datenträger umfasst folgende 
Sachverhalte: 

1. die Aussetzung der Rücknahme der Anteile oder 
Aktien eines Investmentvermögens; 

2. die Kündigung der Verwaltung eines Investment-
vermögens oder dessen Abwicklung; 

3. Änderungen der Anlagebedingungen, die mit den 
bisherigen Anlagegrundsätzen nicht verein- bar 
sind, die wesentliche Anlegerrechte berühren oder 
die Vergütungen und Aufwendungserstattungen 
betreffen, die aus dem Investmentvermögen ent-
nommen werden können, einschließlich der Hin-
tergründe der Änderungen sowie der Rechte der 
Anleger in einer verständlichen Art und Weise; da-
bei ist mitzuteilen, wo und auf welche Weise weite-
re Informationen hierzu erlangt werden können, 

 

http://www.bayerninvest.lu/
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4. Änderungen der Anlagebedingungen, die mit den 

bisherigen Anlagegrundsätzen nicht verein- bar 
sind, die wesentliche Anlegerrechte berühren oder 
die Vergütungen und Aufwendungserstattungen 
betreffen, die aus dem Investmentvermögen ent-
nommen werden können, einschließlich der Hin-
tergründe der Änderungen sowie der Rechte der 
Anleger in einer verständlichen Art und Weise; 
dabei ist mitzuteilen, wo und auf welche Weise 
weitere Informationen hierzu erlangt werden kön-
nen, 

5. die Verschmelzung von Investmentvermögen in 
Form von Verschmelzungsinformationen, die 
gemäß Artikel 43 der Richtlinie 2009/65/EG zu 
erstellen sind, und 

6. die Umwandlung eines Investmentvermögens in 
einen Feederfonds oder die Änderung eines 
Masterfonds in Form von Informationen, die ge-
mäß Artikel 64 der Richtlinie 2009/65/EG zu er-
stellen sind. 

Rücknahmeerlöse, Ausschüttungen auf die Anteile 
sowie sonstige Zahlungen werden an die Anteilin-
haber in der Bundesrepublik Deutschland durch 
die Zahlstellen in der Bundesrepublik Deutschland 
ausgezahlt. 

28. Weitere Investmentvermögen, die von der 

Gesellschaft verwaltet werden 

Richtlinienkonforme Investmentvermögen: 
 

BayernInvestEuro, Luxemburger Investmentfonds mit 
einer Umbrella-Struktur mit den folgenden Teilfonds: 

• BayernInvest Euro Covered Bond Fonds 
 

• BayernInvest Euro Corporates Non-Fin 
Fonds 

• BayernInvest Aktien Dividenden ex-Fin 
Fonds 

DKB Nachhaltigkeitsfonds, Luxemburger Invest-
mentfonds mit einer Umbrella-Struktur mit folgen-
den Teilfonds: 

• DKB  Nachhaltigkeitsfonds SDG 
 

• DKB  Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz 
 

• DKB Nachhaltigkeitsfonds Europa 

 
BILKU 1, Luxemburger Investmentfonds mit einer 
Umbrella-Struktur mit folgenden Teilfonds: 

• BILKU 1 EPOS Fonds 

• BILKU 1 OPAL Fonds 

 
Vermögensfonds, Luxemburger Investment- fonds 
mit einer Umbrella-Struktur mit folgenden Teil-
fonds: 

• Vermögensfonds  Basis Renten Fonds 
 

• Vermögensfonds  Balance 
 

• Vermögensfonds HUK Welt Fonds 

 
• Vermögensfonds VRK Ethik Fonds 

 

• Stand:  August 2020 

29. Belehrung über das Recht des Käufers zum 

Widerruf nach § 305 KAGB (Haustürgeschäfte) 

Erfolgt der Kauf von Investmentanteilen bzw Akti- en 
durch mündliche Verhandlungen außerhalb der stän-
digen Geschäftsräume desjenigen, der die Aktien 
verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so kann der 
Käufer seine Erklärung über den Kauf binnen einer 
Frist von zwei Wochen der ausländischen Verwal-
tungsgesellschaft gegenüber schriftlich widerrufen 
(Widerrufsrecht); dies gilt auch dann, wenn derjeni-
ge, der die Aktien verkauft oder den Kauf vermittelt, 
keine ständigen Geschäftsräume hat. Handelt es sich 
um ein Fernabsatzgeschäft i.S.d. § 312b des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, so ist bei einem Erwerb von Fi-
nanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Finanz-
markt Schwankungen unterliegt (§ 312g II Nr.8 BGB), 
ein Widerruf ausgeschlossen. 

Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Ab-
sendung der Widerrufserklärung. Der Widerruf ist 
gegenüber der 
BayernInvest Luxembourg S.A. 
z.Hd. Fund Consulting & Tax Services 
6 B, rue Gabriel Lippmann 
L-5365 Munsbach 
 
schriftlich unter Angabe der Person des Erklärenden 
einschließlich dessen Unterschrift zu erklären, wobei 
eine Begründung nicht erforderlich ist. 

Die Widerrufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die 
Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss dem 
Käufer ausgehändigt oder ihm eine Kaufabrechnung 
übersandt worden ist und darin eine Belehrung über 
das Widerrufsrecht wie die vorliegende enthalten ist. 
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Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast den 
Verkäufer. 
Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der 
Verkäufer nachweist, dass entweder der Käufer die 
Aktien im Rahmen seines Gewerbebetriebes erwor-
ben hat oder er den Käufer zu den Verhandlungen, 
die zum Verkauf der Aktien geführt haben, aufgrund 
vorhergehender Bestellung gemäß § 34f I der Ge-
werbeordnung aufgesucht hat. 
Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer bereits 
Zahlungen geleistet, so ist die ausländische Invest- 
mentgesellschaft verpflichtet, dem Käufer, gegebe-
nenfalls Zug um Zug gegen Rückübertragung der 
erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und ei-
nen Betrag auszuzahlen, der dem Wert der bezahl-
ten Anteile am Tage nach dem Eingang der Wider-
rufserklärung entspricht. 
Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet 
werden. 
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30. BayernInvest im Überblick 

 

BayernInvest Reserve EUR Bond 

Fonds 

Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik ist es, über einen rollierenden 
12- Monatshorizont einen positiven Ertrag bei gerin-
gen Ertrags-und Vermögensschwankungen zu er-
wirtschaften. Im Rahmen der variablen Portfoliostruk-
tur wird den Gesichtspunkten Risiko- und Renditeop-
timierung durch eine breite Streuung des Anlage-
vermögens Rechnung getragen. 

Anlagestrategie 

Die Anlage des Teilfondsvermögens des BayernIn- 
vest Reserve EUR Bond Fonds erfolgt zu mindes-
tens 51% in Anleihen oder anderen zinstragenden 
Wertpapieren des internationalen Kapitalmarkts. Die 
durchschnittliche Restlaufzeit des Teilfondsvermö-
gens beträgt maximal drei Jahre. Einzelne Wertpa-
piere werden mit einer Restlaufzeit von maximal fünf 
Jahren erworben. 

Der überwiegende Teil der Anlagen erfolgt in auf 
EURO denominierten Anlagen. Ergänzend dazu 
können Beimischungen in anderen Währungen des 
G10-Universums getätigt werden, wenn diese in 
EURO abgesichert werden.  

Das Anlageuniversum des BayernInvest Reserve 
EUR Bond Fonds umfasst neben öffentlichen Anlei-
hen und Pfandbriefenauch nicht nachrangige Unter-
nehmensanleihen im Investmentgrade-Bereich 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie 
kann der Teilfonds Derivate sowie sonstige Techni-
ken und Instrumente verwenden, wobei das mit Deri-
vaten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnetto-
wert des Teilfonds nicht überschreiten darf. CDS 
werden in Rahmen der Anlagestrategie nicht ge-
nutzt. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwal-
tungsreglements zulässigen Vermögenswerte inves-
tiert werden. 

Risikoprofil 

Aufgrund der kurzen Laufzeiten des Anlagevermö- 
gens wird ein stetiger Wertzuwachs des Fondsver- 
mögens angestrebt. In der Regel können durch die 
Kombination von Einlagen und festverzinslichen 
Wertpapieren mit kurzer (Rest-) Laufzeit höhere Er-

träge als im Geldmarktbereich erwirtschaftet werden. 
Wegen der kurzen Restlaufzeiten halten sich Kurs-
schwankungen infolge von Zinsänderungen 
in engen Grenzen. Die breite Diversifikation des 
BayernInvest Reserve EUR Bond Fonds erschließt 
dem Investor auf Ebene der Zins-, Kurs-, und 
Schuldnerentwicklungen ein überschaubares Chan-
ce-/Risikoverhältnis sowie die weitgehende Unab-
hängigkeit von der spezifischen Entwicklung der 
Einzelanlage. 

Risikohinweise Zinsänderungsrisiko 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist 
die Möglichkeit verbunden, dass sich das Markt- 
zinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines 
Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die 
Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeitpunkt 
der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der festver- 
zinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der Marktzins, 
so steigt der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. 
Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die aktuelle 
Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa 
dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kurs- 
schwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit der 
festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich aus. 
Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzei- 
ten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche 
Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Festverzins- 
liche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben 
demgegenüber in der Regel geringere Renditen als 
festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzei- 
ten. Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von 
weniger als 12 Monaten besitzen aufgrund ihrer kur-
zen Laufzeit tendenziell geringere Kursrisiken. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswährung ange-
legt sind, erhält das Teilfondsvermögen die Er- träge, 
Rückzahlungen und Erlöse aus solchen Anla- gen in 
der jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Wäh-
rung gegenüber der Teilfondswährung, so reduziert 
sich der Wert des Teilfondsvermögens. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss 
von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden 
Risiken verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert 
eines Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur 
Wertlosigkeit vermindern. Durch Wertänderu 
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gen des einem Swap zugrunde liegenden Vermö-
genswertes kann das Teilfondsvermögen ebenfalls 
Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- 
nes Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten 
verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der 
Wert des Fondsvermögens stärker beeinflusst wer-
den, als dies beim unmittelbaren Erwerb der Basis-
werte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Op-
tion nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Ba-
siswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die 
vom Fondsvermögen gezahlte Optionsprämie ver-
fällt. Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, 
dass das jeweilige Teilfondsvermögen zur Abnahme 
von Vermögenswerten zu einem höheren als dem 
aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermö-
genswerten zu einem niedrigeren als dem aktuellen 
Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erlei-
det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz 
minus der eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass 
das Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Ent-
wicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste 
erleidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- 
werb von entsprechenden Optionsrechten und Op- 
tionsscheinen entstehenden Kosten und eventuellen 
Verluste verringern das Ergebnis des Teilfonds. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten hängt insbesondere von der Entwick-
lung der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der 
allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingun-
gen in den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf 
die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an 
einer Börse können auch irrationale Faktoren wie 
Stimmungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver-
bunden sein und unterliegt den damit verbundenen 
Risiken. Im Falle von wesentlichen und  

 

nachteiligen Wechselkursbewegungen allgemein 
besteht die Möglichkeit, dass der Teilfonds wesentli-
che Verluste erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der 
Hebelwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit Hil-
fe des Ansatzes über die Summe der Nennwerte (eng-
lisch „sum of the notionals“) der derivativen Finanzin-
strumente. Bei diesem Ansatz werden die anzurech-
nenden Werte aus gegenläufigen Positionen nicht sal-
diert, sondern addiert, d.h. insbesondere, dass die zu 
Absicherungszwecken genutzten derivativen Finan-
zinstrumente mit positivem Wert bei der Addition be-
rücksichtigt werden müssen. Die nachstehend ausge-
wiesene Höhe der erwarteten Hebelwirkung ist als 
Verhältnis zwischen der Summe der Nominalwerte 
und des Netto-Fondsvermögens ausgedrückt und ba-
siert auf historischen Werten und erwarteten Entwick-
lungen. Es wird erwartet, dass die Höhe der Hebelwir-
kung grundsätzlich zwischen durchschnittlich 0,3 und 
maximal 0,6 bezogen auf das Netto-Fondsvermögen 
liegen wird. Ein Hebel von 0 bedeutet in diesem Zu-
sammenhang, dass der Fonds keine derivativen Fi-
nanzinstrumente oder sonstige anzurechnenden Wer-
te enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzin-
strumente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer-
den können und die Berechnung der erwarteten Hö-
he der Hebelwirkung nicht zwischen diesen unter-
schiedlichen Zweckbestimmungen der derivativen 
Finanzinstrumente unterscheidet. Die ausgewiesene 
Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt daher 
nicht den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue 
Marktgegebenheiten können sowohl die Gewichtung 
der einzelnen derivativen Finanzinstrumente als auch 
die Ausprägungen der Risikofaktoren für jedes deriva-
tive Finanzinstrument im Verlauf der Zeit ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in 

Ausnahmefällen auch die Höhe der erwarteten Hebel-

wirkung von der oben ausgewiesenen Spanne abwei-

chen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine 
Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung der An-
lageziele gemacht werden können und er gegebe-
nenfalls Gefahr läuft einen Totalverlust zu erleiden, 
bzw. einen niedrigeren Betrag zurückzuerhalten, 
als denjenigen, den er investiert hat. 
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Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds BayernInvest Eur Re-
serve Bond Fonds ist für Anleger geeignet, die be-
reits gewisse Erfahrungen mit Finanzmärkten ge-
wonnen haben, und die an der Entwicklung der in-
ternationalen Kapitalmärkte partizipieren wollen, da-
bei aber möglichst Wertschwankungen des Portfo-
lios vermeiden möchten. Der Anleger muss dennoch 
grunsätzlich bereit und in der Lage sein, Wert-
schwankungen der Anteile und ggf. einen deutlichen 
Kapitalverlust hinzunehmen. Der Anleger sollte ei-
nen Anlagehorizont von mindestens sechs Monaten 
haben. 
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Eckwerte 

 
Anteilklasse TL 
Erstausgabe: 2. September 1991 

Erstausgabepreis: DEM 1.100,00 

ISIN LU0034055755 

Wertpapierkennnummer 971778 

Ausgabeaufschlag:    Max. 1 % 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: Maximal 0,25% p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Fondsmanager: BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
Karlstraße 35 
D-80333 München 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwal-
tungsgebühr getragen. 

Performance Fee: Der Fondsmanager erhält neben dem Fondsmanagerhonorar zusätz-
lich eine erfolgsbezogene Vergütung in Höhe von bis zu 20% des 
Betrags, um den die Wertentwicklung der umlaufenden Anteile die 
Wertentwicklung von 0,5% übersteigt (Hurdle Rate). Die Berechnung 
basiert auf dem High-Watermark-Prinzip. Die Abrechnungsperiode 
beginnt jeweils am 01. April und endet am 31. März eines Kalender-
jahres. Die erste Abrechnungsperiode beginnt am 15. Januar 2020 
und endet am 31. März 2021. 
Die Ermittlung eines Anspruchs auf Performance Fee erfolgt täglich 
(Betrachtungstag) und wird im jeweiligen ermittelten Anteilwert ent-
sprechend berücksichtigt. Entsprechend dem Ergebnis einer tägli-
chen Berechnung wird eine rechnerisch angefallene erfolgsabhängi-
ge Vergütung zurückgestellt oder eine bereits gebuchte Rückstellung 
entsprechend aufgelöst. Aufgelöste Rückstellungen fallen dem 
Fondsvermögen zu Die am Ende des Geschäftsjahres bestehende 
zurückgestellte erfolgsbezogene Vergütung ist nachträglich zum En-
de des Geschäftsjahres zahlbar. 

Verwahrstellengebühr Max. 0,06%, min. 5.000 EUR p.a. 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. 
(berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines je-
den Quartals) 

Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt 
am Main. 

Anteile: Inhaberanteile *¹) *²) 

Verbriefung: Globalzertifikate *¹) 

Verwendung der Erträge: Thesaurierung 
Anteilklasse: InstANL 1 

(vorbehalten für institutionelle Investoren) 

Erstausgabe: 15.01.2020 

ISIN: LU2091562707 

WKN: A2PWT8 

Erstausgabepreis EUR 10.000,00 

Mindestzeichnungsbetrag: EUR 1 Mio. 
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Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: Maximal 0,095% p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. 

(berechnet in % des der Anteilklasse InstANL1 zuzurechnenden An-
teils am Teilfondsvermögen am Ende eines jeden Quartals und zahl-
bar am Ende eines jeden Quartals) 

 Anteilklasse: InstANL 2 

(vorbehalten für institutionelle Investoren) 

Erstausgabe: 15.01.2020 

ISIN: LU2091562020 

WKN: A2PWT9 
Erstausgabepreis: EUR 10.000,00 

Mindestzeichnungsbetrag: EUR 50 Mio. 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: Max. 0,05 % p.a. 

(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. 

(berechnet in % des der Anteilklasse InstANL 2 zuzurechnen-
den Anteils am Teilfondsvermögen am Ende eines jeden Quar-
tals und zahlbar am Ende eines jeden Quartals ) 
 Alle Anteilklassen  

Verwahrstellengebühr Max. 0,06%, min. 5.000 EUR p.a. 

Teilfondswährung: EURO 
Zahltag von Zeichnungen und Rück-
nahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 3 Bankarbeitstage 
in Luxemburg 

Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am 
Main. 

Verbriefung: Globalzertifikate 
Laufzeit: Unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) für den Teilfonds beträgt maximal 100 % 
(Absoluter VaR). 

Leverage/ Hebel: Der durchschnittliche Hebel beträgt 0,3 
Der maximale Hebel beträgt 0,6 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notio-
nals approach) 
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(*¹) Die Verwaltungsgesellschaft beschloss, dass ab dem 25. Mai 1998 keine 
effektiven Stücke mehr ausgegeben werden. Die sich im Umlauf befindlichen 
Inhaberzertifikate behalten ihre Gültigkeit und können zu jeder Zeit durch  
den Anteilinhaber bei der Hauptzahlstelle oder einer anderen Zahlstelle ge- 
gen nicht effektive Stücke umgetauscht werden. 

(*²) Mit Beschluss des Verwaltungsrates vom 14. Februar 2000 erfolgte  zum 
1. April 2000 ein Anteilesplit von 1:10; für jeweils einen Anteil werden 9 wei- 
tere Anteile der gleichen Gattung gratis ausgegeben; der Nettoinventarwert 
pro Anteil wird entsprechend durch 10 geteilt. Die im Umlauf befindlichen 
Inhaberzertifikate  behalten  ihre Gültigkeit. 
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BayernInvest Total Return Corporate Bond 

Fonds  

Anlageziel 

Das Ziel der Anlagepolitik ist es, mit einem über- 
schaubaren Schuldner- und Zinsrisiko bestehende 
Renditevorteile des Unternehmensanleihemarktes im 
Vergleich zu EURO-denominierten Staatsanlei- hen 
mit einwandfreier Bonität auszunutzen und dadurch 
mittel- bis langfristig eine Erhöhung bzw. Stabilisie-
rung der Erträge aus Kapitalmarktanlagen zu errei-
chen. 

Anlagestrategie 

Die Anlagestrategie des BayernInvest Total Return 
Corporate Bond Fonds ist auf die nachhaltige Erzie- 
lung absolut positiver Erträge bei kontrolliertem Ri- 
siko ausgerichtet (so genannter Total Return Ansatz). 
Das Anlageuniversum umfasst insbesondere Unter-
nehmensanleihen mit einem attraktiven Rendite-
/Risikoprofil, die einen positiven Beitrag zur Errei-
chung des Ertragsziels erwarten lassen. Die Anlage-
strategie richtet sich nicht an einem Marktindex aus, 
sondern strebt eine Ertragsentwicklung unter gerin-
geren Schwankungen an. 

Die Anlage des Teilfondsvermögens des BayernIn- 
vest Total Return Corporate Bond Fonds erfolgt zu 
mindestens 51% in Unternehmensanleihen des inter-
nationalen Kapitalmarktes; hiervon umfasst sind An-
leihen, die von Financials (= Banken, Versicherungen 
usw.) begeben werden. 

Der überwiegende Teil der vorgenannten Anlagen 
erfolgt in Anlagen von Unternehmen mit Sitz in den 
Ländern der Europäischen Union. Ergänzend dazu 
werden Unternehmensanleihen von Schuldnern aus 
den Vereinigten Staaten sowie auch in geringem 
Umfang aus anderen Regionen erworben. Das Teil-
fondsvermögen wird in Unternehmensanleihen inves-
tiert, die ausschließlich auf EURO lauten. 

Staatsanleihen, Pfandbriefe und sonstige Anleihen 
können dem Teilfondsvermögen beigemischt wer-
den. In Wandelschuldverschreibungen und Opti-
onsanleihen kann angelegt werden, soweit die mit 
diesen Anleihen verbundenen Wandlungs- bzw. 
Forderungsrechte auf die zu Grunde liegenden 

Aktienwerte aus dem Geld liegen (Umtauschkurs 
bzw. Bezugskurs liegen über dem Börsenkurs der Ak-
tien). 

Der BayernInvest Total Return Corporate Bond Fonds 
darf höchstens 10% seines Vermögens in Anteilen 
anderer OGAW oder anderer OGA anlegen. 

Dem spezifischen Anlagerisiko des Einzeltitels trägt 
das Fondsmanagement Rechnung, indem über einen 
aktiv ausgesteuerten Managementansatz bei den An-
lageentscheidungen makroökonomische Faktoren 
(z.B. das konjunkturelle Umfeld, das Marktzinsniveau, 
die Marktliquidität, die Branchenentwicklung) sowie 
auch mikroökonomische Faktoren (z.B. die Unter-
nehmensbonität sowie unternehmensspezifische 
Events) berücksichtigt werden. Maximal 10% des 
Fondsvermögens können in Anleihen von Unterneh-
men im Segment Non - Investmentgrade mit einem 
Bonitätsrating von weniger als BBB- (Standard & 
Poors) bzw. Baa3 (Moody’s) oder vergleichbar inves-
tiert werden. Mit BBB- bzw. Baa3 geratete Anleihen 
sind Anleihen mittlerer Bonität, die über eine ange-
messene Fähigkeit zur Zahlung von Zinsen und Kapi-
taltilgung verfügen. Die Teilfondsallokation trägt den 
Branchen- und Titelrisiken durch eine breite Diversifi-
kation des Teilfondsvermögens angemessen Rech-
nung. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie 
kann der Teilfonds Derivate sowie sonstige Techni- 
ken und Instrumente verwenden. Insbesondere kann 
der Teilfonds Credit Default Swaps zum Management 
von Kreditrisiken einsetzen sowie Finanzprodukte, 
welche Credit Default Swaps als Underlying benutzen. 
Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den 
Gesamtnettowert des Teilfonds nicht überschreiten. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwal-
tungsreglements zulässigen Vermögenswerte inves-
tiert werden. 

Risikoprofil 

Die Anlagepolitik wird durch ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Ertrag und Sicherheit als Grundlage 
eines längerfristigen Vermögensaufbaus bestimmt. 
Die breite Diversifikation des BayernInvest 
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Total Return Corporate Bond Fonds erschließt dem 
Investor ein überschaubares Emittenten-, Kurs- und 
Zinsrisiko. 

Zinsänderungsrisiko 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist 
die Möglichkeit verbunden, dass sich das 
Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung 
eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen 
die Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeit-
punkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der 
festverzinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der 
Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert-
papiere. Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die 
aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers 
in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese 
Kursschwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit 
der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich 
aus. 
Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzei- 
ten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche 
Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Festverzins- 
liche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben 
demgegenüber in der Regel geringere Renditen als 
festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzei- 
ten. Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von 
weniger als 12 Monaten besitzen aufgrund ihrer kur-
zen Laufzeit tendenziell geringere Kursrisiken. 

Adressenausfallrisiko 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahen-
ten können Verluste für den Teilfonds entstehen. 

Das Adressenausfallrisiko (und Kontrahenten-/Aus- 
stellerrisiko) beinhaltet allgemein das Risiko des Teil-
fonds, mit einer eigenen Forderung teilweise oder 
vollständig auszufallen. Dies gilt für alle Verträge, die 
für Rechnung eines Teilfonds geschlossen werden. 

Das Adressenausfallrisiko ist bei Unternehmensan-
leihen deutlich höher als bei Staatsanleihen oder 
Pfandbriefen. 

Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer 
Branche können ebenfalls dazu führen, dass sich die 
besonderen Risiken einer Branche verstärkt im Wert 
des Teilfonds widerspiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von 
Entwicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Bio-
technologiebranche, Pharmabranche, etc.) oder ver-
gleichsweise neu sind, kann es bei Entwicklungen mit 
branchenweiten Auswirkungen zu vorschnellen Reak-
tionen der Anleger mit der Folge erheblicher Kurs-
schwankungen kommen. Der Erfolg dieser Branchen 
basiert häufig auf Spekulationen und Erwartungen um 
Hinblick auf zukünftige Produkte. Erfüllen diese Pro-
dukte allerdings nicht die in sie gesetzten Erwartun-
gen oder treten sonstige Rückschläge auf, können 
abrupte Wertverluste in der gesamten Branche auftre-
ten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhän-
gigkeiten geben, die dazu führen, dass bei ungünsti-
gen Entwicklungen wie z.B. bei Lieferengpässen, 
Rohstoffknappheit, Verschärfung von gesetzlichen 
Vorschriften usw. die gesamte Branche einer erhebli-
chen Wertschwankung unterliegt. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss 
von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden 
Risiken verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert 
eines Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin 
zur Wertlosigkeit vermindern. Durch Wertänderun-
gen des einem Swap zugrunde liegenden Vermö-
genswertes kann das Teilfondsvermögen ebenfalls 
Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- 
nes Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten 
verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der 
Wert des Fondsvermögens stärker beeinflusst wer-
den, als dies beim unmittelbaren Erwerb der Basis-
werte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Op-
tion nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Ba-
siswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die 
vom Fondsvermögen gezahlte Optionsprämie verfällt. 
Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass 
das jeweilige Teilfondsvermögen zur Abnahme von 
Vermögenswerten zu einem höheren als dem 
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aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermö-
genswerten zu einem niedrigeren als dem aktuellen 
Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erlei-
det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz 
minus der eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass 
das Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Ent-
wicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste er-
leidet. 

Darüber hinaus darf die Gesellschaft für den Teil- 
fonds als Teil der Anlagestrategie Geschäfte mit Deri-
vaten, einschließlich Kreditderivaten, zu Investitions- 
und Absicherungszwecken tätigen. Dadurch kann 
sich das Verlustrisiko des Teilfonds zumindest zeit-
weise erhöhen. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzpro-
dukten hängt insbesondere von der Entwicklung der 
Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen 
Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen in den jeweili-
gen Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine 
Kursentwicklung insbesondere an einer Börse können 
auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinun-
gen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- 
bunden sein und unterliegt den damit verbundenen 
Risiken. Im Falle von wesentlichen und nachteiligen 
Wechselkursbewegungen allgemein besteht die 
Möglichkeit, dass der Teilfonds wesentliche Verluste 
erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der 
Hebelwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit 
Hilfe des Ansatzes über die Summe der Nennwerte 
(englisch „sum of the notionals“) der derivativen Fi-
nanzinstrumente. Bei diesem Ansatz werden die an-
zurechnenden Werte aus gegenläufigen Positionen 
nicht saldiert, sondern addiert, d.h. insbesondere, 
dass die zu Absicherungszwecken genutzten deriva-
tiven Finanzinstrumente mit positivem Wert bei der 
Addition berücksichtigt werden müssen. Die nach-
stehend ausgewiesene Höhe der erwarteten 

Hebelwirkung ist als Verhältnis zwischen der Summe 
der Nominalwerte und des Netto-Fondsvermögens 
ausgedrückt und basiert auf historischen Werten und 
erwarteten Entwicklungen. Es wird erwartet, dass die 
Höhe der Hebelwirkung grundsätzlich zwischen 
durchschnittlich 0,6 und maximal 1,2 bezogen auf das 
Netto-Fondsvermögen liegen wird. Ein Hebel von 0 
bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Fonds 
keine derivativen Finanzinstrumente oder sonstige 
anzurechnenden Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzins- 
trumente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer- 
den können und die Berechnung der erwarteten Hö-
he der Hebelwirkung nicht zwischen diesen un- ter-
schiedlichen Zweckbestimmungen der derivativen Fi-
nanzinstrumente unterscheidet. Die ausgewiesene 
Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt daher 
nicht den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue 
Marktgegebenheiten können sowohl die Gewichtung 
der einzelnen derivativen Finanzinstrumente als auch 
die Ausprägungen der Risikofaktoren für jedes deri-
vative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in 
Ausnahmefällen auch die Höhe der erwarteten He-
belwirkung von der oben ausgewiesenen Spanne 
abweichen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine 

Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung der 

Anlageziele gemacht werden können und er ge-

gebenenfalls Gefahr läuft, einen niedrigeren Be-

trag zurückzuerhalten, als denjenigen, den er in-

vestiert hat. 

Erhöhte Volatilität 

Der Teilfonds kann aufgrund der Kreditrisiken, die 
mit den Unternehmensanleihen verbunden sind, im 
Vergleich zu Rentenfonds mit gleicher Laufzeit, die 
in Staatsanleihen investieren, leicht höhere Wert-
schwankungen  aufweisen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den BayernInvest Total Return Corpo- 
rate Bond Fonds ist für Anleger geeignet, die bereits 
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gewisse Erfahrungen mit Finanzmärkten gewonnen 
haben, bei denen Kapitalerhaltung und laufendes 
Einkommen zwar im Vordergrund stehen, die aber 
zur Abrundung bestehender Anlageformen eine hö-
herverzinsliche Kapitalmarktanlage mit überschauba-
rem Risikoprofil anstreben. Der Anleger muss bereit 
und in der Lage sein, Wertschwankungen der Anteile 
und ggf. einen deutlichen Kapitalverlust hinzuneh-
men. Der Anleger sollte einen mittel- bis langfristigen 
Anlagehorizont haben. 
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Eckwerte 

 
Anteilklasse: AL 

Ausgabeaufschlag: Maximal 3% 
(in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Erstausgabe: 5. Juni 2000; Valuta 8. Juni 2000 

Erstausgabepreis: EURO 50,00 

Verwaltungsgebühr: Maximal 0,85% p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten Durch-
schnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoinventar- 
werten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. 
(berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 
Quartals) 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Wertpapierkennnummer: 934217 

ISIN: LU0110699088 

Anteilklasse: TL 
Ausgabeaufschlag: Maximal 3% 

(in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 
Erstausgabe: 7. März 2003 

Erstausgabepreis: EURO 55,09 

Verwaltungsgebühr: Maximal 0,85% p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten Durch-
schnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwer-
ten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. 
(berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 
Quartals) 

Verwendung der Erträge: Thesaurierung 

Wertpapierkennnummer: 200435 

ISIN: LU0162077563 

Anteilklasse: TNL 
Vertriebsprovision: 0,30% p.a. 

(berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats berechne-
ten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Netto-
inventarwerten der Anteilklasse TNL und zahlbar am Ende eines jeden 
Quartals) 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Erstausgabe: 5. Juni 2000; Valuta 8. Juni 2000 

Erstausgabepreis: EURO 50,00 
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Verwaltungsgebühr: Maximal 0,85% p.a. 

(berechnet in % des Teilfondsvermögens zum Monatsende am Ende 
eines jeden Monats berechneten Durchschnittswertes aus den bewer-
tungstäglich ermittelten Nettoinventarwerten des Fonds und zahlbar 
am Ende des Monats) 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. 
(berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 
Quartals) 

Verwendung der Erträge: Thesaurierung 

Wertpapierkennnummer: 934218 

ISIN: LU0110699914 

Anteilklasse: InstAL (*) 
(vorbehalten für Institutionelle Investoren) 

Mindestzeichnung: Mindestgegenwert 1 Mio. EURO 

Erstausgabepreis: EURO 5.000,00 

Erstausgabe: 10. März 2003 

Ausgabeaufschlag: Maximal 2% 
(in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Verwaltungsgebühr: Maximal 0,45% p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten Durch-
schnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwer-
ten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe  d’abonnement: 0,01% p.a. 
(berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 
Quartals) 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Wertpapierkennnummer: 200439 

ISIN: LU0162078025 
Alle Anteilklassen:  
Fondsmanager BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 

Karlstraße 35 
D-80333 München 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwaltungs-
gebühr getragen. 

Verwahrstellengebühr 0,06%, min. 5.000 EUR p.a. 

Zahltag von Zeichnungen und 
Rücknahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 3 Bankarbeitstage in 
Luxemburg 

Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am 
Main 

Teilfondswährung: EURO 

Rücknahmeprovision: Keine 

Anteile: Inhaberanteile 

Verbriefung: Globalzertifikate 
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Laufzeit: unbegrenzt 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) des Teilfonds beträgt maximal 200% des 
Value at Risk des Referenzportfolios (Relativer VaR). 

Leverage/ Hebel: Der durchschnittliche Hebel beträgt 0,6 
Der maximale Hebel beträgt 1,2 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals 
approach) 

Referenzportfolio: 100% iBoxx Corp Non Financials 3-5 Index 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
 

(*) Institutionelle Endinvestoren sind der Verwaltungsgesellschaft bei Zeichnung offen zulegen. 
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BayernInvest Multi Asset Sustainable Fonds 
 

Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik des BayernInvest Multi Asset 
Sustainable Fonds ist es eine attraktive Wertent-
wicklung zu erzielen und gleichzeitig die Anlagepoli-
tik auf nachhaltige Wertpapiere i.S.v. Konformität der 
Anlagen mit den Zielen des UN Global Compact zu 
fokussieren. Der UN Global Compact der Vereinig-
ten Nationen ist ein freiweiliger Pakt zwischen Un-
ternehmen, Organisationen und der UNO, in dessen 
Rahmen sich teilnehmende Unternehmen und Or-
ganisationen dazu verpflichten, sich für Menschen-
rechte, gerechte Arbeitsbedingungen, Umweltschutz 
und Korruptionsbekänpfung einzusetzen. Nähere 
Informationen zu den Zielen des UN Global Com-
pact sind unter nachstehendem Link kostenlos ab-
rufbar: https://www.unglobalcompact.org/what-is-
gc/mission/principles. Darüber hinaus sollen in Ab-
hängigkeit der Marktopportunitäten ausschüttungs-
fähige Erträge generiert werden sowie über einen 
mittelfristigen Zeithorizont inflationsbereinigte Kapi-
talzuwächse ermöglicht werden. 

Anlagestrategie 

Die Anlage des BayernInvest  Multi Asset Sustainab-
le Fonds kann weltweit in Aktien-, Renten und Geld-
marktinstrumenten sowie in Instrumenten, die auf Ak-
tien, Renten oder  Zinsen Bezug nehmen, erfolgen. 

Der Fokus der Anlagen liegt auf  Euro-
denominierten, zinstragenden Anlagen des Invest-
mentgrade Segments. Anlagen in Wertpapieren, die 
dem Non-Investmentgrade-Bereich zugerechnet 
werden sind bis zu einem Mindestrating von B- 
ebenfalls als Beimischung und zur gezielten Er-
tragssteigerung in einer Höhe von max. 20% des 
Teilfondsvermögens zulässig. Die Aktienallokation 
des Teilfondsportfolios wird gemäß der propriäteren 
Faktor-Strategie der BayernInvest gemanagt, die 
Aktienquote darf maximal 30% des Teilfondsvolu-
mens betragen. 

Die Höhe der Allokation in den jeweiligen Anlagein-
strumenten und -klassen iwird dynamisch ausgelegt 
und ist abhängig von den jeweils vorherrschenden 
Marktopportunitäten. Das Teilfondsportfolio wird da-
bei jeweils aus einer Mischung aus aktien- bzw. ren-
tenbezogenen Anlageinstrumenten bestehen, die 
hinsichtlich ihrer ESG-Qualität überprüft und mittels 
einer Kombination von Ausschlusskriterien und quali-
tativen Faktoren für das Anlageuniversum berück-
sichtigt werden können.  

Als Teil der Anlagestrategie kann der Teilfonds so- 
wohl zu Anlagezwecken als auch zur Absicherung, 
Derivate sowie sonstige Techniken und Instrumen- te 
verwenden, wobei das mit Derivaten verbundene Ge-
samtrisiko den Gesamtnettowert des Teilfonds nicht 
überschreiten darf. Hierzu gehören u.a. auch mit Kon-
trahenten zu marktüblichen Bedingungen ausgehan-
delte Swapvereinbarungen. 

Weiterhin können auch liquide Mittel gehalten 
werden. 

Die Anlage des Teilfondsvermögens des BayernInvest 
Multi Asset Sustainable Fonds kann auch in anderen 
OGAW und anderen OGA („Investmentfonds“) erfol-
gen. 

Im Übrigen darf das Teilfondsvermögen des Bayern-
Invest  Multi Asset Sustainable Fonds in alle gemäß 
Artikel 4 des Verwaltungsreglements zulässigen Ver-
mögenswerte investiert werden. 

Risikoprofil 

Durch die breite Streuung des Fondsvermögens par- 
tizipiert der Investor an der Entwicklung der welt- wei-
ten Finanzmärkte. Obwohl die Wertentwicklung der 
Anlageinstrumente Schwankungen unterworfen ist, 
bedingt die breite Streuung des Teilfondsvermögens 
auf Regionen, Länder, Branchen, Themen und Titel 
eine weitgehende Unabhängigkeit von der spezifi-
schen Entwicklung der Einzeltitelanlage. 

Risiken im Zusammenhang mit Investmentantei-
len 

Die Risiken der Anteile an Investmentfonds, die für 
einen Teilfonds erworben werden, stehen in en- gem 
Zusammenhang mit den Risiken der in diesen In-
vestmentfonds enthaltenen Vermögensgegenstände 
bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Die 
genannten Risiken können jedoch durch die Streu-
ung der Vermögensanlagen innerhalb der Invest-
mentfonds, deren Anteile erworben werden, und 
durch die Streuung innerhalb dieser reduziert wer-
den. 

Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinan- der 
unabhängig handeln, kann es aber auch vorkommen, 
dass mehrere Zielfonds gleiche, oder einander entge-
gengesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch 
können sich bestehende Risiken kumulieren, und 
eventuelle Chancen können sich gegeneinander auf-
heben. 

Es ist im Regelfall nicht möglich, das Management der 
Zielfonds zu kontrollieren. Deren Anlageent- schei-

https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/mission/principles
https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/mission/principles
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dungen müssen nicht zwingend mit den Annahmen 
oder Erwartungen der im Teilfonds umgesetzten 
Strategie übereinstimmen. 

Die aktuelle Zusammensetzung der Zielfonds ist 
oftmals nicht zeitnah bekannt. Entspricht die Zu-
sammensetzung nicht den Annahmen oder Erwar-
tungen der im Teilfonds umgesetzten Strategie, so 
kann ggf. erst deutlich verzögert reagiert werden, 
indem Zielfondsanteile zurückgegeben werden. 

Zinsänderungsrisiko 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist 
die Möglichkeit verbunden, dass sich das Marktzins-
niveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wert-
papiers besteht, ändern kann. Steigen die Marktzin-
sen gegenüber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emis-
sion, so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen 
Wertpapiere. Fällt dagegen der Marktzins, so steigt 
der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. Diese Kurs-
entwicklung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des 
festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen 
Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen 
jedoch je nach Laufzeit der festverzinslichen Wertpa-
piere unterschiedlich aus. Festverzinsliche Wertpa-
piere mit kürzeren Laufzeiten haben geringere Kursri-
siken als festverzinsliche Wertpapiere mit längeren 
Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kürze-
ren Laufzeiten haben demgegenüber in der Regel 
geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere 
mit längeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente mit 
einer Restlaufzeit von weniger als 12 Monaten besit-
zen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit tendenziell gerin-
gere Kursrisiken. 

Aktienrisiko 

Mit dem Erwerb von Aktien können besondere markt- 
und Unternehmensrisiken verbunden sein. Der Wert 
von Aktien spiegelt nicht immer den tatsächlichen 
Unternehmenswert wider. Es kann daher zu großen 
und schnellen Schwankungen dieser Werte kommen, 
wenn sich Marktgegebenheiten und Einschätzungen 
von Marktteilnehmern hinsichtlich des Wertes dieser 
Anlagen ändern. Hinzu kommt, dass die Rechte aus 
Aktien stets nachrangig gegenüber den Ansprüchen 
sämtlicher Gläubiger des Emittenten befriedigt wer-
den. Daher unterliegen Aktien im Allgemeinen größe-
ren Wertschwankungen als z.B. festverzinsliche 
Wertpapiere. 

Da mögliche Ertragschancen durch den Erwerb von 
Mid- und Smallcaps aus allen Marktsegmenten ge-

steigert werden können, besteht die Möglichkeit, dass 
sich zeitweise im Teilfonds verstärkt auch Aktien klei-
nerer und mittlerer Unternehmen befinden. 

Insbesondere Aktien vorwiegend kleinerer, weniger 
ausgereifter Unternehmen unterliegen in der Regel 
höheren Schwankungen als der Markt allgemein. Die 
Gründe hierfür liegen darin, dass die Wertpapiere ge-
nerell in kleineren Mengen gehandelt werden und 
dass diese Unternehmen größeren Geschäftsrisiken 
ausgesetzt sind. 

Angesichts der Gefahr größerer und häufiger 
Schwankungen von Aktienwerten kann es bei 
schwerpunktmäßig im Teilfonds enthaltenen Aktien 
zu entsprechenden großen und kleinen Veränderun-
gen des Wertes des Teilfonds kommen. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswährung ange-
legt sind, erhält das Teilfondsvermögen die Erträge, 
Rückzahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in 
der jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Wäh-
rung gegenüber der Teilfondswährung, so reduziert 
sich der Wert des Teilfondsvermögens. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss 
von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden 
Risiken verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert 
eines Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur 
Wertlosigkeit vermindern. Durch Wertänderungen des 
einem Swap zugrunde liegenden Vermögenswertes 
kann das Teilfondsvermögen ebenfalls Verluste erlei-
den. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- nes 
Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten verbun-
den. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert 
des Fondsvermögens stärker beeinflusst werden, als 
dies beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der 
Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Op-
tion nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Ba-
siswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die 
vom Fondsvermögen gezahlte Optionsprämie verfällt. 
Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass 
das jeweilige Teilfondsvermögen zur Abnahme von 
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Vermögenswerten zu einem höheren als dem aktu-
ellen Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermö-
genswerten zu einem niedrigeren als dem aktuellen 
Marktpreis verpflichtet. 

Das Teilfondsvermögen erleidet dann einen Verlust 
in Höhe der Preisdifferenz minus der eingenomme-
nen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass 
das Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Ent-
wicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste er-
leidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- 
werb von entsprechenden Optionsrechten und Op- 
tionsscheinen entstehenden Kosten und eventuellen 
Verluste verringern das Ergebnis des Teilfonds. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzpro-
dukten hängt insbesondere von der Entwicklung der 
Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen 
Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen in den jeweili-
gen Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine 
Kursentwicklung insbesondere an einer Börse können 
auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinun-
gen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- 
bunden sein und unterliegt den damit verbundenen 
Risiken. Im Falle von wesentlichen und nachteiligen 
Wechsellkursbewegungen allgemein besteht die 
Möglichkeit, dass der Teilfonds wesentliche Verluste 
erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der 
Hebelwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit 
Hilfe des Ansatzes über die Summe der Nennwerte 
(englisch „sum of the notionals“) der derivativen Fi-
nanzinstrumente. Bei diesem Ansatz werden die an-
zurechnenden Werte aus gegenläufigen Positionen 
nicht saldiert, sondern addiert, d.h. insbesondere, 
dass die zu Absicherungszwecken genutzten deriva-
tiven Finanzinstrumente mit positivem Wert bei der 
Addition berücksichtigt werden müssen. Die nach-
stehend ausgewiesene Höhe der erwarteten Hebel-
wirkung ist als Verhältnis zwischen der Summe der 
Nominalwerte und des Netto-Fondsvermögens aus-
gedrückt und basiert auf historischen Werten und 
erwarteten Entwicklungen. Es wird erwartet, dass die 

Höhe der Hebelwirkung grundsätzlich zwischen 
durchschnittlich 0,3 und maximal 0,6 bezogen auf das 
Netto-Fondsvermögen liegen wird. Ein Hebel von 0 
bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Fonds 
keine derivativen Finanzinstrumente oder sonstige 
anzurechnenden Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzin-
strumente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer-
den können und die Berechnung der erwarteten Hö-
he der Hebelwirkung nicht zwischen diesen unter-
schiedlichen Zweckbestimmungen der derivativen Fi-
nanzinstrumente unterscheidet. Die ausgewiesene 
Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt daher 
nicht den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue 
Marktgegebenheiten können sowohl die Gewichtung 
der einzelnen derivativen Finanzinstrumente als auch 
die Ausprägungen der Risikofaktoren für jedes deri-
vative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in 
Ausnahmefällen auch die Höhe der erwarteten He-
belwirkung von der oben ausgewiesenen Spanne 
abweichen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine 

Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung der An-

lageziele gemacht werden können und er gege-

benenfalls Gefahr läuft einen Totalverlust zu er-

leiden, bzw. einen niedrigeren Betrag zurückzu-

erhalten, als denjenigen, den er investiert hat. 

Liquiditätsrisiko 

Für die Teilfonds dürfen auch Vermögensgegenstän-
de erworben werden, die nicht zum amtlichen Markt 
an einer Börse zugelassen oder in einen organisierten 
Markt einbezogen sind. Der Erwerb derartiger Vermö-
gensgegenstände ist mit der Gefahr verbunden, dass 
es insbesondere zu Problemen bei der Weiterveräu-
ßerung der Vermögensgegenstände an Dritte kom-
men kann. 

Im speziellen, kann es bei erst im Aufbau befindli- 
chen Marktsegmenten früher als in hoch entwickel- 
ten Märkten zu Engpässen bei der Handelbarkeit 
kommen. Die Bewertung und der Verkauf einzelner 
Anlagen kann sich daher schwierig und zeitaufwendig 
gestalten. Gegebenenfalls sind Verkäufe nur unter 
Inkaufnahme von Kursverlusten möglich. 
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Adressenausfallrisiko 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahen-
ten können Verluste für den jeweiligen Teilfonds ent-
stehen. 

Kontrahentenrisiko 

Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko der Par-
tei eines gegenseitigen Vertrages, mit der eigenen 
Forderung teilweise oder vollständig auszufallen. 
Dies gilt für alle Verträge, die für Rechnung eines 
Teilfonds geschlossen werden 

Inflationsrisiko 

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für alle 
Vermögensgegenstände 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine Zu-
sicherungen hinsichtlich der Erreichung der Anlage-
ziele gemacht werden können und er gegebenenfalls 
Gefahr läuft, einen niedrigeren Betrag bis hin zum 
Totalverlust zurückzuerhalten als denjenigen, den er 
investiert hat. 

Besondere Länder- und Transferrisiken: 

Potenzielle Anleger des BayernInvestMulti Asset 
Sustainable Fonds werden darauf hingewiesen, 
dass der Teilfonds BayernInvestMulti Asset 
Sustainable Fonds direkt oder auch indirekt in Titel 
investieren kann, die den weniger entwickelten Re-
gionen Mittel- und Osteuropas, Asiens und Latein-
amerikas zuzurechnen sind. Eine Anlage in diesen 
Regionen kann mit einem gewissen Risiko einher-
gehen. Im Gegensatz zu den entwickelten internati-
onalen Finanzmärkten bewirkt die teilweise relativ 
geringe Größe der Finanzmärkte in diesen Regio-
nen, dass diese Märkte volatiler und weniger liquide 
sind. Politische Umstände, eng begrenzte Reser-
ven an harten Devisen, Änderungen hinsichtlich der 
Devisenkontrolle, Wechselkursänderungen, das 
mögliche Problem der Anfechtbarkeit des Eigen-
tumsrechts der erworbenen Anlagen, eventuelle 
Beschränkungen ausländischer Kapitalanlagen und 
–rückflüsse (Transferrisiko) sowie Anwendung oder 

Verschärfung der Fiskalpolitik können als zusätzliche 
Risikofaktoren angesehen werden. Ferner ist zu be-
rücksichtigen, dass die Emittenten in diesen Ländern 
einer geringeren öffentlichen Kontrolle sowie einer 
weniger strukturierten Gesetzgebung unterliegen 
können und Rechnungswesen sowie Abschlussprü-
fung nicht immer mit den herrschenden Standards 
der hochentwickelten US- amerikanischen und west-
europäischen Finanz- und Kapitalmärkte vergleichbar 
sind. 

Erhöhte Volatilität 

Da es beim Teilfonds BayernInvest Multi Asset 
Sustainable Fonds aufgrund des aktiven und flexiblen 
Managementansatzes zu einer zeitweiligen Schwer-
punktbildung in bestimmten geographischen Regio-
nen, Branchen oder Marktsegmenten kommen kann, 
besteht ein nicht unerhebliches Risiko erhöhter Volati-
lität. Das heißt, es kann in kurzen Zeiträumen zu star-
ken Schwankungen des Anteilpreises nach oben oder 
unten kommen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds BayernInvest Multi Asset 
Sustainable Fonds ist für längerfristig orientierte An-
leger geeignetbei denen erwar- teter Ertragsstrom 
und realer Kapitalzuwachs in ei- nem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen und die auch, in Ab-
hängigkeit von der erwarteten Gesamtmarktentwick-
lung, Wert auf eine dynami- sche und variable Aus-
steuerung der Assetallokation im Fondsportfolio le-
gen. Obwohl die Anlagepolitik auf die Erwirtschaf-
tung eines möglichst positiven Returns ausgerichtet 
ist, muss der Anleger dennoch bereit und in der Lage 
sein, erhebliche Wertschwan-kungen der Anteile und 
ggf. je nach Investitions- bzw. Veräußerungszeit-
punkt einen erheblichen Kapitalverlust bis hin zum 
Totalverlust hinzunehmen. Der Anleger sollte einen 
mittel- bis langfristigen Anlagehorizont haben. 
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Eckwerte 

 
Anteilklasse: AL 

Auflagedatum: 15. Oktober 2012 

Erstausgabepreis: EURO 100,00  

Mindestzeichnung: Keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Ausgabeaufschlag: Maximal 5% 
(in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: Maximal 1,50 % p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,05% p.a. 
(berechnet in % des der Anteilklasse TL zuzurechnenden Anteils 
am Teilfondsvermögen am Ende eines jeden Quartals und zahlbar 
am Ende eines jeden Quartals) 

Wertpapierkennnummer: A1J4AH 

ISIN: LU0828716919 

Anteilklasse: InstAL 
(vorbehalten für institutionelle Investoren) 

ISIN: LU2091562616 

WKN: A2PWQG 
Erstausgabedatum: 15.01.2020 

Erstausgabepreis: EUR 10.000,00 

Mindestzeichnungsbetrag: EUR 0,5 Mio. 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 
Ausgabeaufschlag:  Entfällt 
Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: Max. 1,50 % p.a. 
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. 
(berechnet in % der Anteilklasse InstAL zuzurechnenden Anteils am 
Teilfondsvermögen am Ende eines jeden Quartals und zahlbar am 
Ende eines jeden Quartals) 

Alle Anteilklassen  

Verwahrstellengebühr Max. 0,06%, min. 10.000 EUR p.a. 

Fondsmanager BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
Karlstraße 35 
D-80333 München 

Fondsmangerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwal-
tungsgebühr getragen. 

Teilfondswährung: EURO 

Zahltag von Zeichnungen und Rück- 
nahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 3 Bankarbeitsta-
ge in Luxemburg 
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Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am 
Main 

Anteile: Inhaberanteile 

Verbriefung: Globalzertifikate 

Laufzeit: unbegrenzt 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) des Teilfonds beträgt maximal 200% 
des Value at Risk des Referenzportfolios (Relativer VaR). 

Leverage/ Hebel: Der durchschnittliche Hebel beträgt 1. 

Der maximale Hebel beträgt 2 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals ap-
proach) 

Referenzportfolio: 25% Stoxx Europe 600 Index  
 
25% iBoxx EUR Sovereign Index  
 
50% iBoxx EUR Corporates Index 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
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BayernInvest Osteuropa Fonds 
 

Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer 
langfristigen attraktiven Rendite durch Erträge und 
Kapitalgewinne aus Aktienanlagen in ertrags- und 
wachstumsstarken Unternehmen in osteuropäischen 
Ländern. Im Rahmen der variablen Portfoliostruktur 
wird den Gesichtspunkten Risiko- und Renditeopti-
mierung durch eine breite Streuung des Anlagever-
mögens Rechnung getragen. 

Anlagestrategie 

Der BayernInvest Osteuropa Fonds investiert min- 
destens 51% seines Wertes in Aktien von Ausstellern 
mit Sitz in Osteuropa. Zum Anlageuniversum zählen 
insbesondere Aktien von Unternehmen mit Sitz in 
Ungarn, Polen, Tschechien, Russland und Aktien 
von solchen Unternehmen aus der ganzen Welt, die 
schwerpunktmäßig in der osteuropäischen Region 
tätig sind. Ergänzend kann in geringerem Umfang in 
analytisch interessante Aktienwerte aus allen osteu-
ropäischen Ländern inklusive der Türkei angelegt 
werden. Bevorzugt werden Anlagen in Aktienwerte 
mit der länderbezogenen jeweils größten Marktkapi-
talisierung. 

Der BayernInvest Osteuropa Fonds beteiligt seine 
Anleger an den Ertrags- und Wachstumschancen 
der Aktienwerte der osteuropäischen Region sowie 
dort schwerpunktmäßig tätigen Unternehmen. Als 
Anlageziel wird nicht die passive Nachbildung ei- nes 
Aktienindizes dieser Region verfolgt. Vielmehr strebt 
das Fondsmanagement an, das Teilfondsver- mögen 
über einen aktiv ausgesteuerten Selektionsprozess 
in die jeweils analytisch interessantesten Aktienwerte 
dieser Region zu investieren. Das Teilfondsvermö-
gen kann neben der Direktanlage in börsennotierten 
Aktien auch in Indexzertifikaten auf in angemessener 
Weise veröffentlichte Indizes, deren Zusammenset-
zung hinreichend diversifiziert ist und die eine adä-
quate Bezugsgrundlage für die Märkte darstellen, auf 
die sie sich beziehen oder Partizipationsscheine so-
wie in Zertifikaten und Partizipationsscheinen auf 
Aktien der osteuropäischen Region sowie in Ameri-
can Depository Receipts (ADR), International Depo-
sitory Receipts (IDR) und Global Depository Re-
ceipts (GDR) investiert werden. ADR‘s, GDR‘s und 
IDR‘s sind Zertifikate, die von Banken für die bei 
Ihnen hinterlegten ausländischen Dividendenwerte 
begeben werden. Des Weiteren kann das Fonds-
vermögen in Wandelschuldverschreibungen, Opti-
onsanleihen und Optionsscheinen angelegt werden, 

sofern diese zum Erwerb von Aktien von Unterneh-
men, die den Anlagebestimmungen des Fonds ent-
sprechen, berechtigen. Mit der gleichen Zielsetzung 
kann das Fondsvermögen auch in andere Investment-
fonds angelegt werden. 

Die für den Fonds erworbenen Anlageinstrumente 
werden an Wertpapierbörsen oder anderen geregel-
ten Märkten gehandelt, die anerkannt, für das Publi-
kum offen und deren Funktionsweise ordnungsgemäß 
ist und ihren Sitz in einem OECD-Mitgliedstaat oder in 
einem der oben genannten Staaten hat. 

Soweit Börsen dieser Länder derzeit nicht als regu- 
lierte Märkte im Sinne von Artikel 41 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2010 gelten, ist eine Anlage in 
solchen Ländern auf 10 % des Nettofondsvermögens 
begrenzt. 

Unterstützt wird der Selektionsprozess durch quanti-
tativ-technische Modelle wobei aber für die getätig-
ten Anlagen ein fundamental analytischer bottom-
up-Ansatz entscheidend ist. Hierbei werden insbe-
sondere der jeweilige Unternehmenssektor, die 
Marktposition, die Qualität des Managements, die 
Transparenz der Geschäftspolitik sowie die Finanz- 
und Ertragskennzahlen der Unternehmen berück-
sichtigt. 

Der BayernInvest Osteuropa Fonds darf insgesamt 
höchstens 10% seines Vermögens in Anteile anderer 
OGAW oder anderer OGA anlegen. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie 
kann der Teilfonds Derivate sowie sonstige Techni- 
ken und Instrumente verwenden, wobei das mit Deri-
vaten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnetto-
wert des Teilfonds nicht überschreiten darf. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwal-
tungsreglements zulässigen Vermögenswerte inves-
tiert werden. 

Risikoprofil 

Durch die internationale Streuung der Aktienanla- gen 
partizipiert der Investor an der Entwicklung der osteu-
ropäischen Aktienmärkte. Obwohl die Wertentwicklung 
der Aktienanlage Schwankungen unterworfen ist, be-
dingt die breite Streuung des BayernInvest Osteuropa 
Fonds auf Länder, Branchen und Titel eine weitgehen-
de Unabhängigkeit von der spezifischen Entwicklung 
der Einzeltitelanlage. 
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Aktienrisiko 

Mit dem Erwerb von Aktien können besondere Markt- 
und Unternehmensrisiken verbunden sein. Der Wert 
von Aktien spiegelt nicht immer den tat- sächlichen 
Unternehmenswert wider. Es kann daher zu großen 
und schnellen Schwankungen dieser Werte kommen, 
wenn sich Marktgegebenheiten und Einschätzungen 
von Marktteilnehmern hinsichtlich des Wertes dieser 
Anlagen ändern. Hinzu kommt, dass die Rechte aus 
Aktien stets nachrangig gegenüber den Ansprüchen 
sämtlicher Gläubiger des Emittenten befriedigt wer-
den. Daher unterliegen Aktien im Allgemeinen größe-
ren Wertschwankungen als z.B. festverzinsliche  
Wertpapiere. 

Da mögliche Ertragschancen durch den Erwerb von 
Mid- und Smallcaps aus allen Marktsegmenten ge- 
steigert werden können, besteht die Möglichkeit, 
dass sich zeitweise im Teilfonds auch verstärkt Ak-
tien kleinerer und mittlerer Unternehmen befinden. 
Insbesondere Aktien vorwiegend kleinerer, weniger 
ausgereifter Unternehmen unterliegen in der Regel 
höheren Schwankungen als der Markt allgemein. 
Die Gründe hierfür liegen darin, dass die Wertpapiere 
generell in kleineren Mengen gehandelt werden und 
dass diese Unternehmen größeren Geschäftsrisiken 
ausgesetzt sind. 

Angesichts der Gefahr größerer und häufiger 
Schwankungen von Aktienwerten kann es bei 
schwerpunktmäßig im Teilfonds enthaltenen Aktien 
zu entsprechenden großen und kleinen Veränderun-
gen des Wertes des Teilfonds kommen. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen 
Währungen als der jeweiligen Teilfondswährung an-
gelegt sind, erhält das Teilfondsvermögen die Erträ-
ge, Rückzahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen 
in der jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser 
Währung gegenüber der Teilfondswährung, so re-
duziert sich der Wert des Teilfondsvermögens. 

Liquiditätsrisiko 

Für den BayernInvest Osteuropa Fonds dürfen 
auch Vermögensgegenstände erworben werden, 
die nicht zum amtlichen Markt an einer Börse zu-
gelassen oder in einen organisierten Markt einbe-
zogen sind. Der Erwerb derartiger Vermö 

 

gensgegenstände ist mit der Gefahr verbunden, 
dass es insbesondere zu Problemen bei der Weiter-
veräußerung der Vermögensgegenstände an Dritte 
kommen kann. 

In speziellen, erst im Aufbau befindlichen Markt- 
segmenten kann es früher als in hoch entwickelten 
Märkten zu Engpässen bei der Handelbarkeit kom- 
men. Die Bewertung und der Verkauf einzelner An- 
lagen kann sich daher schwierig und zeitaufwendig 
gestalten. Gegebenenfalls sind Verkäufe nur unter 
Inkaufnahme von Kursabschlägen möglich. 

In diesem Zusammenhang wird auf die im Verwal- 
tungsreglement vorgesehene Möglichkeit zur zeit- 
weisen Aussetzung der Berechnung des Anteilswerts 
und der Anteilrücknahme verwiesen. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss 
von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden 
Risiken verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert 
eines Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin 
zur Wertlosigkeit vermindern. Durch Wertänderun-
gen des einem Swap zugrunde liegenden Vermö-
genswertes kann das Teilfondsvermögen ebenfalls 
Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- 
nes Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten 
verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der 
Wert des Fondsvermögens stärker beeinflusst wer-
den, als dies beim unmittelbaren Erwerb der Basis-
werte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Opti-
on nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Basis-
werte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom 
Fondsvermögen gezahlte Optionsprämie verfällt. Beim 
Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass das 
jeweilige Teilfondsvermögen zur Abnahme von Ver-
mögenswerten zu einem höheren als dem aktuellen 
Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermögenswerten 
zu einem niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis 
verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erleidet dann ei-
nen Verlust in Höhe der Preisdifferenz minus der ein-
genommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass 
das Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Ent-
wicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste er-
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leidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- 
werb von entsprechenden Optionsrechten und Op- 
tionsscheinen entstehenden Kosten und eventuellen 
Verluste verringern das Ergebnis des Teilfonds. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz- 
produkten hängt insbesondere von der Entwicklung 
der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allge-
meinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in 
den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf die all-
gemeine Kursentwicklung insbesondere an einer 
Börse können auch irrationale Faktoren wie Stim- 
mungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine 
Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung der Anla- 
geziele gemacht werden können und er gegebenen-
falls Gefahr läuft, einen niedrigeren Betrag zurück-
zuerhalten, als denjenigen, den er investiert hat. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- 
bunden sein und unterliegt den damit verbundenen 
Risiken. Im Falle von wesentlichen und nachteiligen 
Wechsellkursbewegungen allgemein besteht die 
Möglichkeit, dass der Teilfonds wesentliche Verluste 
erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der 
Hebelwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit 
Hilfe des Ansatzes über die Summe der Nennwerte 
(englisch „sum of the notionals“) der derivativen Fi-
nanzinstrumente. Bei diesem Ansatz werden die an-
zurechnenden Werte aus gegenläufigen Positionen 
nicht saldiert, sondern addiert, d.h. insbesondere, 
dass die zu Absicherungszwecken genutzten deriva-
tiven Finanzinstrumente mit positivem Wert bei der 
Addition berücksichtigt werden müssen. Die nach-
stehend ausgewiesene Höhe der erwarteten Hebel-
wirkung ist als Verhältnis zwischen der Summe der 
Nominalwerte und des Netto-Fondsvermögens aus-
gedrückt und basiert auf historischen Werten und 
erwarteten Entwicklungen. Es wird erwartet, dass die 
Höhe der Hebelwirkung grundsätzlich zwischen 
durchschnittlich 0,3 und maximal 0,6 bezogen auf 
das Netto-Fondsvermögen liegen wird. Ein Hebel von 
0 be 

deutet in diesem Zusammenhang, dass der Fonds 
keine derivativen Finanzinstrumente oder sonstige 
anzurechnenden Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzin-
strumente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer-
den können und die Berechnung der erwarteten Hö-
he der Hebelwirkung nicht zwischen diesen unter-
schiedlichen Zweckbestimmungen der derivativen 
Finanzinstrumente unterscheidet. Die ausgewiesene 
Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt daher 
nicht den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue 
Marktgegebenheiten können sowohl die Gewichtung 
der einzelnen derivativen Finanzinstrumente als auch 
die Ausprägungen der Risikofaktoren für jedes deri-
vative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in 
Ausnahmefällen auch die Höhe der erwarteten He-
belwirkung von der oben ausgewiesenen Spanne 
abweichen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine 
Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung der 
Anlageziele gemacht werden können und er ge-
gebenenfalls Gefahr läuft einen Totalverlust zu 
erleiden, bzw. einen niedrigeren Betrag zurück-
zuerhalten, als denjenigen, den er investiert hat. 
 

Besondere Länderrisiken 

Potenzielle Anleger dieses Teilfonds werden dar- auf 
hingewiesen, dass der BayernInvest Osteuropa 
Fonds in Aktien der europäischen Schwellenländer 
investiert, und dass den Chancen aus einer Anlage 
in diesen Märkten auch erhebliche potenzielle Risi- 
ken gegenüberstehen. Die osteuropäischen Märkte 
und Börsen unterliegen zeitweise sehr ausgeprägten 
Schwankungen. Im Gegensatz zu den entwickelten 
internationalen Finanzmärkten bewirkt die relativ ge-
ringe Größe der Finanzmärkte in diesen Schwellen-
ländern, dass diese Aktienmärkte volatiler und weni-
ger liquide sind. Politische Umstände, eng begrenzte 
Reserven an harten Devisen, Änderungen hinsicht-
lich der Devisenkontrolle, Wechselkursänderungen, 
das mögliche Problem der Anfechtbarkeit des Eigen-
tumsrechts der erworbenen Anlagen, eventuelle Be-
schränkungen ausländischer Kapitalanlagen und -
rückflüsse (Transferrisiko) sowie Anwendung oder 
Verschärfung der Fiskalpolitik können als zusätzliche 
Risikofaktoren angesehen werden. Ferner ist zu be-
rücksichtigen, dass die Gesellschaften in diesen 
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Ländern einer geringeren öffentlichen Kontrolle so-
wie einer weniger strukturierten Gesetzgebung un-
terliegen können und Rechnungswesen sowie Ab-
schlussprüfung nicht immer mit den herrschenden 
Standards der hochentwickelten US- amerikani-
schen und westeuropäischen Finanz- und Kapital-
märkte vergleichbar sind. 

Aus diesen Gründen weist die Verwaltungsgesell-
schaft ausdrücklich auf die Möglichkeit der zeitweili-
gen Aussetzung der Berechnung des Nettoinven-
tarwertes und folglich der Ausgabe, Rücknahme und 
Wandlung von Anteilen hin (Art. 9 des Verwaltungs-
reglements). 

Investitionen in Russland 

Obgleich das Engagement in den russischen Ak-
tienmärkten gut durch den Einsatz von GDRs und 
ADRs abgedeckt ist, kann der BayernInvest Osteu-
ropa Fonds im Rahmen seiner Anlagepolitik in Wert-
papiere investieren, die an der Moskauer Börse 
(MICEX- RTS) gehandelt werden. Bei dieser Börse 
handelt es sich um einen anerkannten und geregelten 
Markt im Sinne von Artikel 41 Absatz 1 des Luxem-
burger Gesetzes vom 17. Dezember 2010. 

Weiterhin können solche Aktien erworben werden, 
die an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Union oder an einer Börse eines 
OECD-Mitgliedstaats notiert sind oder gehandelt 
werden. 

In Russland verwahrte Wertpapiere weisen hinsicht-
lich des Nachweises des Eigentums sowie der 
Verwahrung bestimmte Risiken auf, da ein Nachweis 
für den rechtlichen Anspruch auf Aktien in Form der 
buchmäßigen Lieferung geführt wird. Dies bedeu-
tet, dass im Gegensatz zu der gängigen Praxis in 
Europa ein entsprechender Eigentumsnachweis 
durch Eintragung in den Büchern eines Unterneh-
mens oder durch eine Eintragung in einer russi-
schen Registrierstelle erfolgt. Da diese Registrier-
stelle aktuell keiner effektiven staatlichen Aufsicht 
unterliegt und diese auch nicht den gegenüber der 
Verwahrstelle verantwortlich ist, besteht die Gefahr, 
dass der Fonds die Registrierung und das Eigen-
tum von russischen Wertpapieren durch Unacht-
samkeit, Fahrlässigkeit oder Betrug verlieren kann. 

Erhöhte Volatilität 

Da es bei dem BayernInvest Osteuropa Fonds auf-
grund des aktiven und flexiblen Managementansat-

zes zu einer zeitweiligen Schwerpunktbildung in be-
stimmten geographischen Regionen, Branchen oder 
Marktsegmenten kommen kann, besteht ein nicht un-
erhebliches Risiko erhöhter Volatilität. Das heißt, es 
kann in kurzen Zeiträumen zu starken Schwankungen 
des Anteilpreises nach oben oder unten kommen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds BayernInvest Osteuropa 
Fonds ist nur für erfahrene Anleger geeignet, die in 
der Lage sind, die Risiken und den Wert der Anlage 
abzuschätzen und die sich zur Abrundung und Er-
gänzung bestehender konservativer Anlageformen 
an Erfolg versprechenden osteuropäischen und den 
in dieser Region schwerpunktmäßig tätigen Unter-
nehmen beteiligen möchten. Der Anleger muss bereit 
und in der Lage sein, erhebliche Wertschwankungen 
der Anteile und ggf. einen erheblichen Kapitalverlust 
hinzunehmen. Der Anleger sollte einen langfristigen 
Anlagehorizont haben. 
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Eckwerte 

 
Anteilklasse: TNL 

Erstausgabe: 4. Mai 2001 

Erstausgabepreis: EURO 25,00 

Vertriebsprovision: 0,65% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats 
berechneten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermit- 
telten Nettoinventarwerten der Anteilklasse TNL und zahlbar am Ende 
eines jeden Quartals) 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Wertpapierkennnummer: 795321 

ISIN LU0128942959 

Verwaltungsgebühr: Maximal 1,40% (berechnet in % des am Ende eines jeden Monats be-
rechneten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten 
Nettoinventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Fondsmanager: Amundi Austria GmbH 
Georg-Coch-Platz 2 
A-1010 Wien 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwaltungs-
gebühr getragen. 

Verwahrstellengebühr 0,15%, min. 5.000 EUR p.a. 

Taxe d’abonnement: 0,05% p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines je-
den Quartals) 

Teilfondswährung: EURO 

Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am 
Main 

Zahltag von Zeichnungen und 
Rücknahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 3 Bankarbeitstage in 
Luxemburg 

Anteile: Inhaberanteile 

Verbriefung: Globalzertifikate 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) für den Teilfonds beträgt maximal 200% 
des Value at Risk des Referenzportfolio (Relativer VaR) 

Leverage/Hebel: Der durchschnittliche Hebel beträgt 0,3 
Der maximale Hebel beträgt 0,6 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals 
approach) 

Referenzportfolio: 100% Stoxx Eastern Europe 50 

Laufzeit: Unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
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BayernInvest ESG High Yield EURO Fonds  

  Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer 
attraktiven Rendite durch Erträge und Kapitalgewinne 
aus Unternehmens-Hochzinsanleihen, die zudem 
nachhaltige Kriterien erfüllen. Im Rahmen der variab-
len Portfoliostruktur wird den Gesichtspunkten Risiko- 
und Renditeoptimierung durch eine breite Streuung 
des Anlagevermögens Rechnung getragen. 

Anlagestrategie 

 
Die Anlagestrategie des BayernInvest ESG High Yield 
Euro Fonds ist, mindestens 51% seines  Vermögens 
in internationale Hochzins-Unternehmensanleihen 
von Nicht-Finanzunternehmen anzulegen, deren 
Aussteller und oder deren Mittelverwendung der 
Nachhaltigkeit entsprechen bzw. dem nachhaltigen 
Gedanken Rechnungtragen.  
Das Anlageuniversum umfasst weltweit Unterneh-
mensanleihen mit einem attraktiven Rendite-
/Risikoprofil, die einen positiven Beitrag zur Errei-
chung des Ertragsziels erwarten lassen. Hiervon 
ausgeschlossen sind Anleihen, die von Financials 
(d.h. Banken, Versicherungen und Financial Services 
Unternehmen) begeben werden. Das Teilfondsver-
mögen wird in Unternehmensanleihen investieren, 
die auf EUR und USD denominiert sind. Die in USD 
denominierten Wertpapiere werden überwiegend in Eu-
ro abgesichert. Der Anlageschwerpunkt liegt dabei auf 
dem europäischen und amerikanischen Hochzinsan-
leihenmarkt. Das Mindestrating beträgt B- (Standard 
& Poors), B- (Fitch) bzw. B3 (Moody´s). Darüber hin-
aus kann der Fonds in Anleihen investieren, die über 
ein vergleichbares internes Rating verfügen.   
Bei der Auswahl der Vermögensgegenstände werden 
wie oben beschrieben Nachhaltigkeits- bzw. ESG-
Kriterien berücksichtigt.  Hinter dem Kürzel „ESG“ ste-
hen drei Teilbereiche von Nachhaltigkeit. Dies sind 
Umweltaspekte wie Maßnahmen gegen den Klimawan-
del   („E“), soziale Aspekte wie Menschenrechte und 
Arbeitsstandards („S“) sowie Aspekte guter Unterneh-
mensführung wie die Verwendung von Ethikkodizes und 
der Zusammensetzung des Aufsichtsrats („G“). Der 
Fondsmanager berücksichtigt diese ESG Kriterien bei 
seinen Investmententscheidungen. Dabei kann sich der 
Portfoliomanager bei der Analyse der Nachhaltig-
keitskriterien externer Datenanbieter oder Research-
Dienstleister bedienen. Sowohl in der Analyse von 

Researchanbietern als auch in der Entscheidung des 
Fondsmanagers können je nach der Branche eines 
Emittenten und der damit verbundenen Bedeutung der 
drei Teilaspekte von Nachhaltigkeit  für jeden Emittenten 
bzw. für bestimme Branchen  spezifische Schwerpunkte 
bei der Nachhaltigkeitsanalyse gesetzt werden. Bei-
spielsweise liegt der Schwerpunkt der Nachhaltigkeits-
analyse bei Energieunternehmen aktuell üblicherweise 
auf dem Umweltaspekt. Die international gesetzten Ziele 
zum Umweltschutz (bspw. von der UN Klimakonferenz in 
Paris 2015) führen u.a. dazu, dass Reserven an fossilen 
Brennstoffen oder Anlagen zur Energiegewinnung aus 
fossilen Brennstoffen nicht den Umsatzbeitrag für Unter-
nehmen generieren, der aus rein technischer Sicht mög-
lich wäre. Bei Handelsunternehmen im Nicht-
Basiskonsumgüterbereich liegt der Schwerpunkt der 
Nachhaltigkeitsanalyse derzeit üblicherweise auf sozialen 
Aspekten. Dazu gehören der Umgang mit den Mitarbei-
tern im personalintensiven Handelsbereich sowie der 
Umgang mit Datenschutz und Datensicherheit insbeson-
dere in Bezug auf Kundendaten.  

Bei besonderen Nachhaltigkeitsrisiken eines bestimm-
ten Unternehmens kann der Fondsmanager von der 
branchenbasierten Gewichtung der Nachhaltigkeitskri-
terien abweichen. Davon wird vor allem dann Gebrauch 
gemacht, wenn bestimmte Nachhaltigkeitsrisiken für ein 
Unternehmen branchenuntypisch hinzukommen oder be-
stimmte Risiken für das Unternehmen als sehr dominant 
eingeschätzt werden.  

 Unternehmensanleihen gelten nicht als nachhaltig, wenn        
die Aussteller an sich oder im Zusammenhang mit der 
Mittelverwendung aus einer bestimmten Anleihe:  

• schwere Verstöße gegen die UN Global Com-
pact Prinzipien aufweisen (Nähere Informatio-
nen zu den Zielen des UN Global Compact 
sind unter nachstehendem Link kostenlos ab-
rufbar: https://www.unglobalcompact.org/what-
is-gc/mission/principles): Als schwere Verstöße 
sind solche definiert, die von anerkannten Da-
tenprovidern festgestellt und gemeldet werden,  

• sehr schwerwiegende kontroverse Ge-
schäftspraktiken oder –felder aufweisen. Da-
runter fallen Kontroversen, die ernste oder 
sehr ernste Folgen nach sich ziehen. So wer-
den bspw. schwere Verletzungen durch Pro-
dukte oder die Zerstörung natürlicher Lebens-
räume durch Produktionsstätten, als ernste 
Folgen in Zusammenhang mit schwerwiegen-

https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/mission/principles
https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/mission/principles
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den kontroversen Geschäftspraktiken asso-
ziiert. Kontroversen können ebenfalls als 
sehr schwerwiegend bewertet werden, wenn 
sie viele Menschen oder ein großes Gebiet 
betreffen,  

• einen Umsatzanteil von mehr als 30 % mit Öl- 
und Gasförderungen erzielen,  

• einen Umsatzanteil von mehr als 30 % im Koh-
lebergbau zur Energieerzeugung erzielen,  

• einen  Umsatzanteil von mehr als 5 % in Zu-
sammenhang mit  Tabak erzielen,  

• einen  Umsatzanteil von mehr als 5 % als Pro-
duzenten von Erwachsenenunterhaltung erzie-
len,  

• einen Umsatzanteil von mehr als 5 %  als Pro-
duzenten ziviler oder konventioneller Waffen 
erzielen.  

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emitten-
ten nutzt der Fondsmanager Informationen der Emit-
tenten und entsprechender Datenanbieter. Sowohl bei 
Erwerb als auch bei Vorliegen neuer Daten werden die 
Nachhaltigkeitskriterien für die Anleihepositionen des 
Fonds überprüft. 

Weitereführende Informationen zur Nachhaltigkeitspo-
litik des Fondsmanagers sind unter foldenden Link 
kostenlos abrufbar (https://www.bayerninvest.de/die-
bayerninvest/verantwortung/nachhaltigkeit/index.html). 

 

Der BayernInvest ESG High Yield EURO Fonds bil-
det keinen Index ab. Der Fondsmanager orientiert 
sich jedoch für den Fonds am ICE BofAML BB Euro 
High Yield Non-Financial Constraint Index als Ver-
gleichsmaßstab. Dabei entscheidet das Fondsma-
nagement  nach eigenem Ermessen aktiv über die 
Auswahl der Vermögensgegenstände unter Berück-
sichtigung von Analysen und Bewertung von Unter-
nehmen sowie volkswirtschaftlichen und politischen 
Entwicklungen. Es wird darauf abgezielt, die Wert-
entwicklung des Vergleichsmaßstabs zu übertreffen. 
Die Zusammensetzung des Fonds sowie seine Wer-
tentwicklung können wesentlich bis vollständig und 
langfristig – positiv oder negativ – vom Vergleichs-
maßstab abweichen. 

Der ICE BofAML BB Euro High Yield Non-Financial 
Constrained Index wird von ICE Data Indices LLC 
administriert. Der Index ist im öffentlichen‚Third count-
ry benchmark‘ Register der europäischen Wertpapier-
aufsichtsbehörde ESMA eingetragen.  

Die BayernInvest Luxembourg S.A. hat robuste 
schriftliche Pläne aufgestellt, in denen sie Maßnah-
men dargelegt hat, die sie ergreifen würde, wenn der 
ICE BofAML BB Euro High Yield Non-Financial Cons-
trained Index sich wesentlich ändert oder nicht mehr 
bereitgestellt wird. 

 
Dem spezifischen Anlagerisiko der Anlageklasse trägt 
das Fondsmanagement Rechnung, indem über einen 
aktiv ausgesteuerten Managementansatz bei den An-
lageentscheidungen makroökonomische Faktoren 
(z.B. das konjunkturelle Umfeld, das Marktzinsniveau, 
die Marktliquidität, die Branchenentwicklung) sowie 
auch mikroökonomische Faktoren (z.B. die Unterneh-
mensbonität sowie unternehmensspezifische Events) 
berücksichtigt werden. Die Teilfondsallokation trägt 
den Branchen- und Titelrisiken durch eine breite Di-
versifikation des Teilfondsvermögens angemessen 
Rechnung. In die Auswahl fließen zudem Nachhaltig-
keitskritierien ein, die bei der Auswahl der Wertpapiere 
berücksichtigt werden. Eine Investition in Unterneh-
men mit sehr schlechten Nachhaltigkeitsrating oder 
schwerwiegenden kontroversen Geschäftspraktiken 
oder –feldern findet nicht statt. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie kann 
der Teilfonds Derivate sowie sonstige Techniken und 
Instrumente verwenden. Insbesondere kann der Teil-
fonds Credit Default Swaps zum Management von 
Kreditrisiken einsetzen sowie Finanzprodukte, welche 
Credit Default Swaps als Underlying benutzen. Wei-
terhin können im Teilfonds Zinsderivate zur Steuerung 
der Zinsänderungsrisiken und Devientermingeschäfte 
zur Steuerung der Fremdwährungsrisiken eingesetzt 
werden. Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko 
darf den Gesamtnettowert des Teilfonds nicht über-
schreiten.  

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwal- 
tungsreglements zulässigen Vermögenswerte  inves-
tiert werden. 

 

 

https://www.bayerninvest.de/die-bayerninvest/verantwortung/nachhaltigkeit/index.html
https://www.bayerninvest.de/die-bayerninvest/verantwortung/nachhaltigkeit/index.html
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Risikoprofil 

Die Anlagepolitik wird durch ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zwischen Ertrag und Sicherheit als Grund- 
lage eines mittel- bis längerfristigen Vermögensauf-
baus bestimmt. Die breite Diversifikation des Bay-
ernInvest ESG High Yield Euro Fonds erschließt 
dem Investor ein überschaubares Emittenten-, Kurs- 
und Zinsrisiko.  

Zinsänderungsrisiko 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist 
die Möglichkeit verbunden, dass sich das Markt- 
zinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines 
Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die 
Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeitpunkt 
der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der festver- 
zinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der Markt- 
zins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. 
Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die aktuelle 
Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa 
dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kurs-
schwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit der 
festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich aus. 
Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten 
haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche 
Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Festverzinsli-
che Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben 
demgegenüber in der Regel geringere Renditen als 
festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. 

Adressenausfallrisiko 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahen- 
ten können Verluste für den Teilfonds entstehen. 

Das Adressenausfallrisiko (und Kontrahenten-/Aus- 
stellerrisiko) beinhaltet allgemein das Risiko des Teil-
fonds, mit einer eigenen Forderung teilweise oder 
vollständig auszufallen. Dies gilt für alle Verträge, die 
für Rechnung eines Teilfonds geschlossen werden. 

Das Adressenausfallrisiko ist bei Unternehmensan- 
leihen deutlich höher als bei Staatsanleihen oder 
Pfandbriefen. 

Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer 
Branche können ebenfalls dazu führen, dass sich die 
besonderen Risiken einer Branche verstärkt im Wert 
des Teilfonds widerspiegeln. Insbesondere bei Anla-
gen in Branchen, die stark von Entwicklung und For-
schung abhängig sind oder vergleichsweise neu sind, 

kann es bei Entwicklungen mit branchenweiten Aus-
wirkungen zu vorschnellen Reaktionen der Anleger mit 
der Folge erheblicher Kursschwankungen kommen. 
Der Erfolg dieser Branchen basiert häufig auf Spekula-
tionen und Erwartungen im Hinblick auf zukünftige 
Produkte. Erfüllen diese Produkte allerdings nicht die 
in sie gesetzten Erwartungen oder treten sonstige 
Rückschläge auf, können abrupte Wertverluste in der 
gesamten Branche auftreten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhän-
gigkeiten geben, die dazu führen, dass bei ungünsti-
gen Entwicklungen wie z.B. bei Lieferengpässen, 
Rohstoffknappheit, Verschärfung von gesetzlichen 
Vorschriften usw. die gesamte Branche einer erhebli-
chen Wertschwankung unterliegt. 

ESG Risiken 

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emitten-
ten verlässt sich der Fondsmanager weitgehend auf 
Informationen der Emittenten und entsprechender Da-
tenanbieter. Externe Datenanbieter sammeln Informa-
tionen von Unternehmen bzw. Emittenten zum Um-
gang mit Nachhaltigkeitsthemen und stellen diese ih-
ren Kunden in gebündelter Form zur Verfügung. Ne-
ben der Weiterleitung von Informationen nehmen die 
Datenanbieter auch Beurteilungen der Informationen 
vor, die in die Investentscheidung einbezogen werden 
können. Trotz sorgfältiger Auswahl des Datenanbie-
ters kann es dennoch bei Datenanbietern zu Fehlern 
in Bezug auf ESG Daten kommen, die dazu führen 
dass Vermögensgegenstände erworben werden, die 
die genannten Nachhaltigkeitskriterien nicht oder nicht 
umfänglich erfüllen. Daneben können Unternehmen 
ihre Geschäftspolitik nach dem Erwerb eines Vermö-
gensgegenstands anpassen und dann nicht mehr als 
nachhaltig im Sinne der vorstehenden Kriterien gelten. 
Es kann daher nicht garantiert werden, dass die er-
worbenen Unternehmesanleihen den Nachhaltig-
keitskriterien jederzeit und im vollen Umfang entspre-
chen. 

Der Fondsmanager hat in der Regel nicht die Mög-
lichkeit, die Informationen des Emittenten oder Daten-
anbieter zu überprüfen. Trotz sorgfältiger Auswahl des 
Datenanbieters kann es beim Datenanbieter zu Feh-
lern in Bezug auf ESG Daten kommen. Durch falsche 
oder fehlerhafte ESG Daten kann es sein, dass die 
Investitionsentscheidung des Fondsmanagers beein-
flusst wird. Daneben können Unternehmen ihre Ge-
schäftspolitik anpassen und dann nicht mehr als 
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nachhaltig gelten. 

Die Auswahl von nachhaltigen Unternehmen bedeu-
tet auch nicht, dass die Investition in Anleihen dieses 
Emittenten risikofrei ist oder nur mit geringen Risiken 
verbunden. Auch die Anleihen nachhaltiger Emitten-
ten können ausfallen und zu Verlusten im Teilfonds 
führen. 

Durch die Anwendung von Ausschlusskriterien kann 
das Portfolio des Teilfonds insgesamt konzentrierter 
ausfallen in Bezug auf die Einzeltitel als auch in Be-
zug auf die Branchen- oder Länderallokation im Ver-
gleich zu einem Fonds der keine Ausschlusskriterien 
anwendet. Durch eine solche Konzentration kann es 
Zeiten einer besseren oder einer schlechteren Per-
formance im Vergleich zu einem Fonds kommen, 
dem ein breiteres Investmentuniversum zur Verfü-
gung steht. 

 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäf-
ten 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Ab-
schluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit 
folgenden Risiken verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den 
Wert eines Optionsrechts oder Terminkontraktes 
bis hin zur Wertlosigkeit vermindern. Durch Wer-
tänderungen des einem Swap zugrunde liegenden 
Vermögenswertes kann das Teilfondsvermögen 
ebenfalls Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- 
nes Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kos-
ten verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der 
Wert des Fondsvermögens stärker beeinflusst 
werden, als dies beim unmittelbaren Erwerb der 
Basiswerte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die  
Option nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der 
Basiswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass 
die vom Fondsvermögen gezahlte Optionsprämie 
verfällt. Beim Verkauf von Optionen besteht die Ge-
fahr, dass das jeweilige Teilfondsvermögen zur Ab-
nahme von Vermögenswerten zu einem höheren als 
dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von 
Vermögenswerten zu einem niedrigeren als dem ak-
tuellen Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermö-

gen erleidet dann einen Verlust in Höhe der Preisdif-
ferenz minus der eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass 
das Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Ent- 
wicklung des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste erlei-
det. 

Darüber hinaus darf die Gesellschaft für den Teil- 
fonds als Teil der Anlagestrategie Geschäfte mit Deri- 
vaten, einschließlich Kreditderivaten, zu Investitions- 
und Absicherungszwecken tätigen. Dadurch kann sich 
das Verlustrisiko des Teilfonds zumindest zeit- weise 
erhöhen. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzpro- 
dukten hängt insbesondere von der Entwicklung der 
Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen 
Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und 
politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen 
Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursent-
wicklung insbesondere an einer Börse können auch 
irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und 
Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- 
bunden sein und unterliegt den damit verbundenen 
Risiken. Im Falle von wesentlichen und nachteiligen 
Wechselkursbewegungen allgemein besteht die Mög-
lichkeit, dass der Teilfonds wesentliche Verluste erlei-
det. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der 
Hebelwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit Hil-
fe des Ansatzes über die Summe der Nennwer- 
te (englisch „sum of the notionals“) der derivativen Fi-
nanzinstrumente. Bei diesem Ansatz werden die anzu-
rechnenden Werte aus gegenläufigen Positionen nicht 
saldiert, sondern addiert, d.h. insbesondere, dass die 
zu Absicherungszwecken genutzten derivativen Finan-
zinstrumente mit positivem Wert bei der Addition be-
rücksichtigt werden müssen. Die nachstehend ausge-
wiesene Höhe der erwarteten Hebelwirkung ist als 
Verhältnis zwischen der Summe der Nominalwerte und 
des Netto-Fondsvermögens ausgedrückt und basiert 
auf historischen Werten und erwarteten Entwicklun-
gen. Es wird erwartet, dass die Höhe der Hebelwirkung 
grundsätzlich zwischen durchschnittlich 0,6 und 1,2 
bezogen auf das Netto-Fondsvermögen liegen wird. 
Ein Hebel von 0 bedeutet in diesem Zusammenhang, 
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dass der Fonds keine derivativen Finanzinstrumente 
oder sonstige anzurechnenden Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzins- 
trumente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer- 
den können und die Berechnung der erwarteten 
Höhe der Hebelwirkung nicht zwischen diesen un-
terschiedlichen Zweckbestimmungen der derivativen 
Finanzinstrumente unterscheidet. Die ausgewiese-
ne Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt da-
her nicht den Risikogehalt des Fonds wider. Neue 
Marktgegebenheiten können sowohl die Gewich-
tung der einzelnen derivativen Finanzinstrumente 
als auch die Ausprägungen der Risikofaktoren für 
jedes derivative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit 
ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in 
Ausnahmefällen auch die Höhe der erwarteten He- 
belwirkung von der oben ausgewiesenen Spanne 
abweichen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 
 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm kei-

ne Zusicherungen hinsichtlich der Erreichung 

der Anlageziele gemacht werden können und er 

gegebenenfalls Gefahr läuft, einen niedrigeren 

Betrag zurückzuerhalten, als denjenigen, den er 

investiert hat. 

Erhöhte Volatilität 

Der Teilfonds kann aufgrund der Kreditrisiken, die 
mit den Unternehmensanleihen verbunden sind, im 
Vergleich zu Rentenfonds mit gleicher Laufzeit, die 
in Staatsanleihen investieren, höhere Wertschwan-
kungen  aufweisen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den BayernInvest ESG High Yield 
Euro Fonds ist für Anleger geeignet, die bereits  
gewisse Erfahrungen mit Finanzmärkten gewonnen 
haben und durch Engagements in auf Euro und 
USD lautenden Hochzinsanleihen Gesamterträge 
anstreben, die über der Benchmark liegen und Po-
tenzial für ein Kapitalwachstum bieten. Anleger soll-
ten sicherstellen, dass sie mit den Risiken des 
Fonds vertraut sind, das Risikoniveau des KIID mit 
ihrer Risikotoleranz vereinbar ist und sie das Ver-
lustpotenzial akzeptieren können. Der Anleger soll-
te einen mittel- bis langfristigen Anlagehorizont ha-
ben. 
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Eckwerte

 
Anteilklasse:  AL (Retail) 

Erstausgabe: - 

Erstausgabepreis: Euro 100,00 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend  

Ausgabeaufschlag: Max. 3,5% 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwaltungsgebühr: 1,25 % p.a.  
(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 

Fondsmanager: BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH  
Karlstraße 35 
D-80333 München 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwal-
tungsgebühr getragen. 

Vertriebsfolgeprovision: Die Vertriebsfolgeprovision wird aus der vereinnahmten Verwal-
tungsgebühr getragen. 

Verwahrstellengebühr: 0,04%, min. 10.000 EUR p.a. 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. 
 Performance Fee: Keine 

Wertpapierkennnummer: A2P06N 

ISIN: LU2124967071 

Anteilklasse: InstAL ( institutionelle Anleger) 
 Erstausgabe:  - 

Erstausgabepreis: Euro 10.000,00 

Mindestzeichnungsbetrag: Euro 1 Mio. 

Verwendung der Erträge: Ausschüttend 

Ausgabeaufschlag: Keine 

Rücknahmeprovision: Keine 
Verwaltungsgebühr: 0,55% p.a.  

(berechnet in % des am Ende eines jeden Monats berechneten 
Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-
ventarwerten des Fonds und zahlbar am Ende des Monats) 
 
 Fondsmanager:         BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH  

        Karlstraße 35 
        D-80333 München 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwal         
tungsgebühr getragen. 

Taxe  d’abonnement:         0,01% p.a.  
 
 

Performance Fee         Keine 

Wertpapierkennnummer:         A2P06M 

ISIN         LU2124967154 

Alle Anteilklassen:  

Teilfondswährung: EURO 
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Zahltag von Zeichnungen und 
Rücknahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 3 Bankarbeitstage in 
Luxemburg  

Bewertungstag: Jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt         am 
Main.  

Anteile: Inhaberanteile 

Verbriefung: Globalzertifikate 

Laufzeit: unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) des Teilfonds beträgt maximal 200% des 
Value at Risk des Referenzportfolios (Relativer VaR).   

Leverage/ Hebel: Der maximale Hebel beträgt 3,0. 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the   notionals ap-
proach) 

Benchmark/ Referenzportfolio: ICE BofAML BB Euro High Yield Non-Financial Constrained Index 
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31.  Verwaltungsreglement 

Dieses Verwaltungsreglement des Investmentfonds 
BayernInvest (Fonds Commun de Placement) sowie 
alle zukünftigen, diesbezüglichen Abänderungen 
gemäß Artikel 15 regeln die Rechtsbeziehungen 
zwischen: 

• Der Verwaltungsgesellschaft BayernInvest Lu-
xembourg S.A., eine Aktiengesellschaft mit 
Sitz in Luxemburg, 6 B Rue Gabriel Lippmann, 
L-5365 Munsbach  (die  „Verwaltungsgesell-
schaft“), 

• der , European Depositary Bank S.A., eine Akti-
engesellschaft mit Sitz in Luxemburg,  3, Rue 
Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach (die „Ver-
wahrstelle“), und 

• den Zeichnern und Inhabern von BayernInvest 
Fondsanteilen (die „Anteilinhaber“), die das Ver-
waltungsreglement durch den Erwerb der Anteile 
anerkennen. 

Art. 1. Der Fonds 

BayernInvest (der „Fonds“) ist ein Investmentfonds 
der gemäß Teil 1 des Luxemburger Gesetzes vom 17. 
Dezember 2010 verwaltet wird. Er kann aus mehre-
ren Teilfonds, „die Teilfonds“ (nachstehend auch ins-
gesamt „Fondsvermögen“ genannt), bestehen. 
Der Verwaltungsrat kann mit Einverständnis der Ver- 
wahrstelle über die Auflegung neuer Teilfonds oder 
die Auflösung jedes einzelnen Teilfonds entscheiden. 
Die Prozedur der Auflösung wird näher in Artikel 17 
dieses Verwaltungsreglements beschrieben. 

Jeder Teilfonds, der ein integraler Bestandteil des 
Fonds ist, gilt als selbstständige Einheit in der Form 
eines Teilfonds, an dessen Wertpapieren und sonsti-
gen gesetzlich zulässigen Vermögenswerten die An-
teilinhaber Miteigentum erwerben. 

Die Rechte und Pflichten der Anteilinhaber eines Teil-
fonds sind von denen der Anteilinhaber der anderen 
Teilfonds völlig getrennt. Dies gilt auch im Verhältnis 
zu Dritten, denen gegenüber das Fondsvermögen 
eines Teilfonds nur für die Verbindlichkeiten dieses 
einzelnen Teilfonds einsteht. Alle Teilfonds werden 
im Interesse der Anteilinhaber von der Verwaltungs-
gesellschaft verwaltet. 

Die Vermögenswerte aller Teilfonds werden von der 
Verwahrstelle verwahrt und sind von denen der Ver-
waltungsgesellschaft getrennt gehalten. 

Art. 2. Die Verwaltungsgesellschaft 

Der Fonds wird im Namen der Verwaltungsgesell- 
schaft und für gemeinschaftliche Rechnung der An- 
teilinhaber gemäß Teil 1 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 2010 über Organismen für gemeinsame An-
lagen verwaltet. Die Verwaltungsgesellschaft hat ihren 
Sitz in Luxemburg. 

Die Verwaltungsgesellschaft hat im Rahmen von Ar- 
tikel 4 weitgehende Vollmachten bei der Verwaltung 
des Fonds im Interesse der Anteilinhaber. Insbeson-
dere ist sie berechtigt, Wertpapiere zu kaufen, zu ver-
kaufen, zu zeichnen, zu tauschen oder zu besitzen 
und alle direkt oder alle indirekt mit dem Fondsvermö-
gen verbundenen Rechte auszuüben. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft be- 
stimmt die Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds unter 
Berücksichtigung der in Artikel 4 angegebenen Ein-
schränkungen. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft 
kann unter seiner Verantwortung für ein oder meh- 
rere Teilfonds einen Anlageberater bzw. einen An- 
lageausschuss ernennen, welcher sich aus Verwal- 
tungsratsmitgliedern und/oder anderen Personen zu-
sammensetzt und den Verwaltungsrat sowie den 
Fondsmanager, falls es einen solchen gibt, hinsicht- 
lich der allgemeinen Anlagepolitik berät. Anfallen- de 
Anlageberaterhonorare können dem jeweiligen Teil-
fonds belastet werden. Der Verwaltungsrat kann 
auch Angestellte der Verwaltungsgesellschaft mit der 
Ausführung der Anlagepolitik und der allgemeinen 
Verwaltung des Fondsvermögens betrauen. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft 
kann unter seiner Verantwortung für einen oder für 
mehrere Teilfonds einen oder mehrere Fondsmana-
ger für die Ausführung der Anlagepolitik und die täg-
liche Verwaltung der Vermögenswerte des jeweiligen 
Teilfonds einsetzen. Anfallende Fondsmanagerhono-
rare können dem jeweiligen Teilfonds belastet wer-
den. 
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Die Verwaltungsgesellschaft kann im allgemeinen 
Informations-, Berater- und andere Dienste in An-
spruch nehmen; alle daraus entstehenden Kosten 
werden ausschließlich von der Verwaltungsgesell-
schaft getragen. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jährli- 
che Verwaltungsgebühr von maximal 2%. Die Be- 
rechnungsmethode wird in der Übersicht des jeweili-
gen Teilfonds im Verkaufsprospekt beschrieben 

Art. 3. Die Verwahrstelle 

Die Verwaltungsgesellschaft hat dieEuropean Depo-
sitary Bank S.A., eine Aktiengesellschaft nach Lu-
xemburger Recht mit Sitz in Luxemburg, zur Ver-
wahrstelle bestimmt. 

Die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle 
können die Verwahrstelle jederzeit schriftlich mit ei-
ner dreimonatigen Frist kündigen. Die Verwaltungs-
gesellschaft kann jedoch die Verwahrstelle nur abbe-
rufen, wenn eine neue Verwahrstelle die Funktionen 
und Pflichten einer Verwahrstelle gemäß dem Ver-
waltungsreglement innerhalb zweier Monate vom 
Datum der Kündigung an übernimmt. Nach ihrer Ab-
berufung muss die Verwahrstelle ihre Funktionen im 
Rahmen der gesetzlichen und aufsichtsrechlichen 
Vorgaben so lange fortsetzen, als es erforderlich ist, 
um das gesamte Fondsvermögen an die neue De-
potbank zu übertragen. 

Im Falle einer Kündigung durch die Verwahrstelle ist 
die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet, eine neue 
Verwahrstelle zu bestellen, die die Funktionen und 
Pflichten der Verwahrstelle gemäß diesem Verwal- 
tungsreglement übernimmt. In diesem Fall bleiben 
die Funktionen der Verwahrstelle ebenfalls im Rah- 
men der gesetzlichen und aufsichtsrechlichen Vorga-
ben weiter bestehen, bzw. bis das Fondsvermögen 
an die neue Verwahrstelle übertragen worden ist. 

Die Verwaltungsgesellschaft hat der Verwahrstel- 
le die Verwahrung der Vermögenswerte aller Teil-
fonds des Fonds übertragen. Die Verwahrstelle 
führt alle Geschäfte aus, die die tägliche Abwick-
lung von Fondsangelegenheiten betreffen. Das 
Fondsvermögen, d.h. alle flüssigen Mittel, Wertpa-
piere und sonstigen gesetzlich zulässigen Vermö-
genswerte werden von der Verwahrstelle für die An-
teilinhaber 

des entsprechenden Teilfonds in dessen separaten 
gesperrten Konten und Depots verwahrt. Die Ver- 
wahrstelle darf nur auf Anweisung der Verwaltungs-
gesellschaft hin und in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen dieses Verwaltungsreglements über 
das Fondsvermögen verfügen oder für den Fonds 
Zahlungen an Dritte vornehmen. 

Die Verwahrstelle kann unter ihrer Verantwortung und 
mit Verwahrstelle der Verwaltungsgesellschaft andere 
Banken im Ausland und Clearing-Stellen (z.B. Clear-
stream und Euroclear) mit der Verwahrung von Wert-
papieren des jeweiligen Teilfonds beauftragen, sofern 
die Wertpapiere an diesbezüglichen ausländischen 
Börsen oder Märkten zugelassen sind oder gehandelt 
werden oder nur im Ausland lieferbar sind. 

Die Verwahrstelle führt die Anweisungen der Ver- 

waltungsgesellschaft aus, sofern diese mit dem 

Gesetz, dem Verwaltungsreglement, dem Ver-

wahrstellenvertrag und dem jeweils gültigen Ver-

kaufsprospekt in Übereinstimmung stehen. Die 

Verwahrstelle sorgt insbesondere dafür, dass: 

1. der Verkauf, die Ausgabe, die Rücknahme, die 
Auszahlung des Rücknahmepreises, die Umwand-
lung und die Aufhebung von Anteilen für den 
Fonds durch die Verwaltungsgesellschaft in Über-
einstimmung mit dem Gesetz und dem Verwal-
tungsreglement ausgeführt werden; 

2. der Nettoinventarwert von Anteilen eines jeden 
Teilfonds in Übereinstimmung mit dem Gesetz 
und dem Verwaltungsreglement berechnet wird; 

3. die Erträge eines jeden Teilfonds in Übereinstim-
mung mit dem Verwaltungsreglement verwendet 
werden; 

4. Anteile in Übereinstimmung mit diesem Ver- 
waltungsreglement auf die Zeichner übertragen 
werden; 

5. alle Vermögenswerte eines jeden Teilfonds un- 
verzüglich auf den entsprechenden separaten ge-
sperrten Konten bzw. Depots eingehen und dass 
eingehende Zahlungen für den Ausgabepreis von 
Anteilen abzüglich des Ausgabeaufschlages und 
jeglicher Ausgabesteuern unverzüglich auf den 
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entsprechenden separaten gesperrten Konten 
bzw. Depots verbucht werden; 

6. bei Geschäften, die sich auf einen Teilfonds be- 
ziehen, der Gegenwert zugunsten des entspre- 
chenden Teilfonds auf dessen separaten gesperr-
ten Konten innerhalb des üblichen Zeitraums 
eingeht; 

7. börsennotierte oder regelmäßig gehandelte 
Wertpapiere, Derivative und sonstige gesetzlich 
zulässige Vermögenswerte höchstens zum Ta-
geskurs gekauft und mindestens zum Tageskurs 
verkauft werden sowie nicht an einer Börse notier-
te oder nicht regelmäßig gehandelte Wertpapiere, 
Derivative und sonstige gesetzlich zulässige 
Vermögenswerte zu einem Preis gekauft bzw. 
verkauft werden, der nicht in einem offensichtli-
chen Missverhältnis zu ihrem tatsächlichen Wert 
steht. 

Die Verwahrstelle wird: 

1. aus den separaten gesperrten Konten den Kauf- 
preis für Wertpapiere, Derivative und sonstige 
gesetzlich zulässige Vermögenswerte zahlen, die 
für den jeweiligen Teilfonds erworben worden 
sind; 

2. Wertpapiere, und sonstige gesetzlich zulässige 
Vermögenswerte, die für den jeweiligen Teil-
fonds verkauft worden sind, gegen Zahlung des 
Verkaufspreises  ausliefern; 

3. den Rücknahmepreis gemäß Artikel 10 des Ver- 
waltungsreglements auszahlen, sobald die Aus- 
buchung der entsprechenden Anteile vorgenom-
men wurde oder, im Fall von Anteilzertifikaten, 
die entsprechenden Zertifikate erhalten worden 
sind. 

4. Ausschüttungen auszahlen, falls solche vorge-
nommen werden; 

Die Verwahrstelle zahlt der Verwaltungsgesellschaft 
aus den separaten gesperrten Konten eines Teilfonds 
nur solche Vergütungen, wie sie in diesem Verwal-
tungsreglement festgesetzt sind. 

Die Verwahrstelle hat Anspruch auf Vergütun- 
gen, die ihr im Rahmen dieses Verwaltungsreg- 
lements zustehen (siehe Art. 12), und kann diese 

dem separaten gesperrten Konto eines Teilfonds 
nur mit Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft 
entnehmen. 

Soweit gesetzlich zulässig, ist die Verwahrstelle 

berechtigt und verpflichtet, im eigenen Namen: 

1. Ansprüche der Anteilinhaber gegen die Verwal- 
tungsgesellschaft oder eine frühere Verwahrstelle 
geltend zu machen; 

2. gegen Vollstreckungsmaßnahmen von Dritten 
Widerspruch zu erheben und abzuwenden, dass 
Ansprüche gegenüber einem Teilfonds durchge- 
setzt werden, für die dieser Teilfonds nicht haftet. 

In Ausübung ihrer Funktionen müssen die Verwal- 
tungsgesellschaft und die Verwahrstelle voneinan- 
der unabhängig und ausschließlich im Interesse der 
Anteilinhaber  handeln. 

Art. 4. Anlageziel, Anlagepolitik 

und Beschränkungen 

Die Ziele und spezifischen Beschränkungen der Anla-
gepolitik des jeweiligen Teilfonds finden Erwähnung 
im Verkaufsprospekt. 

Das Vermögen eines jeden Teilfonds wird nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung angelegt. Die Anlage- 
politik der einzelnen Teilfonds umfasst entsprechend 
der detaillierten Beschreibung im Verkaufsprospekt 
die Anlage in fest- und variabel verzinslichen Wertpa-
pieren einschließlich Wandel- und Optionsanleihen 
und in Optionsscheinen auf Wertpapiere sowie in Ak-
tien und aktienähnlichen Wertpapieren und sonstigen 
zulässigen Vermögenswerten. Die Anlagepolitik der 
einzelnen Teilfonds kann sich insbesondere nach dem 
Thema ihrer Anlagepolitik, nach der Region, in wel-
cher sie anlegen, nach den Wertpapieren, welche sie 
erwerben sollen, nach der Währung, auf welche sie 
lauten oder nach ihrer Laufzeit unterscheiden. 

Unter Beachtung der nachfolgenden Anlagebe- 
schränkungen kann die Verwaltungsgesellschaft De-
rivate sowie sonstige Techniken und Instrumente 
verwenden. Unter keinen Umständen darf ein Teil- 
fonds bei den mit Derivaten sowie sonstigen Techni-
ken und Instrumenten verbundenen Transaktionen 
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von den in der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds 
genannten Anlagezielen abweichen. 

Die Summe der aus Credit Default Swaps (CDS) ent- 
stehenden Verpflichtungen darf 20% des Nettoteil- 
fondsvermögens nicht überschreiten, sollte sie kei- 
nen Absicherungszwecken dienen. Die Bewertung 
der CDS erfolgt nach nachvollziehbaren und transpa-
renten Methoden auf regelmäßiger Basis. 

Die Verwaltungsgesellschaft und der Wirtschaftsprü-
fer werden die Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
der Bewertungsmethoden und deren Anwendung 
überwachen. Sollten im Rahmen der Überwachung 
Differenzen festgestellt werden, wird die Beseitigung 
durch die Verwaltungsgesellschaft veranlasst. 

Die Summe der Verpflichtungen aus Credit Default 
Swaps und sonstigen Techniken und Instrumenten 
darf zusammen den Nettoinventarwert eines Teil- 
fonds nicht überschreiten, sofern sie nicht der Absi-
cherung dienen. 

Der Einsatz von Kreditderivaten muss sowohl im aus-
schließlichen Interesse des Teilfonds sowie der An-
teilinhaber als auch im Einklang mit der Anlagepolitik 
und des Risikoprofils des Teilfonds stehen. 

Wertpapierdarlehen 
 

Der Fonds kann im Rahmen der Wertpapierdarle- 
hen als Darlehensgeber oder als Darlehensnehmer 
auftreten, vorausgesetzt, dass diese Geschäfte im 
Einklang mit den nachfolgend aufgeführten Regeln 
stehen. 

Der Fonds darf Wertpapiere nur im Rahmen eines 
standardisierten Systems als Darlehen geben oder 
nehmen, das durch einen anerkannten Abrech- 
nungsorganismus oder durch ein erstklassiges Finan-
zinstitut organisiert wird, das auf diese Geschäftsart 
spezialisiert ist. 

Der Fonds wird in seinen Rechenschaftsberichten 
den Wert der als Darlehen hingegebenen/erhalte- 
nen Wertpapiere zum Stichtag der jeweiligen Berichte 
angeben. 

Darlehensgeber 

Im Rahmen der Wertpapierdarlehen, muss der Fonds 
grundsätzlich eine Sicherheit erhalten, deren Wert 

bei Abschluss des Vertrages mindestens dem Wert 
der als Darlehen hingegebenen Wertpapiere ent- 
spricht. Die Sicherheit muss in Form von liquiden 
Mitteln und/oder von Wertpapieren, die von einem 
Mitgliedstaat der OECD oder seinen Gebietskörper- 
schaften oder von supranationalen Institutionen oder 
Einrichtungen gemeinschaftlicher, regiona- ler oder 
weltweiter Natur begeben oder garantiert werden, 
gegeben werden. Die Sicherheiten bleiben zuguns-
ten des Fonds bis zum Ablauf des Vertrages ge-
sperrt. Dieser Garantie bedarf es nicht, wenn das 
Wertpapierdarlehen über Euroclear, Clearstream 
oder über einen anderen anerkannten Abrechnungs-
organismus, die dem Darlehensgeber die Rückerstat-
tung seiner Wertpapiere auf dem Wege einer Garan-
tie oder anders sicherstellt, durchgeführt wird. 

Das Wertpapierdarlehen darf, sofern der Fonds als 
Darlehensgeber auftritt, 50% des Wertes des Wert- 
papierbestandes eines Teilfonds nicht überschreiten. 
Diese Beschränkung gilt nicht, wenn der Fonds jeder-
zeit das Recht auf Kündigung des Vertrages und 
Rückgabe der als Darlehen hingegebenen Wertpapie-
re geltend machen kann. Das Wertpapierdarlehen 
darf nicht länger als 30 Tage laufen. 

Darlehensnehmer 

Über vom Fonds ausnahmsweise als Darlehen ge- 
nommene Wertpapiere darf während der Zeit, in wel-
cher sie im Besitz des Fonds sind, nicht verfügt wer-
den, es sei denn, es besteht im Fondsvermögen eine 
ausreichende Absicherung, die es dem Fonds ermög-
licht, die als Darlehen erhaltenen Wertpapiere zum 
Vertragsende rückzuerstatten. Das Wertpapierdarle-
hen darf, sofern der Fonds als Darlehensnehmer auf-
tritt, 10% des Gesamtwertes des Wertpapierbestan-
des eines Teilfonds nicht überschreiten und darf nur 
für kurze Zeit in Anspruch genommen werden. Der 
Fonds darf als Darlehensnehmer unter folgenden 
Umständen im Zusammenhang mit der Abwicklung 
einer Wertpapiertransaktion auftreten: 

 
1) während einer Zeit, in der die Wertpapiere zur Re-
gistrierung versandt wurden, 

2) wenn Wertpapiere als Darlehen hingegeben und 
nicht rechtzeitig rückerstattet wurden und 
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3) zur Vermeidung der Nichterfüllung einer Wertpa- 
piertransaktion, wenn die Verwahrstelle ihrer Liefer-
pflicht nicht nachkommt. 

Anlagebeschränkungen / Anlagegrenzen 

4.1 

1. Die Anlagen jedes Teilfonds dürfen ausschließlich 
aus den folgenden Vermögenswerten bestehen: 

a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, 
die an einem geregelten Markt notiert oder 
gehandelt werden; oder 

b) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, 
die an einem anderen Markt, der anerkannt, 
geregelt, für das Publikum offen und dessen 
Funktionsweise ordnungsgemäß ist, in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union gehan-
delt werden; oder 

c) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die 
an einer Wertpapierbörse eines anderen Staa-
tes Europas, Nord- oder Südamerikas, Asiens, 
Afrikas, Australiens oder Ozeaniens zur amtli-
chen Notierung zugelassen oder dort auf ei-
nem anderen Markt gehandelt werden, der 
anerkannt, geregelt, für das Publikum offen 
und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß 
ist. 

d) soweit es sich um Wertpapiere oder Geldm- 
arktinstrumente aus Neuemissionen handelt, 
müssen die Emissionsbedingungen die Ver-
pflichtungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notie- 
rung an einer Wertpapierbörse oder zum 
Handel auf einem geregelten Markt, der 
anerkannt, geregelt, für das Publikum of- 
fen und dessen Funktionsweise ordnungs-
gemäß ist, beantragt wird, und zwar an den 
Börsen oder geregelten Märkten eines EU-
Mitgliedsstaates oder eines anderen Staa-
tes Europas, Nord- und Südamerikas, Asi-
ens, Afrikas, Australiens oder Ozeaniens; 

– und dass die Zulassung spätestens vor Ab-
lauf eines Jahres nach der Emission erlangt 
wird. 

e) Anteilen von nach der Richtlinie 2009/65/EG 
zugelassenen OGAW und/oder anderen OGA 
im Sinne von Artikel 1 Absatz (2) der Richtli- 
nie 2009/65/EG mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Dritt- 
staat, sofern 

– diese OGA nach Rechtsvorschriften zuge-
lassen sind, die denjenigen des Gemein-
schaftsrechts gleichwertig sind und die 
diese OGA einer behördlichen Aufsicht 
unterstellen. Als solche OGA werden OGA 
angesehen mit Sitz in einem der Mitglied-
staaten der EU, den USA, Hongkong, Ja-
pan, Kanada und der Schweiz 

– die Anteilinhaber dieser OGA einem mit 
den Anteilinhabern eines OGAW gleich- 
wertigen Schutzniveau unterliegen und die 
Vorschriften bezüglich Verwahrung des 
Fondsvermögens, der Kreditaufnahme, der 
Kreditgewährung und den Leerverkäufen 
von Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten gleichwertig zu den diesbezügli-
chen Anforderungen der Richtlinie 
2009/65/EG sind; 

– die Geschäftstätigkeit der anderen OGA 
Gegenstand von Halbjahres- und Jahres-
berichten ist, die es erlauben, sich ein Ur-
teil über das Vermögen und die Verbind-
lichkeiten, die Erträge und die Transaktio-
nen im Berichtszeitraum zu bilden; 

– der OGAW oder dieser andere OGA, des- 
sen Anteile erworben werden sollen, nach 
seinen Gründungsunterlagen insgesamt 
höchstens 10% seines Vermögens in Antei-
len anderer OGAW oder anderer OGA an-
legen darf; 

f) Sichteinlagen oder kündbaren Einlagen mit 
einer Laufzeit von höchstens 12 Monaten bei 
Kreditinstituten, sofern das betreffende Kre-
ditinstitut seinen Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union hat oder, falls der 
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Sitz des Kreditinstituts sich in einem Drittland 
(Mitglied der OECD und GAFI Land) befindet, 
das Kreditinstitut Aufsichtsbestimmungen un-
terliegt, die denjenigen des Gemeinschafts-
rechts gleichwertig sind. 

g) abgeleiteten Finanzinstrumenten („Derivate“), 
einschließlich gleichwertiger bar abgerechneter 
Instrumente, die an einem der unter den 
Buchstaben a., b. und c. bezeichneten Märkte 
gehandelt werden, und/oder abgeleiteten Fi-
nanzinstrumenten, die nicht an einer Börse 
gehandelt werden („OTC-Derivaten“), sofern 

– diese Instrumente und Techniken die Wert-
papiere, Wechselkurse oder Währungen, 
Zinssätze, und Finanzindizes zum Gegen-
stand haben, in die der Teilfonds entspre-
chend den Bestimmungen seiner Anlage-
politik investieren darf; 

– OTC-Geschäfte ausschließlich mit hierauf 
spezialisierten Adressen erster Ordnung 
abgeschlossen werden, die einer behördli-
chen Aufsicht unterliegen; 

– die OTC-Geschäfte einer regelmäßigen, zu- 
verlässigen und überprüfbaren Bewertung 
unterliegen und jederzeit zum angemesse-
nen Zeitwert veräußert, liquidiert oder 
durch ein Gegengeschäft glatt gestellt wer-
den können. 

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem 
geregelten Markt gehandelt werden und die 
Instrumente sind, die üblicherweise auf dem 
Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind 
und deren Wert jederzeit bestimmt werden 
kann, sofern die Emission oder der Emittent 
dieser Instrumente selbst Vorschriften über 
den Einlagen- und Anlegerschutz unterliegt 
und vorausgesetzt diese Instrumente werden 

– von einer zentralstaatlichen, regionalen 
oder lokalen Körperschaft oder der Zent-
ralbank eines Mitgliedstaates, der Euro-
päischen Zentralbank, der Europäischen 
Union oder Europäischen Investitions-
bank, einem Drittstaat oder, im Falle ei-
nes Bundesstaates, einem Gliedstaat der 

Föderation oder von einer internationalen 
Einrichtung öffentlich-rechtlichen Charak- 
ters, der mindestens ein Mitgliedstaat an- 
gehört, begeben oder garantiert, oder 

– von einem Unternehmen begeben, des- 
sen Wertpapiere auf einem der unter den 
Buchstaben a., b. und c. bezeichneten 
Märkte gehandelt werden, oder 

– von einem Institut, das gemäß den im Ge- 
meinschaftsrecht festgelegten Kriterien 
einer behördlichen Aufsicht unterstellt ist, 
oder einem Institut, das Aufsichtsbestim-
mungen, die mindestens so streng sind 
wie die des Gemeinschaftsrechts, unter-
liegt und diese einhält, begeben oder ga-
rantiert, oder 

– von anderen Emittenten begeben, die ei- 
ner Kategorie angehören, die von der Lu- 
xemburger Aufsichtsbehörde (CSSF) zu- 
gelassen wurde, sofern für Anlagen in die-
sen Instrumenten Vorschriften für den An-
legerschutz gelten, die denen des ers- ten, 
zweiten und dritten Gedankenstrichs 
gleichwertig sind und sofern es sich bei 
dem Emittenten entweder um ein Unter- 
nehmen mit einem Eigenkapital von min- 
destens zehn Millionen Euro (10.000.000 
Euro), das seinen Jahresabschluss nach 
der vierten Richtlinie 78/660/EWG erstellt 
und veröffentlicht, oder um einen Rechtsträ-
ger, der innerhalb einer eine oder mehrere 
börsennotierte Gesellschaften umfassen-
den Unternehmensgruppe für die Finanzie-
rung dieser Gruppe zuständig ist, oder um 
einen Rechtsträger handelt, der die wert-
papiermäßige Unterlegung von Verbind-
lichkeiten durch Nutzung einer von einer 
Bank eingeräumten Kreditlinie finanzieren 
soll. 

2. Jedoch 
 

a) kann ein Teilfonds höchstens 10% seines Net- 
tovermögens in anderen als den unter Absatz 
1. genannten Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten  anlegen; 
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b) darf ein Teilfonds weder Edelmetalle noch 
Zertifikate über diese erwerben. 

3. Jeder Teilfonds darf daneben flüssige Mittel 
halten. 

4.2 

1. Jedem Teilfonds ist es ferner gestattet, sich unter 
Einhaltung der von der Luxemburger Aufsichtsbe-
hörde festgelegten Bedingungen und Grenzen der 
Techniken und Instrumente zu bedienen, die 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Ge-
genstand haben, sofern die Verwendung dieser 
Techniken und Instrumente im Hinblick auf die ef-
fiziente Verwaltung des Teilfonds geschieht. Be-
ziehen sich diese Transaktionen auf die Verwen-
dung von Derivaten, so müssen die Bedingungen 
und Grenzen mit den Bestimmungen des Geset-
zes im Einklang stehen. 

Unter keinen Umständen darf der Teilfonds bei 
diesen Transaktionen von den in seinen Grün-
dungsunterlagen genannten Anlagezielen ab-
weichen. 

2. Jeder Teilfonds stellt sicher, dass das mit Deriva- 
ten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettoin-
ventarwert des Teilfonds nicht überschreitet. Bei 
der Berechnung des Risikos werden der Markt-
wert der Basiswerte, das Ausfallrisiko der Gegen-
partei, künftige Marktfluktuationen und die Liqui-
dationsfrist berücksichtigt. 

Jeder Teilfonds kann als Teil seiner Anlagestra- 
tegie innerhalb der unter Punkt 4.3 festgelegten 
Grenzen Anlagen in Derivaten tätigen, sofern das 
Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen 
wie unter Punkt 4.3 angeführt, nicht überschreitet. 
Wenn ein Teilfonds in indexbasierten Derivaten 
anlegt, müssen diese Anlagen nicht bei den An-
lagegrenzen, wie unter Punkt 4.3 angeführt, be-
rücksichtigt werden. 

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein 
Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss es 
hinsichtlich der Bestimmungen dieses Absatzes 
mit berücksichtigt werden. 

4.3 

1. Jeder Teilfonds darf höchstens 10% seines Netto- 
vermögens in Wertpapieren oder Geldmarktinst- 
rumenten ein und desselben Emittenten anlegen. 
Jeder Teilfonds darf höchstens 20% seines Net- 
tovermögens in Einlagen bei ein und derselben 
Einrichtung anlegen. Das Ausfallrisiko der Gegen-
partei bei Geschäften eines Teilfonds mit OTC- 
Derivaten darf 10% seines Nettovermögens nicht 
überschreiten, wenn die Gegenpartei ein Kreditin-
stitut im Sinne von Punkt 4.1 Absatz 1. Buchstabe 
f. ist. Für andere Fälle beträgt die Grenze maximal 
5% des Nettovermögens. 

2. Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldm- 
arktinstrumente von Emittenten, bei denen der 
Teilfonds jeweils mehr als 5% seines Nettover- 
mögens anlegt, darf 40% des Wertes seines Net- 
tovermögens nicht überschreiten. Diese Begren-
zung findet keine Anwendung auf Einlagen und 
Geschäfte mit OTC-Derivaten, die mit Finanzinsti-
tutionen getätigt werden, welche einer behördli-
chen Aufsicht unterliegen. 

Ungeachtet der einzelnen Obergrenzen des Ab- 
satzes 1. darf jeder Teilfonds bei ein und dersel- 
ben Einrichtung höchstens 20% seines Nettover- 
mögens in eine Kombination aus 

– von dieser Einrichtung begebenen Wertpapie-
ren oder Geldmarktinstrumenten 

– Einlagen bei dieser Einrichtung, und/oder 

– mit dieser Einrichtung gehandelten 
OTC-Derivaten 

investieren. 
 

3. Die in Absatz 1. Satz 1 genannte Obergrenze 
beträgt höchstens 35%, wenn Wertpapiere oder 
Geldmarktinstrumente von einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder seinen Gebietskör-
perschaften, von einem Drittstaat oder von inter-
nationalen Einrichtungen öffentlich-rechtlichen 
Charakters, denen mindestens ein Mitgliedstaat 
angehört, begeben oder garantiert werden. 

4. Die in Absatz 1. Satz 1 genannte Obergren-
ze beträgt höchsten 25% für bestimmte 
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Schuldverschreibungen, wenn diese von einem 
Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begeben werden, das auf-
grund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der 

 
 
 

4.4 

Geldmarktinstrumenten ein und desselben Unter-
nehmensgruppe  anlegen. 

Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer be- 
sonderen behördlichen Aufsicht unterliegt. Ins- 
besondere müssen die Erträge aus der Emission 
dieser Schuldverschreibungen gemäß den gesetz- 
lichen Vorschriften in Vermögenswerten ange- 
legt werden, die während der gesamten Laufzeit 
der Schuldverschreibungen, die sich daraus er- 
gebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken 
und vorrangig für die beim Ausfall des Emittenten 
fällig werdende Rückzahlung des Kapitals und die 
Zahlung der Zinsen bestimmt sind. 

Legt der Teilfonds mehr als 5% seines Netto- 
vermögens in Schuldverschreibungen im Sinne 
des vorstehenden Unterabsatzes an, die von ein 
und demselben Emittenten begeben werden, so 
darf der Gesamtwert dieser Anlagen 80% des 
Wertes des Nettovermögens des Teilfonds nicht 
überschreiten. 

5. Die in den Absätzen 3. und 4. genannten Wertpa- 
piere und Geldmarktinstrumente werden bei der 
Anwendung der in Absatz 2. vorgesehen Anlage-
grenze von 40% nicht berücksichtigt. 

Die in den Absätzen 1., 2., 3. und 4. genannten 
Grenzen dürfen nicht kumuliert werden; daher 
dürfen gemäß den Absätzen 1., 2., 3. und 4. ge- 
tätigte Anlagen in Wertpapieren und Geldmarktin-
strumenten ein und desselben Emittenten oder in 
Einlagen bei diesem Emittenten oder in Derivaten 
desselben nicht 35% des Nettovermögens des 
Teilfonds übersteigen. 

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstel- 
lung des konsolidierten Abschlusses im Sinne der 
Richtlinie 83/349/EWG oder nach den anerkann-
ten internationalen Rechnungslegungsvorschrif-
ten derselben Unternehmensgruppe angehören, 
sind bei der Berechnung der in diesem Abschnitt 
vorgesehen Anlagegrenzen als ein einziger Emit-
tent anzusehen. 

Jeder Teilfonds darf kumulativ bis zu 20% sei-
nes Nettovermögens in Wertpapieren und 

1. Unbeschadet der unter Punkt 4.7 festgelegten 
Anlagegrenzen betragen die unter Punkt 4.3 ge- 
nannten Obergrenzen für Anlagen in Aktien und/ 
oder Schuldtiteln ein und desselben Emittenten 
höchstens 20%, wenn es Ziel der Anlagestrategie 
eines Teilfonds ist, einen bestimmten, im Anhang 
zu diesem Prospekt näher beschriebenen und 
von der Luxemburger Aufsichtsbehörde (CSSF) 
anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nach-
zubilden; Voraussetzung hierfür ist, dass 

– die Zusammensetzung des Index hinreichend 
diversifiziert ist, 

– der Index eine adäquate Bezugsgrundlage für 
den Markt darstellt, auf den er sich bezieht, 

– der Index in angemessener Weise veröffent-
licht wird. 

2. Die in Absatz 1. festgelegte Grenze beträgt 35%, 
sofern dies aufgrund außergewöhnlicher Markt-
bedingungen gerechtfertigt ist, und zwar insbe-
sondere auf geregelten Märkten, auf denen be-
stimmte Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente 
stark dominieren. Eine Anlage bis zu dieser 
Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emitten-
ten möglich. 

4.5 

1. Abweichend von den unter Punkt 4.3 angeführ- 
ten Regelungen, kann die Luxemburger Aufsichts-
behörde (CSSF) Teilfonds gestatten, nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung bis zu 100% seines 
Nettovermögens in Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten verschiedener Emissionen an-
zulegen, die von einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder seinen Gebietskörperschaften 
oder von einem Drittstaat (Mitglied der OECD) 
oder von internationalen Organismen öffentlich- 
rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union angehö-
ren, begeben oder garantiert werden. 
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2. Die Luxemburger Aufsichtsbehörde (CSSF) er- 
teilt die vorerwähnte Genehmigung nur dann, 
wenn sie der Auffassung ist, dass die Aktionäre 
des betreffenden Teilfonds den gleichen Schutz 
genießen, wie Aktionäre von Teilfonds, welche 
die unter Punkt 4.3 und 4.4 angeführten Grenzen 
einhalten. 

3. Die betreffenden Teilfonds müssen Wertpapiere 
halten, die im Rahmen von mindestens sechs ver- 
schiedenen Emissionen begeben worden sind, 
wobei die Wertpapiere aus ein und derselben 
Emission 30% des Nettovermögens des betref-
fenden Teilfonds nicht übersteigen dürfen. 

 
4. Wenn die unter Absatz 1. genannte Genehmi- 

gung erteilt wird, so müssen die betroffenen Teil- 
fonds in einem Anhang zu diesem Prospekt aus- 
drücklich die Staaten, Gebietskörperschaften oder 
internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen 
Charakters erwähnen, die Wertpapiere begeben 
oder garantieren, in denen die Teilfonds mehr als 
35% ihres Nettovermögens anzulegen beabsichti-
gen. 

5. Ferner müssen die betroffenen Teilfonds im Falle 
einer Erteilung dieser Genehmigung durch die Lu-
xemburger Aufsichtsbehörde (CSSF) im Prospekt, 
sowie in sonstigen Werbeschriften zu den be-
troffenen Teilfonds deutlich auf diese Genehmi-
gung hinweisen und dabei die Staaten, Gebiets-
körperschaften oder internationalen Organismen 
öffentlich-rechtlichen Charakters angeben, in de-
ren Wertpapieren die betroffenen Teilfonds mehr 
als 35% ihres Nettoteilfondsvermögens anzulegen 
beabsichtigen oder angelegt haben. 

4.6 

1. Der Teilfonds darf Anteile anderer OGAW und/ 
oder anderer OGA im Sinne von Punkt 4.1 Absatz 
1 Buchstabe e. erwerben, wenn er nicht mehr als 
20% seines Nettovermögens in ein und demsel-
ben OGAW oder einem anderen OGA angelegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

4.7 

ein eigenständiger Emittent zu betrachten, vor- 
ausgesetzt, das Prinzip der Einzelhaftung pro Teil-
fonds im Hinblick auf Dritte findet Anwendung. 

Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW 
dürfen insgesamt 30% des Nettovermögens des 
Teilfonds nicht übersteigen. 

Wenn der Teilfonds Anteile eines anderen OGAW 
und/oder sonstigen OGA erworben hat, werden die 
Anlagewerte des betreffenden OGAW oder ande-
ren OGA in Bezug auf die unter Punkt 4.3 genann-
ten Obergrenzen nicht berücksichtigt. 

Erwirbt der Teilfonds Anteile anderer OGAW und/ 
oder sonstiger OGA, die unmittelbar oder mittelbar 
von einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, 
mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine 
gemeinsame Verwaltung oder Beherr- schung oder 
durch eine wesentliche direkte oder indirekte Betei-
ligung verbunden ist, so werden für die Zeichnung 
oder den Rückkauf von Antei- len der anderen 
OGAW und/oder anderen OGA durch den Teil-
fonds keine Ausgabeaufschläge, Vertriebsprovisio-
nen und Rücknahmeprovisio- nen berechnet. In-
vestiert ein Teilfonds in einen derartigen OGAW 
oder OGA, dann werden die dem Teilfonds in 
Rechnung gestellten Gebühren (Verwaltungsge-
bühr, Anlageberater-/Fondsmana- gerhonorar und 
Verwahrstellengebühr), soweit diese Gebühren 
identischen Begünstigten zukommen, anteilig um 
diesen Teil gekürzt. Durch die Investition in andere 
Investmentfonds kann es zu Kostendoppelbelas-
tungen kommen, die im Geprüften Rechenschafts-
bericht erwähnt werden. 
Zielfonds werden zu banküblichen Konditionen 
erworben, so dass grundsätzlich lediglich eine 
geringe Doppelbelastung entstehen sollte. Dar- 
über hinaus werden gegebenenfalls erlangte 
Gebührenermäßigungen dem Teilfondsvermögen 
gutgeschrieben. 

 
Bei der Verwendung der Anlagegrenze ist jeder 
Teilfonds des Umbrella-Fonds im Sinne von Ar-
tikel 181 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
über Organismen für gemeinsame Anlagen wie 

1. Die Verwaltungsgesellschaft darf für keinen von 
ihr verwalteten Teilfonds, die unter den Anwen- 
dungsbereich von Teil 1 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2010 über Organismen für gemeinsa-
me Anlagen fallen, Aktien erwerben, die mit einem 
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Stimmrecht verbunden sind, das es ihr ermög- 
licht, einen nennenswerten Einfluss auf die Ge-
schäftsführung eines Emittenten auszuüben. 

2. Ferner darf kein Teilfonds mehr als: 
 

– 10% der stimmrechtslosen Aktien ein und des- 
selben Emittenten, 

– 10% der Schuldverschreibungen ein und des- 
selben Emittenten, 

– 25% der Anteile ein und desselben OGAW 
und/oder OGA, 

– 10% der Geldmarktinstrumente ein und des- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.8 

Möglichkeit darstellt, Anlagen in Wertpapie- ren 
von Emittenten dieses Drittstaates zu täti- gen. 
Diese Ausnahmeregelung gilt jedoch nur unter 
der Voraussetzung, dass die Gesellschaft des 
Drittstaates in ihrer Anlagepolitik die unter 
Punkt 4.3 und 4.6 sowie Punkt 4.7 Absatz 1. 
und 2. festgelegten Grenzen nicht überschrei-
tet. Bei Überschreitung der unter Punkt 4.3 und 
4.6 festgelegten Grenzen finden die unter 
Punkt 4.8 festgelegten Regelungen sinngemäß 
Anwendung. 

selben Emittenten erwerben  

Die im zweiten, dritten und vierten Gedanken- 
strich vorgesehenen Grenzen brauchen beim Er- 
werb nicht eingehalten zu werden, wenn sich der 
Bruttobetrag der Schuldverschreibungen oder der 
Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der 
ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs 
nicht berechnen lässt. 

3. Die Absätze 1. und 2. sind nicht anwendbar im 
Hinblick auf: 

a) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die 
von einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder dessen Gebietskörperschaften be-
geben oder garantiert werden; 

b) von einem Drittstaat begebe- 
ne oder garantierte Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente; 

c) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die 
von internationalen Organismen öffentlich- 
rechtlichen Charakters begeben werden, de-
nen ein oder mehrere Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union angehören; 

d) Aktien, die ein OGAW an dem Kapital einer 
Gesellschaft eines Drittstaates hält, die ihr 
Vermögen im Wesentlichen in Wertpapieren 
von Emittenten anlegt, die in diesem Dritt-
staat ansässig sind, wenn eine derartige Be-
teiligung für den OGAW aufgrund der Rechts-
vorschriften dieses Drittstaates die einzige 

1. Der Teilfonds braucht die in diesem Abschnitt vor-
gesehenen Anlagegrenzen bei der Ausübung von 
Bezugsrechten, die an Wertpapiere oder Geld-
marktinstrumente geknüpft sind, die sie in ihrem 
Teilfondsvermögen halten, nicht einzuhalten. 

Unbeschadet ihrer Verpflichtung, auf die Einhal- 
tung des Grundsatzes der Risikostreuung zu ach-
ten, können neu zugelassene OGAW während 
eines Zeitraums von sechs Monaten nach ihrer 
Zulassung von den unter Punkt 4.3, 4.4, 4.5 und 
4.6 festgelegten Bestimmungen abweichen. 

 
2. Werden die unter Absatz 1. genannten Grenzen 

vom Teilfonds unbeabsichtigt oder infolge von 
der Ausübung von Bezugsrechten überschritten, 
so muss der Teilfonds im Rahmen der von ihm 
getätigten Verkäufe von Vermögenswerten vor-
rangig die Bereinigung dieser Situation unter Be-
rücksichtigung der Interessen der Aktionäre an-
streben. 

3. In dem Fall, in dem ein Emittent eine Rechtsein- 
heit mit mehreren Teilfonds bildet, bei der die Ak-
tiva eines Teilfonds ausschließlich den Ansprü-
chen der Anleger dieses Teilfonds gegenüber 
sowie gegenüber den Gläubigern haften, deren 
Forderung anlässlich der Gründung, der Laufzeit 
oder Liquidation des Teilfonds entstanden ist, ist 
jeder Teilfonds zwecks Anwendung der Vor-
schriften über die Risikostreuung entsprechend 
Punkt 4.3, 4.4 und 4.6 als eigenständiger Emit-
tent anzusehen. 



 

97 
 

 

4.9 

1. Das Fondsvermögen darf nur insoweit zur Siche- 
rung verpfändet, übereignet bzw. abgetreten oder 
sonst belastet werden, als dies an einer Bör- se, 
einem anderen Markt oder im Zusammenhang mit 
eingegangenen Geschäften aufgrund verbindli-
cher Auflagen gefordert wird. 

Jeder Teilfonds darf Kredite bis zu 10% des Net- 
toteilfondsvermögens aufnehmen, sofern es sich 
um kurzfristige Kredite handelt. Jeder Teilfonds 
darf Fremdwährungen durch ein „Back-to-back“- 
Darlehen erwerben. 

Zu Lasten des Fondsvermögens dürfen weder 
Kredite gewährt noch für Dritte Bürgschaftsver- 
pflichtungen eingegangen werden. Dem steht der 
Erwerb oder die Zeichnung nicht voll einge- zahl-
ter Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder ande-
rer Finanzinstrumente im Sinne von Punkt 4.1 Ab-
satz 1. Buchstabe e., g. und h. durch die betreffen-
den Teilfonds nicht entgegen. 

4.10 

1. Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktinst- 
rumenten oder anderen unter Punkt 4.1 Absatz 1 
Buchstabe e., g. und h. genannten Finanzin-
strumenten dürfen von für Rechnung des Fonds 
bzw. seiner Teilfonds handelnden Verwaltungs-
gesellschaften oder Verwahrstellen nicht getätigt 
werden. 

1. Es dürfen für den Fonds bzw. für die Teilfonds 
Waren oder Edelmetalle oder Zertifikate hierü- 
ber erworben werden, wobei Devisengeschäfte, 
Finanzinstrumente, Geschäfte mit Indices oder 
Wertpapieren sowie Futures, Terminkontrakte, 
Optionen und Swaps hierauf nicht als Warenge-
schäfte im Sinne dieser Anlagebeschränkung 
gelten. 

4.11 

Ein Teilfonds kann von einem oder mehreren ande-
ren Teilfonds des gleichen OGA zu begebende bzw. 
begebene Wertpapiere zeichnen, erwerben und/ 
oder halten, wenn 

– der Zielfonds seinerseits nicht in den Teilfonds 
investiert, der in diesen Zielteilfonds angelegt 
ist; und 

– die Teilfonds, die erworben werden sollen, ge-
mäß ihrer Satzung insgesamt höchstens 10% 
ihres Sondervermögens in Anteilen anderer 
OGA des gleichen Teilfonds anlegen dürfen; 
und 

– das gegebenenfalls mit den betroffenen Wert-
papieren verbundene Stimmrecht so lange 
ausgesetzt wird, wie sie von dem entspre-
chenden Teilfonds gehalten werden, dies un-
beschadet einer ange-messenen buchhalteri-
schen Erfassung in der Rechnungslegung und 
den periodischen Berichten; und 

– ihr Wert so lange diese Wertpapiere vom 
OGA gehalten werden, in keinem Fall bei der 
Berechnung des Nettovermögens des OGA im 
Hinblick auf die Ermittlung des durch dieses 
Gesetz vorge-schriebenen Mindesbetrags für 
Nettovermögen berücksichtigt wird; und 

– es nicht zur Verdopplung von Verwaltungs- 
oder Zeichnungs- bzw. Rücknahmegebühren 
auf der Ebene des Teilfonds des OGA, der in 
den Zielteilfonds angelegt hat und diesem 
Zielfonds kommt. 

4.12 

Die Verwaltungsgesellschaft kann mit dem Einver- 
ständnis der Verwahrstelle weitere Anlagebeschrän- 
kungen vornehmen, um den Bedingungen in den 
Ländern zu entsprechen, in denen Anteile vertrieben 
werden bzw. vertrieben werden sollen. 

4.13 

Im Rahmen der Teilfonds wird ein Risikomanage- 
ment-Verfahren eingesetzt, welches es der Verwal- 
tungsgesellschaft ermöglicht, das mit den Anlagepo- 
sitionen der Teilfonds verbundene Risiko sowie ihren 
jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Teilfonds 
jederzeit zu überwachen und zu messen. Im Hinblick 
auf Derivate wird in diesem Zusammenhang ein Ver-
fahren eingesetzt, welches eine präzise und unabhän-
gige Bewertung des mit einem Derivat verbundenen 
Risikos ermöglicht. 
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Die Verwaltungsgesellschaft stellt für jeden Teilfonds 
sicher, dass das mit Derivaten jeweils verbundene 
Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des jeweiligen 
Teilfonds nicht überschreitet. Bei der Berechnung 
dieses Risikos werden der Marktwert der jeweiligen 
Basiswerte, das Ausfallrisiko der Gegenpartei, künfti-
ge Marktfluktuationen und die für die Liquidation der 
Positionen erforderliche Zeit berücksichtigt. 

Art. 5. Ausgabe von Anteilen 

Anteile eines jeden Teilfonds werden von der Ver- 
waltungsgesellschaft zu dem im Verkaufsprospekt 
festgelegten Ausgabepreis und den dort bestimm- 
ten Bedingungen ausgegeben. Anteilinhaber sind 
nur Miteigentümer des Teilfonds, an dem sie Anteile 
besitzen. 

Die Verwaltungsgesellschaft beachtet die Gesetze 
und Bestimmungen der Länder, in denen Anteile an-
geboten werden. 

Dazu kann die Verwaltungsgesellschaft zusätzliche 
Bedingungen für die Ausgabe von Anteilen außer- 
halb Luxemburgs erlassen, die aus den Verkaufs-
prospekten in jenen Ländern hervorgehen. Die Ver-
waltungsgesellschaft kann zu jeder Zeit und nach 
eigenem Ermessen die Ausgabe von Anteilen für 
einen bestimmten Zeitraum oder auf unbestimmte 
Zeit für Privatpersonen oder juristische Personen in 
bestimmten Ländern und Gebieten aussetzen oder 
begrenzen. Die Verwaltungsgesellschaft kann gewis-
se natürliche oder juristische Personen vom Erwerb 
von Anteilen ausschließen, wenn eine solche Maß-
nahme zum Schutz der Anteilinhaber und des Fonds 
gesamthaft erforderlich ist. 

Der Zeichnungsantrag muss vor 14.00 Uhr (Luxem- 
burger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwal-
tungsgesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- 
oder Zahlstelle eingegangen sein. Dieser wird auf 
Grundlage des Nettoinventarwertes des nächsten 
Bewertungstags abgerechnet. Für Zeichnungsanträ-
ge die nach 14.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem 
Bewertungstag eingehen, werden die entsprechen-
den Anteile auf der Grundlage des Nettoinventarwer-
tes des übernächsten Bewertungstages ausgegeben. 

Außerdem kann die Verwaltungsgesellschaft aus 
eigenem Ermessen Zeichnungsanträge zurückwei-
sen 

und zu jeder Zeit Anteile zurücknehmen, die Anteilin-
habern gehören, die vom Erwerb und Besitz von Antei-
len ausgeschlossen sind. 

Auf nicht umgehend ausgeführte Zeichnungsanträge 
eingehende Zahlungen werden von der Verwahrstelle 
unverzüglich und zinslos zurückgezahlt. 

Zahlungen für die Zeichnung von Anteilen haben in-
nerhalb von 3 Luxemburger Bankarbeitstagen nach 
dem entsprechenden Bewertungstag (Trading Day) 
an die Verwahrstelle zu erfolgen. 

Eventuelle Abweichungen von dieser Regelung 
werden in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung 
aufgeführt. 

Art. 6. Ausgabepreis 

Der Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert pro An- 
teil eines jeden Teilfonds, veröffentlicht für den 
nächstfolgenden, wie für jeden Teilfonds im Verkaufs-
prospekt definierten, Bewertungstag, an dem der 
Zeichnungs- oder Rücknahmeantrag bei der Verwal-
tungsgesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- 
oder Zahlstelle eingegangen ist. 

Der Ausgabepreis jeder Anteilscheinklasse kann je- 
weils um Stempelgebühren oder andere Belastungen 
welche der Verwaltungsgesellschaft entstehen, sowie 
um eine Verkaufsprovision zuzüglich eines den Ver-
triebsstellen zukommenden Ausgabeaufschlags, die 
die Verwaltungsgesellschaft festsetzt, erhöht werden. 

Der Ausgabepreis wird kaufmännisch gerundet auf 
zwei  Nachkommastellen. 

Art. 7. Anteile an einem Teilfonds 

Vorbehaltlich der örtlichen Gesetze in den Ländern, in 
denen Anteile angeboten werden, werden die Anteile 
als Inhaberanteile ausgegeben. 

Die Inhaberanteile werden in Form von Globalurkun-
den verbrieft. Eine Auslieferung effektiver Stücke fin-
det nicht statt. 

Für durch Globalurkunde verbriefte Inhaberanteile 
kann die Verwaltungsgesellschaft Bruchteile von An-
teilen bis zu vier Dezimalstellen ausgeben. 
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Die Anteile werden unverzüglich, nach Eingang des 
Ausgabepreises auf dem Konto des Fonds bei der 
Verwahrstelle, im Auftrag der Verwaltungsgesell- 
schaft von der Verwahrstelle durch Gutschrift auf ein 
Wertpapierkonto des Anlegers übertragen. Entspre-
chendes gilt für Anteilbestätigungen bei Eintragung 
der Anteile im Anteilregister. 

Alle Anteile eines Teilfonds haben grundsätzlich die 
gleichen Rechte. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann für jeden Teilfonds 
mehrere Anteilklassen mit jeweils von der Verwal-
tungsgesellschaft bestimmten Merkmalen und Rech-
ten, wie im Verkaufsprospekt für jeden Teilfonds be-
schrieben, anbieten. Die Anteilklassen können sich 
unterscheiden durch die Ausschüttungspolitik (Aus-
schüttung oder Thesaurierung), das Anlegerprofil (In-
stitutionelle Anleger oder Nicht-Institutionelle Anle-
ger), die Gebührenpolitik (z.B. Ausgabeaufschlag, 
Vertriebsprovision, Verwaltungsgebühr) oder sonstige 
von der Verwaltungsgesellschaft festgelegte und im 
Prospekt angegebene Merkmale und Rechte. 

Auf die Anteilklassen mit Ausgabeaufschlag kann ein 
maximaler Ausgabeaufschlag von 5% berechnet 
werden; auf die Anteilklassen mit Vertriebsprovisi- on 
kann eine maximale Vertriebsprovision von 1,5% p.a. 
verrechnet werden (siehe Art. 12). Die Höhe des ma-
ximal erhobenen Ausgabeaufschlags und der maxi-
mal erhobenen Vertriebsprovision ist in der jeweiligen  
Teilfondsbeschreibung geregelt. 

Art. 8. Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert pro Anteil eines jeden Teil- 
fonds wird unter Aufsicht der Verwahrstelle von der 
Verwaltungsgesellschaft oder einer in Luxemburg 
von ihr beauftragten Gesellschaft an jedem, wie für 
jeden Teilfonds im Verkaufsprospekt unter Bewer-
tungstag festgelegten Bewertungstag bestimmt, in-
dem der Nettoinventarwert des entsprechenden Teil-
fonds (Vermögen abzüglich Verbindlichkeiten) durch 
die Anzahl der sich im Umlauf befindlichen Anteile 
desselben Teilfonds geteilt wird. Der Nettoinventar-
wert für jeden Teilfonds ist in der Währung des jewei-
ligen Teilfonds ausgedrückt. 

Sofern in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung 
nicht anders geregelt, gilt als Bewertungstag jeder 

ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frank- 
furt am Main. 

Der Wert des Vermögens eines jeden Teilfonds wird 
wie folgt bestimmt: 

1. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit ei- 
ner (Rest-)Laufzeit von mehr als einem Jahr und 
andere gesetzlich und gemäß diesem Verwal- 
tungsreglement zulässige Vermögenswerte, die 
an einer offiziellen Börse notiert sind oder die an 
einem anderen geregelten Markt, der anerkannt, 
für das Publikum offen und dessen Funktionswei-
se ordnungsgemäß ist, gehandelt werden, wer-
den zum letztbekannten Verkaufskurs bewertet. 
Wenn ein und dasselbe Wertpapier auf verschie-
denen Märkten im Handel ist, wird der letztbe-
kannte Verkaufskurs auf dem Hauptmarkt für das 
betreffende Wertpapier benutzt. 

2. Nichtnotierte Wertpapiere, andere gesetzlich und 
gemäß diesem Verwaltungsreglement zulässige 
Vermögenswerte und Wertpapiere, welche zwar 
an einer offiziellen Börse notiert sind oder an ei-
nem geregelten Markt gehandelt werden, für wel-
che aber der letzte Verkaufspreis nicht repräsen-
tativ ist, werden zum jeweiligen Verkehrswert be-
wertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach 
Treu und Glauben und allgemein anerkannten, 
von unabhängigen Wirtschaftsprüfern nachprüfba-
ren Bewertungsregeln festlegt. 

3. Anteile anderer OGAW oder OGA werden zu 
ihrem letztverfügbaren Nettoinventarwert be-
rechnet. 

4. Flüssige Mittel werden zu ihrem Nominalwert 
plus aufgelaufener Zinsen bewertet. 

5. Die Bewertung von Geldmarktpapieren und sons-
tigen Vermögensanlagen mit einer Restlaufzeit 
von weniger als einem Jahr kann auf der Grundla-
ge des beim Erwerb bezahlten Preises abzüglich 
der beim Erwerb bezahlten Kosten, unter Annah-
me einer konstanten Anlagerendite kontinuierlich 
dem Rücknahmepreis der entsprechenden Geld-
marktpapiere und sonstigen Vermögensanlagen 
angeglichen werden. Die Verwaltungsgesellschaft 
achtet darauf, dass im Falle der Veräußerung die-
ser Vermögensanlagen der realisierte 
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Verkaufspreis nicht unter dem Renditekurs liegen 
wird. 

Dabei wird die Bewertungsbasis bei wesentlichen 
Veränderungen der Marktverhältnisse den jeweiligen 
aktuellen Marktrenditen angepasst. 

Wann immer ein Devisenkurs benötigt wird, um den 
Nettoinventarwert eines Teilfonds zu bestimmen, 
wird der letztbekannte Devisenmittelkurs herangezo-
gen. 

Zusätzlich werden angemessene Vorkehrungen ge-
troffen, um die belasteten Gebühren und das aufge-
laufene Einkommen für jeden Teilfonds zu berechnen. 

Falls außergewöhnliche Umstände eintreten, wel- 
che die Bewertung gemäß den oben aufgeführten 
Kriterien unmöglich oder unsachgerecht machen, ist 
die Verwaltungsgesellschaft ermächtigt, zeitwei- lig 
andere von ihr nach Treu und Glauben festgelegte, 
allgemein anerkannte und von unabhängigen Wirt-
schaftsprüfern nachprüfbare Bewertungsregeln zu 
befolgen, um eine sachgerechte Bewertung des 
Fondsvermögens zu erreichen. 

Zum Zweck der Aufstellung von Jahres- und Halbjah- 
resberichten wird das gesamte Fondsvermögen in 
Euro ausgedrückt; dieser Wert entspricht dem Saldo 
aller Aktiva und Passiva jedes Teilfonds des Fonds. 

Für diese Berechnung wird der Nettoinventarwert ei-
nes jeden einzelnen Teilfonds in Euro konvertiert. 

Sofern für einen Teilfonds mehrere Anteilklassen ge-
mäß Artikel 7 des Verwaltungsreglements eingerich-
tet sind, ergeben sich für die Anteilwertberechnung 
folgende  Besonderheiten: 

a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach den unter 
Absatz 1 dieses Artikels aufgeführten Kriterien für 
jede Anteilklasse separat. 

b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausgabe von An-
teilen erhöht den prozentualen Anteil der jeweili-
gen Anteilklasse am gesamten Wert des Netto- 
Fondsvermögens des jeweiligen Teilfonds. Der 
Mittelabfluss aufgrund der Rücknahme von An-
teilen vermindert den prozentualen Anteil der 

jeweiligen Anteilklasse am gesamten Wert des 
Netto-Fondsvermögens des jeweiligen Teilfonds. 

c) Im Fall einer Ausschüttung vermindert sich der 
Anteilwert der – ausschüttungsberechtigten – An-
teile mit Ausschüttung um den Betrag der Aus-
schüttung. Damit vermindert sich zugleich der 
prozentuale Anteil der Anteile mit Ausschüttung 
am Wert des Netto-Fondsvermögens des jeweili-
gen Teilfonds um den Gesamtbetrag der Aus-
schüttung, während sich der prozentuale Anteil 
der – nicht ausschüttungsberechtigten – thesau-
rierenden Anteile am Netto-Fondsvermögen des 
jeweiligen Teilfonds erhöht. 

d) Die Aufwendungen der Vertriebsprovision, die 
den Anteilen mit Vertriebsprovision belastet wer-
den können, vermindern den prozentualen Anteil 
der Anteile mit Vertriebsprovision am gesamten 
Wert des Netto-Fondsvermögens des jeweiligen 
Teilfonds, während sich der prozentuale Anteil 
der Anteile mit Ausgabeaufschlag am Netto- 
Fondsvermögen des jeweiligen Teilfonds erhöht. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann bei umfangrei- chen 
Rücknahmebegehren, die nicht aus den liqui- den Mit-
teln und zulässigen Kreditaufnahmen des jeweiligen 
Teilfonds befriedigt werden können, unter vorheriger 
Zustimmung der Verwahrstelle den Nettoinventarwert 
der Anteile eines Teilfonds auf der Basis der Kurse 
des Bewertungstages bestimmen, an dem sie für den 
entsprechenden Teilfonds unverzüglich und unter 
Wahrung der Interessen der betreffenden Anteilinha-
ber, die erforderlichen Vermögenswerte veräußert und 
kann die Anteile erst dann zu dem entsprechenden 
Nettoinventarwert zurücknehmen; dies gilt dann auch 
für gleichzeitig eingereichte Zeichnungsanträge für den 
entsprechenden Teilfonds. 

Art. 9. Zeitweilige Aussetzung der Berechnung 

des Nettoinventarwertes und der Ausgabe, der 

Rücknahme und der Umwandlung von Anteilen 

eines bzw. aller Teilfonds 

Die Verwaltungsgesellschaft kann zeitweilig die Be 
rechnung des Nettoinventarwertes eines jeden Teil-
fonds und folglich die Ausgabe, Rücknahme und 
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Umwandlung von Anteilen eines bzw. aller Teilfonds 
aussetzen, wenn: 

• eine Börse oder ein Geregelter Markt, an denen 
ein wesentlicher Teil der Wertpapiere eines Teil-
fonds notiert ist oder gehandelt wird, geschlos-
sen ist (außer an gewöhnlichen Wochenenden 
oder Feiertagen) oder wenn der Handel an einer 
solchen Börse oder an einem solchen Markt be-
grenzt oder suspendiert ist; 

• politische, wirtschaftliche, militärische, geldliche 
Notlagen, die außerhalb der Kontrolle, Verant-
wortung oder des Einflusses der Verwaltungsge-
sellschaft liegen, Verfügungen 
über das betreffende Teilfondsvermögen unmög-
lich machen; 

• eine Unterbrechung der Nachrichtenverbindun- 
gen oder irgendein anderer Grund es unmöglich 
machen, den Wert eines wesentlichen Teils eines 
Teilfonds zu bestimmen; 

• wegen Einschränkungen des Devisenverkehrs 
oder sonstiger Übertragungen von Vermögens- 
werten Geschäfte für den jeweiligen Teilfonds un-
durchführbar werden, oder falls es objektiv nach-
gewiesen werden kann, dass Käufe oder Verkäu-
fe eines wesentlichen Teils der Vermögenswerte 
eines Teilfonds nicht zu marktgerechten Kursen 
getätigt werden können. 

Art. 10. Rücknahme von Anteilen 

Anteilinhaber können Anträge auf Rücknahme ihrer 
Anteile jederzeit zu den im Verkaufsprospekt festge-
legten Bedingungen und dem dort bestimmten Rück-
nahmepreis  einreichen. 

Der Rücknahmepreis jedes Teilfonds ist der Nettoin- 
ventarwert pro Anteil, wie er am Tag des Erhalts des 
Rücknahmeantrags entsprechend den im Verkaufs- 
prospekt festgelegten Bedingungen bestimmt wird, 
beziehungsweise wie er an dem nächstfolgenden 
Bewertungstag folgenden Bankarbeitstag veröffentlicht 
und berechnet wird. 

Der Rücknahmeantrag muss vor 14.00 Uhr (Luxem- 
burger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwal-
tungsgesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- 
oder Zahlstelle eingegangen sein. Dieser wird auf 
Grundlage des Nettoinventarwertes des nächsten 

Bewertungstags abgerechnet. Für Rücknahmeanträ-
ge die nach 14.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem 
Bewertungstag bei der Verwaltungsgesellschaft, der 
Transferstelle, der Vertriebs- oder Zahlstelle einge-
hen, werden die entsprechenden Anteile auf der 
Grundlage des Nettoinventarwertes des übernächs-
ten Bewertungstages abgerechnet. 

Je nach der Entwicklung des Nettoinventarwertes 
kann der Rücknahmepreis höher oder niedriger als 
der gezahlte Ausgabepreis sein. 

Der Rücknahmepreis jeder Anteilscheinklasse kann 
sich jeweils um Steuern oder andere Belastungen 
welche der Verwaltungsgesellschaft entstehen, so- 
wie um eine eventuell anfallende Gebühr zugunsten 
der Vertriebsstellen und um eine Rücknahmegebühr, 
die die Verwaltungsgesellschaft festsetzt, verringern. 
Der Rücknahmepreis wird kaufmännisch gerundet um 
zwei Nachkommastellen. 

Die Verwaltungsgesellschaft muss dafür Sorge tra- 
gen, dass das Teilfondsvermögen genügend flüssige 
Mittel besitzt, um nach Erhalt von Rücknahmean- trä-
gen die Rückzahlung für Anteile unter normalen Um-
ständen binnen 3 Luxemburger Bankarbeitstagen 
nach dem entsprechenden Bewertungstag (Trading 
Day) vorzunehmen. 

Die Verwahrstelle ist verpflichtet, die Zahlung des 
Rücknahmepreises binnen 3 Luxemburger Bank- ar-
beitstagen nach dem entsprechenden Bewer- tungs-
tag (Trading Day) vorzunehmen, außer bei spezifi-
schen gesetzlichen Bestimmungen, wie z.B. Wäh-
rungsbeschränkungen, oder einem Umstand außer-
halb der Kontrolle der Verwahrstelle, der die Überwei-
sung des Rücknahmepreises in das Land, aus dem 
die Rücknahme beantragt wurde, unmöglich macht. 
Außerdem kann die Verwaltungsgesellschaft mit der 
Zustimmung der Verwahrstelle im Falle von umfang-
reichen Rücknahmeanträgen die Zahlung des Rück-
nahmepreises aufschieben, bis die entsprechenden 
Vermögenswerte veräußert wurden (siehe Artikel 8). 

Eventuelle Abweichungen von dieser Regelung 
werden in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung 
aufgeführt. 
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Art. 11. Umwandlung von Anteilen 

Die Umwandlung von Anteilen einer Anteilklasse ei-
nes Teilfonds in Anteile einer anderen Anteilklas- se 
des gleichen Teilfonds oder der gleichen oder ei- ner 
anderen Anteilklasse eines anderen Teilfonds kann 
an jedem Bewertungstag in Luxemburg durch Einrei-
chung eines Umwandlungsbegehrens bei der Verwal-
tungsgesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- 
oder Zahlstelle erfolgen, unter der Bedin- gung, dass 
die Voraussetzungen für die Investition in der neuen 
Anteilklasse erfüllt sind. Die Umwandlung erfolgt am 
Tag des Eintreffens des Begehrens zum entspre-
chend den im Verkaufsprospekt festgelegten Bedin-
gungen ermittelten Nettoinventarwert pro Anteil der 
Anteilklasse des betreffenden Teilfonds des nächsten 
Bewertungstages, veröffentlicht und berechnet am 
nächsten Bewertungstag und unter Anwendung des 
zum Zeitpunkt der Umwandlung letztbekannten  De-
visenmittelkurses. 

Das Umwandlungsbegehren muss vor 14.00 Uhr (Lu- 
xemburger Zeit) an einem Bewertungstag bei der 
Verwaltungsgesellschaft, der Transferstelle, der Ver- 
triebs- oder Zahlstelle eingegangen sein. Dieses wird 
auf Grundlage des Nettoinventarwertes des nächsten 
Bewertungstags abgerechnet. Für Umwandlungsbe-
gehren die nach 14.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an 
einem Bewertungstag bei der Verwaltungsgesell-
schaft, der Transferstelle, der Vertriebs- oder Zahl-
stelle eingehen, werden die entsprechenden Anteile 
auf der Grundlage des Nettoinventarwertes des 
übernächsten Bewertungstages abgerechnet. 

Wandelt ein Anleger seine Anteile von einer Anteil- 
klasse eines Teilfonds in eine andere Anteilklasse 
eines Teilfonds mit höherem Ausgabeaufschlag um, 
dann wird die positive Differenz dieser Ausgabeauf-
schläge in Rechnung gestellt. 

Art. 12. Ausgaben des Fonds 

Die folgenden Kosten werden direkt vom Fonds ge-
tragen. Für wesentliche Ausgaben des Fonds, deren 
Höhe vorhersehbar ist, werden bewertungstäglich 
Rückstellungen gebildet. 

1. Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jähr-
liche Verwaltungsgebühr von maximal 2%. Etwai-
ge Fondsmanager- und eventuell anfallende An-
lageberaterhonorare inklusive erfolgsabhängige 

Gebühren im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung eines Teilfondsvermögens können dem je- 
weiligen Teilfonds separat belastet werden. Die 
Verwaltungsgebühr, etwaige Fondsmanager- ho-
norare und eventuell anfallende Anlagebera- ter-
honorare sowie deren Berechnungsmethode wer-
den in der Übersicht des jeweiligen Teilfonds auf-
geführt. 

2. Die Verwahrstelle berechnet eine jährliche Ver- 
wahrstellengebühr („Verwahrstellengebühr“) von 
maximal 0,7%, zahlbar monatlich, berechnet auf 
den letzten Nettoinventarwert eines jeden Teil-
fonds am Ende eines jeden Monats. Fremde Ver-
wahrungs- und Verwaltungsgebühren, die von 
anderen Korrespondenzbanken und/oder Clea-
ringstellen (z.B. Clearstream oder Euroclear) für 
die Verwahrung der Vermögenswerte des Fonds 
anfallen, werden dem Fondvermögen gesondert 
in Rechnung gestellt. 

3. Übliche Makler-, Broker- und Bankgebühren, die 
für Geschäfte eines jeden Teilfonds anfallen. 

4. Druckkosten für Inhaberzertifikate, die Kosten der 
Vorbereitung und/oder der amtlichen Prü- fung 
des Verwaltungsreglements und aller an- deren 
den Fonds betreffenden Dokumente, ein- schließ-
lich Zulassungsanträgen, Verkaufsprospek- ten, 
KIIDs sowie diesbezügliche Änderungsanträge an 
Behörden in verschiedenen Ländern in den ent-
sprechenden Sprachen im Hinblick auf das Ver-
kaufsangebot von Fondsanteilen; 

5. Kosten für den Druck und Versand der Jahres- 
und Zwischenberichte und anderer Mitteilungen an 
die Anteilinhaber in den zutreffenden Sprachen 
sowie Kosten der Veröffentlichung der Ausgabe- 
und Rücknahmepreise und der Ausschüttungsbe-
kanntmachungen sowie aller sonstiger an die An-
teilinhaber gerichteten Bekanntmachungen; 

6. Kosten des Rechnungswesens, der Buchführung, 
der Register- und Transferstelle, der Messung der 
Performance der Teilfonds, des Risk Management 
und der täglichen Errechnung des Inventarwertes 
und dessen Veröffentlichung; 

7. Honorare der Wirtschaftsprüfer; 
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8. Kosten für die Meldung an ein Transaktionsregis-
ter gemäß EMIR. 

9. etwaige Kosten von Kurssicherungsgeschäften; 
 

10. Eventuell anfallende Mehrwertsteuer; 
 

11. Kosten zur Förderung des Vertriebs; 
 

12. Kosten für die Bekanntmachung der Besteue- 
rungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass 
die steuerlichen Angaben nach den Regeln des 
deutschen Steuerrechts ermittelt wurden Kosten 
zur Erstellung und Bekanntmachung steuerlicher 
Hinweise 

13. Kosten für Rechtsberatung und alle ähnlichen ad-
ministrativen Kosten, die der Verwaltungsgesell-
schaft oder der Verwahrstelle entstehen, wenn 
sie im Interesse der Anteilinhaber des Fonds 
handeln; 

14. Kosten etwaiger Börsennotierung(en) und/oder 
Registrierung der Anteile zum öffentlichen Ver-
trieb in verschiedenen Ländern. 

15. Eine jährliche Abgabe („taxe d’abonnement“) 
wird vom Großherzogtum Luxemburg dem Ge-
samtnettovermögen auferlegt. 

16. Die Verwaltungsgesellschaft ist ermächtigt, auf 
Anteile bestimmter Anteilklassen, die im Ver- 
kaufsprospekt jeweils beschrieben sind, eine Ver-
triebsprovision von maximal 1,5% pro Jahr des 
dieser Anteilklasse zukommenden Anteils des 
Nettoinventarwertes innerhalb des jeweiligen 
Teilfonds zu berechnen. Die Berechnungsmetho-
de ist im Verkaufsprospekt des jeweiligen Teil-
fonds beschrieben. 

Im Falle, dass eine der oben genannten Ausgaben 
des Fonds nicht einem bestimmten einzelnen Teil- 
fonds zugeteilt werden kann, wird diese Ausgabe 
allen Teilfonds pro rata zum Nettoinventarwert jedes 
einzelnen Teilfonds zugeteilt. 

Wo der Fonds eine der oben genannten Ausgaben 
für einen bestimmten einzelnen Teilfonds oder im 
Zusammenhang mit einem bestimmten einzelnen 
Teilfonds macht, wird diese Ausgabe jenem Teilfonds 
zugeteilt. 

Alle periodisch wiederkehrenden Kosten werden di-
rekt vom Fonds getragen; andere Auslagen können 
über einen Zeitraum von 5 Jahren abgeschrieben 
werden. 

Art. 13. Geschäftsjahr, Prüfung 

Das Geschäftsjahr des Fonds endet am 31. eines 
jeden Jahres. 

Der Jahresabschluss der Verwaltungsgesellschaft 
und der Rechenschaftsbericht des Fonds werden von 
einem ermächtigten unabhängigen, von der Verwal- 
tungsgesellschaft beauftragten Wirtschaftsprüfer ge-
prüft. 

Art. 14. Ausschüttungen 

Eine Ausschüttung erfolgt nur auf die Anteile aus- 
schüttender Anteilklassen; Erträge, die auf thesaurie- 
rende Anteilklassen entfallen, werden nicht ausge- 
schüttet und werden wieder angelegt. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird jedes Jahr für die 
ausschüttenden Anteilklassen Ausschüttungen aus 
den ordentlichen Nettoerträgen und den netto re- 
alisierten Kapitalgewinnen, die diesen Anteilklas- sen 
innerhalb des jeweiligen Teilfonds zukommen, vor-
nehmen. Des Weiteren kann die Verwaltungsgesell-
schaft um einen hinreichenden Ausschüttungsbetrag 
zu gewähren, jegliche andere Ausschüttung vorneh-
men. 

Es wird keine Ausschüttung erfolgen, wenn als ein 
Resultat hiervon das Nettovermögen des Fonds unter 
das vom Luxemburger Gesetz vorgesehene Minimum 
von Euro 1.250.000,00 fallen würde. 

Ausschüttungen, welche fünf Jahre nach ihrem Aus-
zahlungstag nicht geltend gemacht wurden, verfallen 
an die jeweilige Anteilklasse des jeweiligen Teil-
fonds, aus welchem sie stammen. 

Art. 15. Abänderung des Verwaltungsreglements 

Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwaltungs-
reglement ganz oder teilweise zu jeder Zeit abän-
dern, wenn dies im Interesse der Anteilinhaber und 
im Einverständnis mit der Verwahrstelle und der lu-
xemburgischen  Aufsichtsbehörde  geschieht. 

Änderungen des Verwaltungsreglements werden 
beim Handelsregister des Bezirksgerichtes in 
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Luxemburg hinterlegt und ein Vermerk dieser Hinter-
legung wird im Mémorial veröffentlicht. 

Die Änderungen treten am Tage der Unterzeichnung 
des ganz oder teilweise geänderten Verwaltungsreg-
lements in Kraft. 

Art. 16. Veröffentlichungen 

Der Nettoinventarwert, der Ausgabe- und Rücknah-
mepreis eines jeden Teilfonds können über die Ver-
waltungsgesellschaft, bei der Verwahrstelle und bei 
jeder Zahlstelle erfragt werden. 

Der geprüfte Jahresbericht, der binnen 4 Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahres, und alle Halb- 
jahresberichte, die binnen 2 Monaten nach Abschluss 
des Berichtszeitraums veröffentlicht werden, sind den 
Anteilinhabern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, 
der Verwahrstelle und bei den Zahlstellen und Ver-
triebsstellen  zugänglich. 

Die Liquidation des Fonds wird im RESA, Recueil 
Électronique des Sociétés et Associations veröffen-
tlicht. Die Liquidation des Fonds wird darüber hinaus 
in einer Luxemburger Tageszeitung und gemäß den 
gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestimmun- 
gen der Länder veröffentlicht, in denen Anteile an-
geboten oder verkauft werden veröffentlicht. Die Zu-
sammenlegung von Teilfonds, die Einbringung eines 
Teilfonds in einen anderen OGAW Luxemburger oder 
ausländischen Rechts und die Auflösung eines Teil-
fonds, werden gemäß den gesetzlichen und auf-
sichtsrechtlichen Bestimmungen der Länder veröf-
fentlicht, in denen Anteile angeboten oder verkauft 
werden. Mitteilungen an die Anteilinhaber, inklusive 
Mitteilungen über die Aussetzung der Berechnung 
des Nettoinventarwertes und des Ausgabe- und 
Rücknahmepreises eines Teilfonds werden gemäß 
den gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestim-
mungen der Länder veröffentlicht, in denen Anteile 
angeboten oder verkauft werden. 

Art. 17. Dauer und Liquidation des Fonds, Auf-

lösung eines Teilfonds 

Der Fonds ist auf unbestimmte Dauer errichtet. Die 
einzelnen Teilfonds können für eine bestimmte Zeit 
aufgelegt werden und somit für eine vom Fonds ab-
weichende Dauer errichtet werden. Sofern ein 

Teilfonds für eine bestimmte Dauer aufgelegt wird, 
sind nähere Informationen hierzu den respektiven 
Fondsbeschreibungen im Verkaufsprospekt unter 
“BayernInvest Fonds im Überblick“ zu entnehmen. 

Der Fonds oder einzelne Teilfonds können jederzeit 
durch gegenseitiges Einverständnis der Verwaltungs-
gesellschaft und der Verwahrstelle liquidiert werden. 
Zusätzlich erfolgt die Liquidation des Fonds bei Eintritt 
der gesetzlichen Voraussetzungen des Artikels 22 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Organismen 
für gemeinsame Anlagen. 

Sobald die Entscheidung gefällt wird, den Fonds oder 
einen Teilfonds aufzulösen, werden keine Antei- le 
des Fonds beziehungsweise des betreffenden Teil-
fonds mehr ausgegeben oder zurückgenommen (es 
sei denn, alle Anteilinhaber können gleich behandelt 
werden). Dies wird den Anteilinhabern gemäß Artikel 
16 dieses Verwaltungsreglements bekannt gegeben. 
Die Verwaltungsgesellschaft wird das Vermögen ei-
nes jeden Teilfonds im Interesse der Anteilinhaber 
des entsprechenden Teilfonds veräußern und die 
Verwahrstelle wird den Nettoliquidationserlös gemäß 
den Anweisungen der Verwaltungsgesellschaft nach 
Abzug der Liquidationskosten und -gebühren an die 
Anteilinhaber des jeweiligen Teilfonds im Verhältnis zu 
ihrer Beteiligung auszahlen. 

Beträge, die aus der Liquidation des Fonds oder ei- 
nes seiner Teilfonds stammen und die von den be- 
rechtigten Anteilinhabern nicht eingelöst werden, 
werden durch die Verwahrstelle zugunsten der be- 
rechtigten Anteilinhaber bei der „Caisse de Consi- 
gnation“ in Luxemburg hinterlegt. Die Beträge ver- 
fallen, wenn sie nicht innerhalb von 30 Jahren nach 
Hinterlegung dort angefordert werden. 

Teilfonds können unter den nachfolgend beschriebe- 
nen Bedingungen zusammengelegt werden, indem ein 
Teilfonds in einen anderen Teilfonds des Fonds ein-
gebracht wird, und sie können in einen anderen Orga-
nismus für gemeinsame Anlagen („OGA“) eingebracht 
werden. 

Eine Zusammenlegung von Teilfonds sowie die Ein-
bringung in einen anderen OGA erfolgen auf Be-
schluss der Verwaltungsgesellschaft. 
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